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Vorwort 
Meine Empörung über die staatliche und gesellschaftliche Doppelmoral im Umgang mit 
Sexarbeit war ein ausschlaggebender Anlass, der zum Entstehen dieser Arbeit beigetragen hat. 
Aber auch der Umstand, dass Sexarbeiter_innen oftmals als Opfer von Strukturen
1
 und 
insbesondere Frauen in der Sexarbeit häufig als Opfer von patriarchaler Gewalt und 
unterdrückte Objekte dargestellt werden, erweckte schon vor Jahren mein feministisches 
Interesse an der Thematik. Viele Fragen "quälten" mich in diesem Zusammenhang, aber eines 
war klar, so einfach konnte es nicht sein! Es war mir wichtig eine differenzierte Sichtweise zu 
entwickeln, um altbekannten Vorurteilen und Stereotypen etwas entgegenhalten zu können.  
Die Frage der Freiwilligkeit
2
 stellte sich mir dabei nicht, denn in einem kapitalistischen 
System sind wir alle „Huren“, so meine Herangehensweise, egal, ob wir unsere Hand, unseren 
Kopf, unsere Zuneigung und Aufmerksamkeit und/oder unsere Geschlechtsteile verkaufen. Es 
wäre egal, wäre hier nicht die Moral! Und eine gesellschaftlich niedrige Bewertung von 
Tätigkeiten, die vor allem von Migrant_innen und Frauen erledigt werden.
 3
 Sexarbeit ist 
aufgrund der Stigmatisierung die diese Tätigkeit erfährt, verstärkt von diesem Umstand 
betroffen und in der Hierarchie, die auch zwischen niedrig bewerteten Tätigkeiten existiert, 
wiederum im unteren Bereich angesiedelt. 
Aber auch wenn rassistische und sexistische Strukturen und Diskurse ungleiche 
Voraussetzungen für Migrant_innen und Frauen schaffen, so sollte dieser Umstand jedoch 
keine paternalistische Haltung legitimieren, die jemandem zum Opfer macht und die oftmals 
dazu führt, dass genau diese Strukturen ausgeblendet werden. Wir alle treffen mehr oder 
weniger selbstbestimmte Entscheidungen im Rahmen unserer Wahlmöglichkeiten, absolut 
frei ist niemand. Es braucht (Arbeits-)Rechte und Anerkennung für (rechtliche) prekäre 
Tätigkeiten wie z.B. für jene in der Sexarbeit, oder aber in der Pflege- und Haushaltsarbeit 
und Solidarität im Kampf für diese Rechte. Denn nur Rechte können Arbeiter_innen (nicht 
nur) in diesen Sektoren stärken und somit auch vor Ausbeutung schützen. Feminist_innen, die 
behaupten Sexarbeiter_innen seien Opfer von patriarchalen Strukturen und patriarchaler 
Gewalt, folgen oftmals selbst einer patriarchalen Logik, da sie vor allem Frauen in der 
                                                          
1
 Beispielsweise als Opfer von Armut und somit von ökonomischen Zwängen. 
2
 Die Frage, die sich mir in diesem Zusammenhang stellte, war eher jene, warum genau über der Tätigkeit 
Sexarbeit oftmals diese "Frage der Freiwilligkeit" schwebt. Eine moralistische Beurteilung von Sexarbeit, die 
auch in Zusammenhang mit einem tabuisierten Umgang mit Sexualität bzw. mit der Konstruktion von Sexualität 
als das Intimste einer Person gesehen werden kann, bringt u.a. diese Frage mit sich. Wer stellt sich die Frage 
bei einer 24-Stunden-Pflegekraft in einem Privathaushalt oder bei einer Putzkraft? Wer stellt sich in diesem 
Kontext die Frage, ob sie_er ihren_seinen Job gerne und freiwillig macht? 
3
 Überwiegend im (prekären und informellen) Dienstleistungssektor. 
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Sexarbeit jegliche Selbstbestimmung und Handlungsmacht absprechen. Radikalfeministische 
Forderungen nach einer Abschaffung von Sexarbeit bringt zudem keine rechtlichen Vorteile 
für Sexarbeiter_innen, da Regelungen, die langfristig gesehen die Abschaffung zum Ziel 
haben, Sexarbeiter_innen eher in die Illegalität drängen und somit in einen noch 
ungeschützteren Bereich.  
Ich hoffe, es gelingt mir mit dieser Arbeit zu zeigen, inwiefern moralistische Bewertungen 
von Sexarbeit verhindern, dass tatsächliche Rechte für Sexarbeiter_innen anerkannt werden 
und dass es notwendig wäre, den Blick auf Sexarbeit zu ändern! 
Bei all jenen, die direkt oder indirekt zum Entstehen dieser Arbeit beigetragen haben, möchte 
ich mich an dieser Stelle bedanken, bei meiner Mutter, meinen Großeltern und meinem Vater 
für die jahrelange (finanzielle) Unterstützung, die es mir erst ermöglicht hat mein Studium mit 
mehr Ruhe anzugehen und letztendlich auch abzuschließen. Besonderer Dank gilt auch 
meinem Partner Roland, der während der Diplomarbeitsphase viel Verständnis und Geduld 
für mich aufbrachte. Bei meinen Kolleginnen von maiz möchte ich mich für zahlreiche 
Diskussionen, den Raum der Reflexion und die mentale und zeitliche Unterstützung im 
Hinblick auf meine Diplomarbeit bedanken. Von zahlreichen Sexarbeiter_innen durfte ich 
viel über die Praxis lernen, auch Danke dafür! Und nicht zuletzt möchte ich mich bei Robert 
Foltin bedanken, eher bekannt unter dem Namen Fuzi, der sich sozusagen in allerletzter 
Minute des Lektorats angenommen hat! 
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1. Einleitung  
Sexarbeit
4
 gilt in Österreich offiziell seit 1989 als sittenwidrig und wird nicht als 
Erwerbsarbeit anerkannt. Trotz der nach wie vor aufrechten Sittenwidrigkeit produziert der 
Staat doch ein regulatives Prostitutionsregime. Somit ergibt sich die paradoxe Situation, dass 
Sexarbeiter_innen
5
  zwar viele Pflichten haben, zu denen u. a. die polizeiliche bzw. 
behördliche Meldepflicht,  wöchentliche Kontrolluntersuchungen  und Steuerabgaben 
gehören, dass sie jedoch sozial- und arbeitsrechtlich nicht abgesichert sind.  
Sexarbeit steht seit Beginn der 1990er-Jaher vor allem aufgrund des Engagements von NGOs 
wie z.B. Lefö in Wien oder maiz und Lena in Oberösterreich auf der politischen Agenda.
6
 
Diese NGOs kritisierten u.a. die widersprüchliche Regulation von Sexarbeit und zeigten die 
staatliche Doppelmoral im Umgang mit Sexarbeit auf (vgl. Sauer 2008: S. 84f.). Sauer betont, 
dass die Arbeit der NGOs vor allem zu einer Veränderung der Wahrnehmung von Sexarbeit 
führte und es bis in die Mitte der 1990er-Jahre daher zu einer Verschiebung der politischen 
und öffentlichen Diskussionen kam. Sexarbeit wurde weniger als Kriminalitäts- und 
Gesundheitsproblem für die Öffentlichkeit diskutiert, sondern vor allem unter dem Aspekt 
fehlender Rechte und der Verbesserung von Arbeitsbedingungen für Sexarbeiter_innen (vgl. 
ebd.). Aktuelle diskursive Verknüpfungen, wie z.B. jene von Sexarbeit und Frauenhandel und 
die Wahrnehmung von Sexarbeit als Ausbeutung und Zwang führten jedoch  u.a. zu einer 
Rekriminalisierung des Diskurses über Sexarbeit (vgl. ebd.: S. 94). 
In Oberösterreich wird im Jahr 2011
7
 eine Regierungsvorlage
8
 zur Regelung der Anbahnung 
und Ausübung von "Sexualdienstleistungen"
9
 diskutiert, mit der aktuelle diskursive 
                                                          
4
 Ich verwende den Begriff "Sexarbeit" in Abgrenzung zum Begriff der "Prostitution", da Sexarbeit die 
Anerkennung dieser Tätigkeit als Arbeit bzw. Erwerbsarbeit impliziert. Im Gegensatz zum Begriff  "Prostitution", 
der oftmals mit stigmatisierenden und diskriminierenden Bedeutungen aufgeladen ist, stellt die Bezeichnung 
"Sexarbeit" einen Versuch dar, sich einer moralistischen Beurteilung der Tätigkeit als Sexarbeiter_in zu 
entziehen. In diesem Sinne spreche ich auch von Sexarbeiter_innen und nicht von "Prostituierten". Verwende 
ich dennoch den Begriff "Prostitution", wenn ich mich beispielsweise auf gesetzliche Regelungen oder aber 
bestimmte Positionierungen zu Sexarbeit beziehe, dann setze ich den Begriff unter Anführungszeichen, um die 
begriffliche Abgrenzung klar zu machen.
5
 Die hier verwendete Schreibweise soll darauf hinweisen, dass Geschlechteridentitäten vielseitig sind und 
jenseits einer dichotomen Geschlechterordnung zu verorten sind. Grundsätzlich verwende ich in dieser Arbeit 
diese geschlechtersensible Schreibweise, außer wenn ich wörtlich zitiere. Gibt es andere Gründe warum ich die 
Schreibweise mit underscore nicht verwende, so werden diese an entsprechender Stelle erläutert. Näheres 
dazu siehe Exkurs: Auflösung einer zweigeschlechtlichen Ordnung. 
6
 Bei Lefö und maiz handelt sich um migrantische Selbstorganisationen. Lena ist Teil der kirchlichen 
Organisation "Caritas". All diese NGOs arbeiten mit Sexarbeiter_innen zusammen, maiz und Lefö explizit mit 
Migrant_innen in der Sexarbeit  (vgl. Sauer 2008: S. 84). 
7
 Die Diskussionen werden im Jahr 2012 fortgesetzt, da das "Oberösterreichische Sexualdienstleistungsgesetz" 
2011 noch nicht beschlossen wird. 
8
 Regierungsvorlage vom Mai 2011, RV 389/2011 
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Verknüpfungen wie z.B. jene von Sexarbeit und Kriminalität, aber auch die oben erwähnte 
Doppelmoral scheinbar aufgebrochen werden. Als ein zentrales Ziel des geplanten Gesetzes 
wird die Verbesserung der Arbeitsbedingungen von "Sexualdienstleistenden" (vgl. RV 
389/2011: B. zu §8 Abs. 2) genannt. Im allgemeinen Teil der aktuellen Regierungsvorlage ist 
sogar von einer Anerkennung der "Prostitution" als legale Erwerbstätigkeit die Rede (vgl. RV 
389/2011: A.I.). Da allerdings die Kompetenzen und die Reichweite des geplanten 
Landesgesetzes beschränkt sind, werden die oben skizzierten Widersprüche fortgeschrieben. 
Denn die Sittenwidrigkeit der Sexarbeit, die auf eine Entscheidung des Obersten 
Gerichtshofes (OGH) zurückzuführen ist und diverse bundesgesetzliche Regelungen, die für 
Sexarbeiter_innen von Relevanz sind, fallen nicht in den Kompetenzbereich der 
Bundesländer. Zudem bleibt hinsichtlich der Verbesserung der Arbeitsbedingungen für 
Sexarbeiter_innen in der aktuellen Regierungsvorlage vieles offen, da z.B. bestimmte 
Auflagen für Bordellbetreiber_innen, die zur Verbesserung der Rahmenbedingungen in der 
Sexarbeit beitragen sollen, nicht präzisiert werden.  
Sexarbeit  bzw. "Prostitution"
10
 wird in Oberösterreich bis dato im Polizeistrafgesetz geregelt. 
Ein eigenes Gesetz wird daher vor allem von jenen NGOs, die sich für die Rechte von 
Sexarbeiter_innen und die Anerkennung von Sexarbeit als Erwerbsarbeit einsetzen, 
grundsätzlich begrüßt. Die kirchliche Organisation Lena betont, dass mit einem eigenen 
Gesetz eine rechtliche schützende Basis für Sexarbeiter_innen geschaffen werden könne (vgl. 
Lena 2010: S. 1) und die Migrant_innen-Selbstorganisation maiz weist darauf hin, dass mit 
der Ausgliederung aus dem Polizeistrafgesetz, auch eine Entkopplung von Sexarbeit und 
Kriminalität erfolge (vgl. maiz 2010a: o.S.). Allerdings entsteht bei genauer Betrachtung der 
momentanen Regierungsvorlage der Eindruck, als ob Sexarbeit nach wie vor eher mit 
Kriminalität als mit der Problematik der fehlenden Rechte von Sexarbeiter_innen verbunden 
wird. Denn dem zweiten zentralen Ziel der aktuellen Vorlage für ein "Oberösterreichisches 
Sexualdienstleistungsgesetz", welches sich der Schaffung besserer Kontrollmöglichkeiten 
durch polizeiliche und kommunale Behörden verschreibt, scheint ein höherer Stellenwert 
eingeräumt zu werden, als der Verbesserung der Arbeitsbedingungen in der Sexarbeit. Die 
behördlichen und vor allem polizeilichen Kontrollen werden u.a. begründet mit der 
                                                                                                                                                                                     
9
 In der Vorlage zu diesem Landesgesetz für Oberösterreich wird der Begriff "Sexualdienstleistung" im Titel 
verwendet. Oberösterreich nimmt mit der Wahl dieses Begriffes eine Vorreiterrolle ein, da es österreichweit 
das erste Bundesland sein wird, welches im Gesetz diesen Begriff festschreibt (vgl. RV 389/2011). Die 
Entscheidung für den Begriff "Sexualdienstleistung" lässt vor allem auf den Einfluss von NGOs schließen, welche 
in die Entstehung des vorliegenden Gesetzestextes mit eingebunden wurden und den Begriff "Prostitution" 
ablehnen bzw. sich davon distanzieren. 
10
 Dieser Begriff wird im Polizeistrafgesetz von 1979 verwendet (LGBl.Nr. 36/1979: § 2). 
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Sicherstellung von geplanten Arbeitsplatzbestimmungen und einer Verringerung des 
Gesundheitsrisikos sowohl für Sexarbeiter_innen als auch für Kund_innen (RV 389/2011: 
A.I.). Ein zentrales Ziel, welches in der aktuell vorliegenden Regierungsvorlage vom Mai 
2011 zwar nicht explizit erwähnt wird, ist aber auch die Bekämpfung "illegaler", also nicht-
registrierter Sexarbeit, vor allem in Privatwohnungen und Massagestudios. Bereits im Jahr 
2006 initiierte die Stadt Linz die Debatte um ein eigenes "Prostitutionsgesetz", um eben gegen 
diesen nicht-registrierten Bereich vorzugehen, der vor allem als gesundheitspolitisches 
Problem wahrgenommen wurde und wird, da sich nicht-registrierte Sexarbeiter_innen keinen 
Kontrolluntersuchungen unterziehen (vgl. Presseaussendung der Stadt Linz 2009).
11
 Kritisiert 
wurde damals bereits, dass die Polizei lediglich Zugang zu gemeldeten Lokalen habe und 
somit gegen "illegale" Sexarbeit in Massagestudios oder Privatwohnungen nicht vorgehen 
könne (vgl. ebd.).  
Eine zentrale Änderung auf Grundlage der aktuellen Vorlage vom Mai 2011 wird sein, dass 
Bordelle und bordellähnliche Einrichtungen, darunter sind laut dem vorläufigen Gesetzestext 
Laufhäuser
12
 zu verstehen, nicht mehr nur anzeigepflichtig sein werden, sondern dass diese 
bewilligt werden müssen. Für diese Bewilligung, die durch die Gemeinden bzw. Städte 
erfolgen wird, werden klar festgelegte Voraussetzungen zu erfüllen sein. Mit der 
Bewilligungspflicht für Bordelle, Laufhäuser und auch Peep-Shows werden gesetzlich klar 
definierte Auflagen und Räumlichkeiten geschaffen mit dem Ziel, diese für behördliche und 
vor allem polizeiliche Kontrollen zugänglich zu machen. Zudem werden erotische Massagen 
und auch Sexualassistenz für Menschen mit Beeinträchtigungen als Sexualdienstleistung 
                                                          
11
 Bereits am 9. März 2006 wurde vom Linzer Gemeinderat einstimmig ein Entwurf für ein "Prostitutionsgesetz" 
beschlossen und nach einem Begutachtungsverfahren an den zuständigen Ausschuss des oberösterreichischen 
Landtages weiter geleitet. Somit kam es bereits in der Gesetzgebungsperiode zwischen den Jahren 2003 und 
2009  zu Verhandlungen über ein "Prostitutionsgesetz" in einem eigens dafür eingerichteten Unterausschuss. 
Ein Beschluss des damaligen "Prostitutionsgesetzes" wurde durch die anstehenden Landtagswahlen im Jahr 
2009 verhindert (vgl. Presseaussendung der Stadt Linz 2009 und Meinhart 2011). 
12
 Ein Bordell wird in der Regierungsvorlage für ein Sexualdienstleistungsgesetz definiert als "Betrieb, in dem 
die Sexualdienstleistung durch eine oder mehrere Personen angebahnt oder ausgeübt wird" (RV 389/2011: 
§2/4.). In Laufhäusern hingegen findet die Anbahnung und Ausübung von Sexarbeit in einem Haus statt, in dem 
Zimmer oder Wohnungen von Sexarbeiter_innen angemietet werden, die dann unabhängig voneinander in 
diesen Wohnungen arbeiten (vgl. ebd.: 5.). Ein zentraler Unterschied zwischen einem Bordell und Laufhaus ist 
somit jener, dass in Laufhäusern kontinuierlich festgesetzte Mieten zu bezahlen sind, während hingegen in 
Bordellen Sexarbeiter_innen nur Abgaben an den_die Betreiber_in tätigen, wenn sie mit einem_r Kund_in ein 
Zimmer benützen, welches eben die Betreiber_innen zur Verfügung stellen. Bordelle sind zudem 
Kombinationen mit einem Barbetrieb und haben oftmals die gesamte Nacht hindurch geöffnet. Viele 
Sexarbeiter_innen bevorzugen trotz hoher Mieten ein Arbeiten in Laufhäusern, da dort mit Kund_innen kein 
Alkohol konsumiert werden muss und die Arbeitszeit und Preise selbst bestimmt werden können. In Bordellen 
hingegen werden diese in der Regel von Betreiber_innen festgesetzt. Immer häufiger treten Laufhäuser und 
Bordelle aber in Kombination auf. Einiger Betreiber_innen in Oberösterreich haben in ihren Lokalen tagsüber 
ein Laufhaussystem eingeführt und abends wird das Lokal in Form eines Bordells betrieben. 
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bestimmt (vgl. RV 389/2011: B./zu § 2/Z. 1). Theoretisch wäre somit mit dem aktuell 
vorliegenden Gesetzestext in der Fassung der Regierungsvorlage vom Mai 2011, der Zutritt 
zu Massagesalons möglich, da ein Bordell als Betrieb definiert wird, in dem eine oder 
mehrere Personen Sexualdienstleistungen anbieten und erotische Massagen in Zukunft als 
solche gelten würden (vgl. RV 389/2011: § 2/4.) Zudem werden auch Studios ohne Barbetrieb 
als bordellähnliche Einrichtungen und somit als Bordell bestimmt (vgl. ebd.: B./zu § 2/Z. 5). 
An diesem Punkt lässt sich der ursprüngliche Anlass für die Diskussionen über ein eigenes 
Sexualdienstleistungsgesetz ablesen, welcher von der Stadt Linz bereits 2006 gegeben wurde. 
Es sollen vor allem polizeiliche Behörden Zutritt zu mehr Räumlichkeiten bekommen, um 
gegen "illegale" Sexarbeit vorgehen zu können. Im Allgemeinen Teil der Regierungsvorlage 
wird sogar explizit festgehalten, dass durch die Anerkennung von "Prostitution" als "legale 
Erwerbsarbeit" Kontrollmöglichkeiten ausgeweitet werden können, die aus "gesundheits- und 
ordnungspolitischen Gründen" von Relevanz seien (RV 389/2011: A.I.).
13
  
Klare Bestimmungen und Maßnahmen im Hinblick auf die Verbesserung der 
Arbeitsbedingungen von Sexarbeiter_innen fehlen jedoch in der aktuellen Regierungsvorlage 
noch. So sind beispielsweise die hygienischen Mindeststandards, die ein Bordell oder 
Laufhaus zu erfüllen haben wird, und die für Sexarbeiter_innen doch auch einen wesentlichen 
Bestandteil der Rahmenbedingungen ihrer Tätigkeit ausmachen, erst per Verordnung durch 
die Landesregierung zu erlassen. Als problematisch für Sexarbeiter_innen muss u.a. die 
Zuschreibung bestimmter Kontrollfunktionen an die Betreiber_innen von Bordellen und 
Laufhäusern gesehen werden. Bordellbetreiber_innen werden aufgrund diverser Pflichten, die 
ihnen mit der derzeitigen Fassung des Gesetzestextes auferlegt werden, in die Rolle einer_s 
Arbeitgeberin_s versetzt. Dieser Umstand birgt jedoch die Gefahr in sich, dass die 
Scheinselbstständigkeit
14
, von der Sexarbeiter_innen häufig betroffen sind, nochmals 
                                                          
13
 Eine rechtliche Anerkennung von Sexarbeit als legale Erwerbsarbeit durch das Land Oberösterreich ist zwar 
aufgrund der Sittenwidrigkeit nicht möglich, auch wenn dies im Allgemeinen Teil der aktuellen 
Regierungsvorlage so festgehalten wird, es soll jedoch der Betrieb von Bordellen, Laufhäusern und Peep-Shows 
unter klar bestimmten gesetzlichen Rahmenbedingungen und aufgrund eines Bewilligungsverfahrens möglich 
werden, um somit diese legalen und klar definierten Räume zur Anbahnung und Ausübung auch ausreichend 
behördlich und polizeilich kontrollieren zu können (vgl. RV 389/2011: A.I.). 
14
 Scheinselbstständigkeit bedeutet, dass trotz einer formal selbstständigen Tätigkeit eine wirtschaftliche 
Abhängigkeit von Personen besteht, da diese z.B. Arbeitszeiten und/oder den Arbeitsplatz vorgeben. Das 
Arbeitsverhältnis ist somit jenem von Arbeitnehmer_innen sehr ähnlich, jedoch werden nicht die gleichen 
Rechte garantiert. Vor allem Sexarbeiter_innen, die in Bordellen arbeiten, sind oftmals von dieser Form der 
Scheinselbstständigkeit betroffen.  
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verstärkt wird, obwohl sie de jure in Österreich als "Neue Selbstständige"
15
 tätig sind und 
rechtlich gesehen eine Anstellung gar nicht möglich ist. 
Im Vergleich zum letzten Begutachtungsentwurf vom August 2010 hat sich mit der aktuellen 
Regierungsvorlage für Sexarbeiter_innen und für die Anerkennung von Sexarbeit als Arbeit 
aber dennoch Einiges zum Positiven hin verändert, so ist z.B. nicht mehr von "Prostitution" 
die Rede, sondern von Sexualdienstleistung. Diese Wahl einer neuen Begrifflichkeit kann 
zumindest als eine neu eingenommene Haltung wahrgenommen werden. Einige 
Bestimmungen und Regelungen, die für Sexarbeiter_innen ein rechtlich gesehen unsicheres 
Arbeiten bedeutet hätten und die die Gefahr des Abdrängen in die Illegalität mit sich gebracht 
hätten, wurden zudem aus dem letzten Begutachtungsentwurf heraus genommen.  
Der aktuellen Regierungsvorlage gingen mehrere Begutachtungsentwürfe und eine 
Regierungsvorlage in der 26. Gesetzgebungsperiode
16
 voraus. Im Vergleich zur ersten 
Regierungsvorlage für ein eigenes "Prostitutionsgesetz" hat sich mit der neuen und aktuellen 
Vorlage jedoch nicht nur der Titel geändert. Auch inhaltlich betrachtet kam es zu 
wesentlichen Veränderungen. In dieser Hinsicht muss auch die Lobbyarbeit der beiden NGOs 
maiz und Lena Beachtung finden, die in Oberösterreich mit Sexarbeiter_innen 
zusammenarbeiten und sich für deren Rechte einsetzen. Ihre Stellungnahmen und 
Positionierungen haben zu einigen Abänderungen beigetragen, die vor allem für 
Sexarbeiter_innen von Relevanz sind. 
Die derzeit vorliegende Regierungsvorlage kann somit als ein Produkt verschiedener 
Akteur_innen gesehen werden, die Sexarbeit jeweils anders deuten oder wahrnehmen oder 
aber Sexarbeit mit ganz spezifischen Problemstellungen verbinden. Dass der Gesetzestext  
inhaltlich so aussieht, wie er zurzeit zur Diskussion steht, kann somit u.a. auf die jeweiligen 
spezifischen Deutungen von Sexarbeit zurückgeführt werden. 
Im Rahmen dieser Diplomarbeit soll untersucht werden, wie die relevanten politischen 
Akteur_innen im Zuge der Diskussionen über die aktuelle Regierungsvorlage für ein 
"Oberösterreichisches Sexualdienstleistungsgesetz", so wie sie auch in einem eigens dafür 
eingerichteten Unterausschuss seit Oktober 2011 zur Debatte steht, Sexarbeit deuten und 
wahrnehmen. Es gilt somit die jeweils spezifischen Interpretationen von Sexarbeit, die 
                                                          
15
 Unter die Kategorie "Neue Selbstständige" fallen selbstständige Tätigkeiten, die zwar nicht der 
Gewerbeordnung, jedoch einer Pflichtversicherung unterliegen. 
16
 In Oberösterreich beträgt eine Legislaturperiode sechs Jahre. Die 26. Gesetzgebungsperiode umfasst den 
Zeitraum zwischen den Jahren 2003 bis 2009. 
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Themen und Probleme, die mit Sexarbeit verbunden werden, heraus zu arbeiten. Die Fragen, 
die dabei im Zentrum stehen, betreffen somit das framing von Sexarbeit, welches von diesen 
Akteur_innen, die an der Debatte über ein kommendes Sexualdienstleistungsgesetz beteiligt 
waren und sind, vorgenommen wird. Die zentralen Akteur_innen in diesem Kontext sind 
einerseits die im Landtag vertretenen politischen Parteien und somit die ÖVP, die SPÖ, die 
Grünen und die FPÖ und die NGOs maiz und Lena, die als Sprachrohr für Sexarbeiter_innen 
fungieren.  
Es wird also nicht darum gehen, die prozessuale und institutionelle Dimension der 
Gesetzesentwicklung zu erfassen oder aber das Gesetz selbst inhaltlich zu analysieren, denn 
Gegenstand der Forschung bilden die Debatte bzw. die Diskurse über Sexarbeit im Rahmen 
der Gesetzesentwicklung. Es gilt somit der Frage nachzugehen, wer Sexarbeit bzw. 
"Prostitution" wie deutet und wahrnimmt. Die zentrale Fragestellung lautet daher: Wie deuten 
die unterschiedlichen Akteur_innen, die an der Ausarbeitung bzw. an den Diskussionen über 
ein "Oberösterreichischen Sexualdienstleistungsgesetzes" beteiligt waren und sind, 
"Prostitution" bzw. Sexarbeit?  
Mein Forschungsinteresse bezieht sich somit auf die unterschiedlichen Deutungen und 
Interpretationen von Sexarbeit und darauf, was im Hinblick auf Sexarbeit als Problem 
wahrgenommen wird. Mein Interesse bezieht sich aber auch auf die  Lösungsansätze bzw. -
vorschläge der relevanten Akteur_innen und somit darauf wie laut diesen Akteur_innen mit 
Sexarbeit umgegangen werden soll. Es wird also darum gehen folgende Fragen zu 
beantworten:  
Wer rahmt Sexarbeit wie? Wer sieht was als Problem bzw. mit welchen Problemen und 
anderen Themen wird Sexarbeit verbunden? Wer wird verantwortlich gemacht für bestimmte 
Probleme? Wie sehen Lösungsvorschläge dazu aus? Und wer sollte etwas für die Umsetzung 
dieser Vorschläge tun?  
In weitere Folge soll, wenn auch nicht umfassend, darauf hingewiesen werden, ob und wenn 
ja inwiefern sich die spezifischen framings der relevanten Akteur_innen im Gesetzestext 
ausmachen lassen. Es soll gezeigt werden, dass es spezifische Bilder und Vorstellungen von 
Sexarbeit sind, die einer tatsächlichen Anerkennung bzw. einem tatsächlichen Zugeständnis 
von Rechten für Sexarbeiter_innen im Wege stehen. Es soll also auch der Frage 
nachgegangen werden, welche frames und Deutungen von Sexarbeit einer Verbesserung der 
Arbeits- und Lebenssituation von Sexarbeiter_innen im Wege stehen. In der 
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Regierungsvorlage vom Mai 2011 werden explizit zwei zentrale Ziele genannt, nämlich die 
Verbesserung der Lebens- und Arbeitsbedingungen von Sexarbeiter_innen und die 
Erweiterung der behördlichen und polizeilichen Kontrollmöglichkeiten, u.a. aus gesundheits- 
und ordnungspolitischen Gründen. Da Maßnahmen für das erstgenannte Ziel nicht 
konkretisiert werden und die Kontrolle des Sexarbeitssektors vorrangig zu sein scheint, lautet 
die zentrale Fragestellung in diesem Kontext: Welche frames stehen im Kontext der 
oberösterreichischen Debatte über ein Sexualdienstleistungsgesetz einer tatsächlichen 
Verbesserung der Lebens- und Arbeitsverhältnisse von Sexarbeiter_innen im Wege? Oder 
anders gefragt: Welche frames ermöglichen es, dass dem zweiten Ziel der aktuell vorliegenden 
Regierungsvorlage vom Mai 2011, nämlich der Kontrolle des Sexarbeitssektors, ein höherer 
Stellenwert eingeräumt wird? 
Ich gehe dabei von der These aus, dass die derzeit vorliegende Regierungsvorlage bzw. auch 
andere Lösungsvorschläge, die eingebracht werden, nicht bloß von "rationalen" Interessen der 
dafür verantwortlichen Akteur_innen bestimmt werden, sondern, dass es vor allem auch die 
Deutungen von Sexarbeit, d.h. moralische Vorstellungen und bestimmte Interpretationsmuster 
von "Prostitution" bzw. Sexarbeit sind, die einen wesentlichen Einfluss auf die inhaltliche 
Ausgestaltung des Gesetzestextes hatten und haben. Ich gehe also davon aus, dass es nicht 
zwingend Interessen sind, die auf einer Kosten-Nutzen-Rechnung der Akteur_innen basieren, 
die ausschlaggebend für politische Inhalte sind. 
Eine weitere zentrale Annahme von der ich bei der Analyse der policy frames ausgehe, ist 
jene, dass die unterschiedlichen policy frames von Sexarbeit entweder explizit oder implizit 
die Dimension der Diagnose und Prognose enthalten, d.h., dass die policy frames bzw. 
Problemrepräsentationen sowohl Problemdefinitionen als auch entsprechende 
Lösungsvorschläge beinhalten. Die These in diesem Zusammenhang ist also, dass die 
Lösungsvorschläge der politischen und sozialen Akteur_innen von den jeweiligen 
Problemdefinitionen abhängen. 
Den theoretischen Hintergrund dieser Arbeit bildet der Ansatz der frame-Analyse. Anhand 
dieses interpretativen Forschungsansatzes in der policy-Analyse wird es möglich sein, den 
Fokus nicht nur auf rationale Vorgänge in der politischen Entscheidungsfindung zu richten, 
sondern  auch  "weiche Faktoren" wie Bilder, spezifische Assoziationen, moralische 
Vorstellungen und gesellschaftliche und soziale Konstruktionen, die in Verbindung mit 
Sexarbeit produziert und reproduziert werden, zu erfassen. 
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Mit Hilfe des hier angewandten Forschungsansatzes sollen auch jene Interpretationsmuster, 
Deutungen und moralische Vorstellungen kritisch "aufgedeckt" werden, die eine 
Anerkennung von Sexarbeit als Erwerbsarbeit erschweren. Es soll gezeigt werden, dass die 
politischen Lösungsvorschläge, so wie sie zum Teil im momentanen Gesetzesentwurf ihren 
Niederschlag gefunden haben, von dem jeweiligen framing der unterschiedlichen Akteure 
abhängen. 
Die Deutungsrahmen bzw. frames von Sexarbeit, die die verschiedenen relevanten 
Akteur_innen entwerfen, sollen einerseits anhand einer frame-Analyse von 
leitfadengestützten Expert_inneninterviews und andererseits anhand einer 
Dokumentenanalyse heraus gearbeitet werden. Im Hinblick auf die politischen Parteien ist 
allerdings nur die Ausarbeitung des durch die Interviews erhobenen Datenmaterials möglich, 
da die Regierungsvorlage in einem dafür eingerichteten Unterausschuss diskutiert wird, der 
öffentlich nicht zugänglich ist und daher auch keine Protokolle oder ähnliche Unterlagen des 
Landtages vorliegen. 
Bevor ich meinen Forschungsansatz näher beschreibe und somit meinen theoretischen und 
methodischen Zugang erläutere, werde ich vorab den Forschungsgegenstand 
kontextualisieren. Ich werden zuerst auf die Rahmenbedingungen von Sexarbeit auf 
Bundesebene eingehen und dann die spezifische Situation und aktuelle Entwicklungen in 
Oberösterreich skizzieren. Diese relevanten Kontextinformationen sollen das Verständnis u.a. 
für die aktuelle Debatte in Oberösterreich erleichtern und sind wichtig für eine kritische 
Beurteilung der policy frames der verschiedenen Akteur_innen. Die relevanten 
Kontextinformationen für Oberösterreich betreffen zum einen gesetzliche 
Rahmenbedingungen von Sexarbeit, zum anderen aber auch das zurzeit bestehende policy-
Netzwerk im Hinblick auf die Debatte über ein geplantes Sexualdienstleistungsgesetz. So sind 
es in Oberösterreich zwei NGOs, nämlich maiz und Lena, die sich für die Rechte von 
Sexarbeiter_innen einsetzen und Vertreter_innen vier politischer Parteien, die an den 
Verhandlungen über den Gesetzestext beteiligt sind. Es soll außerdem ein genereller 
Überblick über die Sexarbeitsszene in Oberösterreich gegeben werden. Bemerkenswert in 
diesem Kontext ist, dass in Oberösterreich nur Frauen als Sexarbeiter_innen registriert sind 
und der überwiegende Anteil davon Migrant_innen sind. 
Im Zuge der Darstellung meines Forschungsansatzes werde ich nochmals auf die zentralen 
Fragestellungen und meine Ausgangsthese zurückkommen. Es sollen aber vor allem mein 
theoretischer und methodischer Zugang näher erläutert, das verwendete Material beschrieben 
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und die Auswahl der für diesen Forschungsgegenstand relevanten Akteur_innen begründet 
werden. 
Im Theorieteil des Forschungsansatzes werde ich einige Begriffsbestimmungen und -
abgrenzungen vornehmen, um klar zu definieren wovon ich spreche, wenn ich bestimmte 
Begriffe verwende. Es soll aber auch begründet werden, warum ich mich für die Verwendung 
bestimmter Begriffe entschieden habe, andere Begriffe hingegen ablehne. Die 
Begriffsdefinitionen und auch die Abgrenzung von bestimmten Begriffen soll aber vor allem 
dazu dienen, meine theoretische Herangehensweise und Positionierung offen zu legen. Es 
geht in diesem Teil der Arbeit somit u.a. um meine frames und Konzepte von Sexarbeit. 
Nach dieser Offenlegung meines theoretischen Hintergrundes erfolgt eine Darstellung 
verschiedener Positionierungen zu Sexarbeit bzw. "Prostitution". Einerseits werde ich auf das 
Thema Sexarbeit in der wissenschaftlich-feministischen Diskussion eingehen und andererseits 
auf den staatlichen Umgang mit "Prostitution" respektive Sexarbeit. Diese Darstellung der 
unterschiedlichen Positionierungen und Regulationsformen und der dahinter stehenden 
Argumentationsmuster soll einen groben Überblick über den momentanen Stand der 
Diskussionen geben  und ist notwendig für das Verständnis der frame-Analyse im Analyseteil 
dieser Arbeit, da im Zuge der Auseinandersetzung mit verschiedenen theoretischen Zugängen 
zu Sexarbeit ein Kategoriensystem für die Analyse des Datenmaterials entwickelt wurde. 
Diese verschiedenen Konzepte bzw. frames von Sexarbeit und dahinter stehende 
Argumentationsmuster sollen beleuchtet werden, damit die frames und die entsprechenden 
Argumentationslinien der für diese Untersuchung relevanten Akteur_innen nachvollziehbar 
werden und zu verorten sind. 
Auf meine theoretischen Ausführungen folgt eine genaue Darstellung meines methodischen 
Zugangs. Im Zuge dessen werde ich auf den theoretisch-methodischen Zugang der frame- 
bzw. Rahmenanalyse und die damit verbundenen Annahmen eingehen. Es soll auch das 
verwendete Material beschrieben und die Auswahl der Akteur_innen begründet werden. 
Im Analyseteil werden die Positionierungen der unterschiedlichen politisch relevanten 
Akteur_innen zu Sexarbeit herausgearbeitet. Anhand der  frame-Analyse sollen die 
Problemdeutungen und die entsprechenden Lösungsvorschläge der jeweiligen Akteur_innen 
explizit gemacht werden. In diesem Zusammenhang soll auch auf etwaige Widersprüche in 
den policy frames hingewiesen werden. Aber auch zentrale Ausblendungen in den jeweiligen 
policy frames sollen unter Berücksichtigung des spezifischen Kontextes des 
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Forschungsgegenstandes und unter Bezugnahme auf einen liberalen Sexarbeitsansatz offen 
gelegt werden. In diesem Kapitel wird somit eine ausführliche Darstellung der 
Positionierungen bzw. frames zu Sexarbeit und der dahinter stehenden Argumentationslinien 
im Kontext der Debatte über ein Sexualdienstleistungsgesetz für Oberösterreich erfolgen.  
Im Rahmen einer kurzen systematischen Zusammenfassung der Ergebnisse soll auf 
dominante und somit auch marginalisierte frames in der Debatte hingewiesen werden und der 
Frage nachgegangen werden, ob sich diese frames in der aktuellen Regierungsvorlage vom 
Mai 2011 wiederspiegeln. Es soll im Anschluss daran auch analysiert werden, welche frames 
für eine tatsächliche Anerkennung von Sexarbeit als Arbeit mit den entsprechenden Rechten 
hinderlich sind. Nach der Darstellung der verschiedenen policy frames soll also die Frage 
beantwortet werden, welche frames einem tatsächlichen Zugeständnis an Rechten für 
Sexarbeiter_innen und einer tatsächlichen Verbesserung der Lebens- und Arbeitssituation von 
Sexarbeiter_innen im Wege stehen und somit auch die Frage, welche frames es ermöglichen, 
die Kontrolle des Sexarbeitssektors stärker zu betonen als fehlende Rechte. 
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2. Regelung von Sexarbeit in Österreich   
Im diesem Kapitel soll sowohl näher auf die rechtlichen Rahmenbedingungen in Österreich, 
auf die sich daraus ergebende paradoxe Situation für Sexarbeiter_innen, als auch auf die 
staatliche Doppelmoral im Umgang mit Sexarbeit eingegangen werden. Auch die 
Entwicklung der österreichischen Sexarbeitspolitik soll grob nachgezeichnet werden. Im 
folgenden Kapitel wird dann der Fokus speziell auf Oberösterreich gelegt (siehe Kapitel 3.).  
Ein Spezifikum der österreichischen gesetzlichen Regelung von Sexarbeit ist der Umstand, 
dass es sich dabei um eine juristische "Querschnittsmaterie" handelt (vgl. Deutsch 2008: S. 41 
und Krenn 2005: S. 43). Durch die föderale Struktur des Staates, sind in Bezug auf Sexarbeit 
nicht nur verschiedene Bundesgesetze relevant, sondern auch die jeweiligen Regelungen und 
Bestimmungen der Länder. Innerhalb der Länder wurden bzw. werden wiederum den 
Kommunen Kompetenzen übergeben, die u.a. für die Bewilligung von Bordellen und 
geografische und zeitliche Beschränkungen zuständig sind.  
Auf Bundesebene sind es jedoch weniger die Entscheidungen der Legislative, die 
ausschlaggebend im Hinblick auf Sexarbeit sind, sondern eher jene des Obersten 
Gerichtshofes (OGH). So sind bestimmte Entscheidungen des OGH von wesentlicher 
Relevanz für die Rahmenbedingungen von Sexarbeit (vgl. Sauer 2004: S. 41). Auf der Ebene 
der bundesgesetzlichen Regelungen sind es das Strafrecht, das HIV/AIDS-Gesetz, das 
Geschlechtskrankheitengesetz, Steuergesetze und Sozialversicherungsgesetze, die einen 
Einfluss auf Sexarbeit haben. Es handelt sich also dabei einerseits um Regelungen, die 
explizit Sexarbeiter_innen betreffen, nämlich jene im Strafgesetzbuch und das AIDS-Gesetz, 
und um Regelungen, die einen breiteren Personenkreis betreffen (vgl. Prantner 2006: S. 18). 
Die Ländergesetze regulieren die Ausübung von Sexarbeit und schränken diese in räumlich-
geografischer und zeitlicher Hinsicht ein. Hinsichtlich der Landesgesetzgebung muss jedoch 
erwähnt werden, dass nicht alle neun Länder eigene Sexarbeitsgesetze erlassen haben, 
sondern dass Sexarbeit in fünf Bundesländern (inklusive Oberösterreich) nach wie vor im 
Polizeistrafgesetz geregelt ist. Sexarbeit darf in Österreich somit grundsätzlich legal ausgeübt 
werden, sie unterliegt aber zahlreichen Einschränkungen. Bevor die relevanten Bundes- und 
Ländergesetze kurz umrissen werden, soll vorab auf eine besonders wichtige 
Rechtssprechung des OGH eingegangen werden, da diese ein zentraler Faktor für die 
Rahmenbedingungen von Sexarbeit in Österreich ist. So weist auch Sauer darauf hin, dass 
hinsichtlich der Sexarbeit wichtige Entscheidungen vor allem die Gerichte trafen und nicht 
die Legislative (vgl. Sauer 2004: S. 41). 
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2.1. Bundesebene 
2.1.1. Sittenwidrigkeit 
Die Sittenwidrigkeit der Sexarbeit (sofern körperlicher Kontakt im Spiel ist) geht auf eine 
Entscheidung des OGH aus dem Jahr 1989
17
 zurück und bedeutet, dass die mündlichen 
Verträge, die zwischen Sexarbeiter_innen und ihren Kund_innen abgeschlossen werden 
rechtlich nichtig sind. Somit ist ein nichtbezahltes  Honorar von Kund_innen für 
Sexarbeiter_innen nicht einklagbar. Sexarbeit findet also in dieser Hinsicht in einem rechtlich 
ungeschützten Raum statt und wird nicht als Erwerbsarbeit anerkannt. Sie ist zwar nicht 
verboten und kein krimineller Akt mehr
18
, allerdings wird ihr die Anerkennung als Arbeit 
verwehrt. Sexarbeit wird folglich "somewhere in between" (sophie 2007b: S. 13) angesiedelt. 
Auch Sauer betont, dass Sexarbeit aufgrund der Sittenwidrigkeit am Rande der Legalität 
angesiedelt und Zuhälterei strukturell gefördert wird, da der Sittenwidrigkeitsvorbehalt die 
rechtliche Situation von Sexarbeiter_innen gegenüber Kund_innen schwächt (vgl. Sauer 
2008: S. 82). Für Sexarbeiter_innen hat diese Rechtssprechung weiters zur Folge, dass sie 
kein Dienstverhältnis eingehen können und lediglich selbstständig erwerbstätig sein können. 
Letzterer Umstand muss aber auch in Zusammenhang mit strafrechtlichen Bestimmungen 
(wie z.B. jene die Zuhälterei betreffend) gesehen werden. Abgesehen davon, dass der Begriff 
der Sittenwidrigkeit eine moralische Beurteilung impliziert und stigmatisierend wirkt (vgl. 
auch Prantner 2006: S. 31), hat die Einstufung von Sexarbeit als sittenwidrig somit 
arbeitsrechtliche und diskriminierende Konsequenzen für Sexarbeiter_innen und kann als 
nicht mehr zeitgemäß beurteilt werden (vgl. Toth 1997: S. 4f). 
2.1.2. Strafrechtliche Bestimmungen 
Es soll hier nur darauf hingewiesen werden, dass (die Ausübung der) Sexarbeit insofern im 
Strafrecht geregelt ist, als dass sie in mehrfacher Hinsicht eingeschränkt wird und dass sich 
"Regelungen auf den Schutz Minderjähriger, den Schutz vor Zwang und Ausbeutung von 
Sexarbeiterinnen und den Schutz vor übertragbaren Krankheiten" (Prantner 2006: S. 23) 
konzentrieren. Mit der Aufhebung der die Sexarbeit betreffenden Regelungen im 
"Vagabundengesetz" aus dem Jahr 1885
19
 wurde das Verbot der Sexarbeit abgeschafft. Sauer 
weist darauf hin, dass bis dahin "Prostitution" nicht nur verboten, sondern sogar als ein 
krimineller Akt bestimmt wurde (vgl. Sauer 2004: S. 43). Nach einer darauf folgenden 
                                                          
17
 Entscheidung des OGH vom 28.06.1989, Geschäftszahl 3Ob516/89 
18
 "Prostitution" wurde mit der Strafrechtsreform von 1974, welche 1975 in Kraft trat, legalisiert (Näheres dazu 
siehe Sauer 2004: S. 41). 
19
 Sexarbeiterinnen wurden damals im Vagabundengesetz als "Frauenpersonen, welche mit ihrem Körper 
unzüchtiges Gewerbe treiben" bezeichnet. (Vagabundengesetz 1885, RGBl 1885/89 zit. n. Toth 1997: S. 1) 
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Strafrechtsreform, die 1975 in Kraft trat, wurde Sexarbeit entkriminalisiert. Diese Reform 
hatte zur Folge, dass die Ausübung selbst zwar keinen Strafsanktionen mehr unterzogen wird 
(vgl. Krenn 2005: S. 47), jedoch wurde die Involviertheit Dritter in bestimmter Hinsicht 
kriminalisiert (vgl. Sauer 2004: S. 43). Die aktuellen Straftatbestände, die diese Involviertheit 
Dritter betreffen, sind u.a. "Zuhälterei" (das Leben vom Einkommen einer Sexarbeiter_in), 
das "Zuführen zur Prostitution" und betreffen den Bereich des Menschenhandels und sollen 
dem Schutz Minderjähriger dienen (vgl. Krenn 2005: S. 47 und sophie 2007b: 22ff). Mit 
diesen Regelungen sollen so genannte "kriminelle Begleiterscheinungen" geregelt respektive 
eingedämmt werden (vgl. auch Krenn 2005: ebd.). Wobei sich hier der Schutz von 
Sexarbeiter_innen, vor allem was den Straftatbestand der Zuhälterei betrifft, auch in Eingriffe 
in das Privatleben verkehren kann, da von diesen Bestimmungen auch Partner_innen 
betroffen sein können (vgl. ICRSE 2005a: S. 10f.). Die Grenzen zwischen Zuhälterei, einem 
erwünschten Management, oder einer Partner_innenschaft sind somit oft auch fließend. 
Zudem verhindert u.a. der Straftatbestand der Zuhälterei eine private Anstellung, da sich 
der_die Arbeitgeber_in strafbar machen würde. 
2.1.3. Verpflichtende Kontrolluntersuchungen  
In Österreich sind Sexarbeiter_innen vor Aufnahme der Tätigkeit und nach ihrer 
Registrierung zu wöchentlichen Kontrolluntersuchungen verpflichtet. Auf der Grundlage des 
Geschlechtskrankheitengesetzes aus dem Jahr 1945
20
, wurde 1974 eine Verordnung des 
Bundesministeriums für Gesundheit und Umweltschutz
21
 erlassen, in der die gesundheitliche 
Überwachung von Sexarbeiter_innen geregelt wird. Zuständig für die 
Kontrolluntersuchungen sind die jeweiligen Bezirksverwaltungsbehörden bzw. die dort 
tätigen Amtsärzt_innen. In manchen Bundesländern besteht eine freie Ärzt_innenwahl, d.h. 
die Untersuchungen können auch von niedergelassenen Ärzt_innen durchgeführt werden. 
Sexarbeiter_innen bekommen nach der ersten Untersuchung, also vor dem Beginn mit der 
Sexarbeit, einen eigenen Lichtbildausweis, in dem die wöchentlichen Kontrolluntersuchungen 
auf Geschlechtskrankheiten nach dem Geschlechtskrankheitengesetz vermerkt werden. Ist 
ein_e Sexarbeiter_in frei von (den untersuchungspflichtigen) Geschlechtskrankheiten wird 
dies mit einem Stempel im "Gesundheitsbuch", umgangssprachlich auch "Deckel" genannt, 
vermerkt. Nur mit diesem Buch darf gearbeitet werden und Sexarbeiter_innen sind sogar 
verpflichtet ihren Ausweis während ihrer Arbeitszeiten ständig mit sich zu tragen, um ihn 
                                                          
20
 Geschlechtskrankheitengesetz, StGBl. Nr. 152/1945 idF BGBl. I Nr. 98/2001 
21
 Verordnung: Gesundheitliche Überwachung von Personen, die mit ihrem Körper gewerbsmäßig Unzucht 
treiben, BGBl. Nr. 314/1974 idF BGBL. Nr. 591/1993, (siehe auch Sauer 2004: S. 43) 
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jederzeit vorweisen zu können. Liegt eine Geschlechtskrankheit vor, so wird das 
Gesundheitsbuch von den Behörden entzogen und erst wieder nach bestätigter Heilung 
ausgehändigt. Verstößt ein_e Sexarbeiter_in gegen diese Vorschriften, so kann er_sie nach 
dem Geschlechtskrankheitengesetz entweder mit einer Geldstrafe oder im Wiederholungsfall 
sogar mit einer Haftstrafe bestraft werden (vgl. Krenn 2005: S. 48, sophie 2007b: S. 19 und 
Prantner 2006: S. 18f). 
Nach dem Österreichischen AIDS-Gesetz
22
 ist es für Sexarbeiter_innen verboten sexuelle 
Dienstleistungen anzubieten, wenn sie HIV-positiv sind, oder wenn der HIV-Test nicht zu 
einem eindeutig negativen Ergebnis führt. Vor Beginn der Tätigkeit als Sexarbeiter_in muss 
dieser Test gemacht werden und anschließend mindestens alle drei Monate (vgl. sophie 
2007b: S. 20). So wie im Falle beim Vorliegen einer Geschlechtskrankheit nach dem 
Geschlechtskrankheitengesetz wird bei einer Infektion mit dem HI-Virus oder bei einem 
uneindeutigen Ergebnis das Gesundheitsbuch entzogen. Geht ein_e Sexarbeiter_in trotz einer 
Infektion oder keinem eindeutig negativen Ergebnis der Sexarbeit nach, dann begeht er_sie 
ebenfalls eine Verwaltungsübertretung, die eine Geldstrafe oder im Wiederholungsfall eine 
Haftstrafe nach sich ziehen kann (vgl. Prantner 2006: S. 19). 
2.1.4. Steuerrechtliche Vorschriften  
Einerseits steht der Anerkennung von Sexarbeit als Gewerbe die Rechtssprechung des OGH 
von 1989, mit der Sexarbeit als sittenwidrig deklariert wurde, im Wege, andererseits kam es 
jedoch bereits im Jahr 1983 zu einem Erkenntnis des Verwaltungsgerichtshofes
23
 mit dem 
Sexarbeit als eine Form des Gewerbes eingestuft wurde (vgl. Krenn 2005: S. 45 und Sauer 
2004: S. 52). Aufgrund dieses Urteils des OGHs aus dem Jahr 1983 wird in Österreich 
Sexarbeit zumindest steuerrechtlich betrachtet als Gewerbe gehandhabt und unterliegt seit 
einer Novellierung des Steuergesetzes im Jahr 1985 steuerrechtlichen Vorschriften (vgl. Sauer 
2004: ebd.). Einkünfte aus der Sexarbeit unterliegen seither der Einkommens- und der 
Umsatzsteuer (vgl. Sauer 2003: S. 24 zit. n. Krenn 2005: S. 49). In der Rechtssprechung des 
OGH lässt sich somit keine eindeutige Linie festmachen. Die Doppelmoral im Hinblick auf 
den staatlichen Umgang mit Sexarbeit wird hier besonders deutlich, denn einerseits wurden 
Sexarbeiter_innen dazu verpflichtet Steuern zu zahlen, andererseits wurde bzw. wird ihnen 
heute noch eine umfassende Einbindung in Arbeits- und Sozialrechte verwehrt (vgl. Krenn 
2005: S. 45 und 49f. und Sauer 2004: S. 53).  
                                                          
22
 AIDS-Gesetz 1993, BGBl. Nr. 728/1993 idF BGBl. I Nr. 98/2001 
23
 Erkenntnis des VwGH vom 16.02.1983, Geschäftszahl 82/13/0208. 
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Die Besteuerung der Einkünfte aus der Sexarbeit kann aber auch als ein Wandel in der 
Debatte gesehen werden, da erstmals von Sexarbeit als einem Beruf die Rede war und 
zumindest im steuerrechtlichen Sinne eine Anerkennung als Erwerbsarbeit bzw. Gewerbe 
stattfand. Sauer verortet hier auch die Grundlage für eine verstärkte Thematisierung der 
prekären sozialrechtlichen Stellung von Sexarbeiter_innen (vgl. Sauer 2003: S. 24ff zit. n. 
Krenn 2005: S. 50). Aufgrund des Umstandes, dass Sexarbeiter_innen zwar steuerpflichtig 
waren und sind, ihnen jedoch die Möglichkeit der Einbindung in das 
Sozialversicherungssystem verwehrt blieb, wurde der ambivalente Umgang mit Sexarbeit 
besonders deutlich. Diese offensichtliche Doppelmoral im Umgang mit Sexarbeit wurde auf 
die politische Agenda gesetzt. Sauer betont, dass es v.a. jedoch durch das Engagement einiger 
NGOs, die mit Vertreter_innen von Parteien zusammenarbeiteten, ab den späten 1990ern zu 
Gesetzesänderungen und somit auch zu Verbesserungen der Arbeitsbedingungen und der 
rechtlichen Situation von registrierten Sexarbeiter_innen kam (vgl. Sauer 2008: S. 82). Die 
Novellierung des Gewerblichen Sozialversicherungsgesetzes (GSVG) kann somit in diesem 
Kontext gesehen werden. 
2.1.5. Sozialversicherung  
Aufgrund einer Novelle des GSVG, die 1998 in Kraft trat, können Sexarbeiter_innen als so 
genannte "Neue Selbstständige" partiell am staatlichen Sozialversicherungssystem teilnehmen 
(vgl. Sauer 2004: S. 54). Sexarbeiter_innen sind somit verpflichtet sich bei der 
Sozialversicherung der Gewerblichen Wirtschaft anzumelden. Im GSVG ist die Kranken- und 
Pensionsversicherung geregelt, die Unfallversicherung im Allgemeinen 
Sozialversicherungsgesetz (vgl. Prantner 2006: S. 20). Eine volle Einbindung in das 
Sozialversicherungssystem bleibt Sexarbeiter_innen aber u.a. aufgrund der Sittenwidrigkeit 
verwehrt, so haben sie keinerlei Ansprüche auf Leistungen des Arbeitsmarktservices oder 
aber auf ein Arbeitslosengeld (vgl. Sauer 2003: S. 32 zit. n. Krenn 2005: S. 50f). Seit 2009 
gibt es allerdings die Möglichkeit für Selbstständige freiwillig eine Arbeitslosenversicherung 
einzuzahlen (www.wko.at). Da jedoch u.a. aufgrund der "Sittenwidrigkeit" der Tätigkeit keine 
Anstellung möglich ist, können in keinster Weise Arbeiternehmer_innenrechte in Anspruch 
genommen werden, obwohl viele Sexarbeiter_innen (v.a. jene, die in Bordellen arbeiten) in 
einem de facto Angestelltenverhältnis arbeiten. In diesem Zusammenhang stellt sich also für 
viele die Problematik der Scheinselbstständigkeit. 
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2.1.6. Fremdenrecht 
Für Migrant_innen sind fremdenrechtliche Bestimmungen von besonderer Relevanz, da die 
diese nicht nur den Aufenthaltsstatus, sondern mit diesem auch den Zugang zum Arbeitsmarkt 
bestimmen. In Oberösterreich sind über 95% der registrierten Sexarbeiter_innen 
Migrant_innen (maiz 2010b), die meisten davon kommen davon aus den "neuen" EU-Ländern 
(maiz 2011).
24
  
Für Migrant_innen aus den Mittel- und Osteuropäischen Ländern (MOEL) hat sich die 
Situation, zumindest hinsichtlich des Aufenthaltsstatus, seit der EU-Osterweiterung 
verbessert, da kein Aufenthaltstitel mehr benötigt wird. Seit Mai 2011 sind für jene Länder, 
die 2004 zur EU kamen, auch die so genannten Übergangsregelungen gefallen, die a priori 
einen gleichberechtigten Zugang zum Arbeitsmarkt verhinderten, da man_frau nur 
selbstständig erwerbstätig sein konnte. Für Rumänien und Bulgarien gelten nach wie vor 
diese Übergangsregelungen, d.h. es ist lediglich eine Erwerbstätigkeit als Selbstständige_r, 
somit aber zumindest u.a. die Tätigkeit als Sexarbeiter_in möglich.  
Für so genannte Drittstaatsangehörige, also Nicht-EU-Bürger_innen, stellt sich die Situation 
viel schwieriger dar, denn aufgrund der restriktiven Migrationspolitik ist es für Personen aus 
Nicht-EU-Ländern fast unmöglich, legal in der Sexarbeit tätig zu sein. Bis 2006 gab es die 
Möglichkeit für Nicht-EU-Bürger_innen mit dem speziellen Titel "Selbstständig ohne 
Niederlassung"  in Österreich in der Sexarbeit tätig zu sein (vgl. Caixeta 2011). Dieses Visum 
war auf drei Monate befristet, konnte aber nach diesem Zeitraum immer wieder verlängert 
werden. Voraussetzungen für diesen Titel waren ein genehmigter Arbeitsort, eine 
Steuernummer, ein Meldezettel und der Nachweis einer (Sozial)Versicherung (vgl. maiz 
2005: Jahresbericht, Linz zit.n. Prantner 2006: S. 32
25
). Dies bedeutete aber auch, dass die 
Tätigkeit als "Selbstständige_r ohne Niederlassung" an ein bestimmtes Bordell gebunden war 
und somit die Abhängigkeit von Betreiber_innen und die Gefahr der Ausbeutung mit sich 
brachte. Zudem konnte der Aufenthalt nicht verfestigt werden und auch ein Berufswechsel 
war nicht möglich (vgl. ebd.). Mit einer Novelle des Fremdenrechts im Jahr 2005 und der 
Novelle des "Ausländerbeschäftigungsgesetzes" wurde diese Möglichkeit für Nicht-EU-
Bürger_innen jedoch abgeschafft und dies trug dazu bei, "dass Sexarbeiter_innen, die seit 
Jahrzehnten mit dem sogenannten "Selbstständig ohne Niederlassung" Titel gearbeitet hatten, 
illegalisiert wurden" (Caixeta 2011). 
                                                          
24
 D.h. aus jenen Ländern, die 2004 und 2007 der EU beitraten. 
25
 Quelle bei Prantner ohne nähere Angaben und auch nicht online verfügbar. 
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2.1.7. Zusammenfassung und kritische Beurteilung  
Sexarbeit ist in Österreich zwar nicht verboten, Sexarbeiter_innen bewegen sich jedoch 
aufgrund der Sittenwidrigkeit in einer rechtlichen Grauzone. Die Sittenwidrigkeit verhindert 
u.a. eine Anerkennung als Gewerbe, obwohl Sexarbeiter_innen dazu verpflichtet sind, 
Steuerabgaben zu zahlen. An diesem Umstand zeigt sich die Doppelmoral im staatlichen 
Umgang mit Sexarbeit besonders deutlich. Unter anderem ist es Sexarbeiter_innen auch 
aufgrund der Sittenwidrigkeit nicht möglich in einem Angestelltenverhältnis erwerbstätig zu 
sein. Die Arbeitsbedingungen v.a. in Bordellen gleichen jedoch oftmals de facto jenen in 
einem Angestelltenverhältnis. Sexarbeiter_innen sind also sehr oft von der Problematik der 
Scheinselbstständigkeit betroffen und nicht vollkommen in das Sozialversicherungssystem 
eingebunden. Die Sittenwidrigkeit verhindert aber nicht nur, dass Sexarbeit als Arbeit im 
arbeits- und sozialrechtlichen Sinne anerkannt wird und somit Sexarbeiter_innen die daran 
geknüpften sozialen Recht zugestanden werden, sondern schwächt auch die Position 
gegenüber dem Kunden. Da die Verträge, die Sexarbeiter_innen mit ihren Kunden 
abschließen, aufgrund der Sittenwidrigkeit rechtlich nichtig sind, können sie nicht bezahlte 
Honorare von Kund_innen nicht einklagen (vgl. Sauer 2008: S. 82). Im Gegensatz zu den 
wenig vorhandenen Rechten, stehen vergleichsweise viele Pflichten, wie z.B. die behördliche 
Registrierungspflicht und wöchentliche Kontrolluntersuchungen, die häufig selbst zu 
bezahlen sind. 
Sauer weist in ihrer Analyse der österreichischen Sexarbeitspolitik darauf hin, dass Sexarbeit 
in den 1970ern und den frühen 1980ern noch keinen hohen Stellenwert auf der politischen 
Agenda einnahm. Es wurde jedoch ab den 1970ern ein Regulationssystem etabliert, "das 
Prostitution weder verbietet noch direkt kriminalisiert, sie aber durch etliche staatliche 
Maßnahmen organisiert und kontrolliert" (Sauer 2008: S. 83). Diese Organisation der 
Sexarbeit durch den Staat, so konstatiert Sauer, geht jedoch viel weiter als die Regulierung 
anderer Arbeits- und Dienstleistungsverhältnissen in der Privatwirtschaft (vgl. ebd.: S. 81). 
Sauer weist damit auf die Registrierungspflicht von Sexarbeiter_innen und die 
verpflichtenden Kontrolluntersuchungen hin, die in keinem anderen Berufsfeld auf diese 
Weise und in diesem Ausmaß wieder zu finden sind.  
Bis Mitte der 1970er Jahre verfolgte Österreich ein prohibitiv-abolitionistisches Prinzip, da 
Sexarbeit bis zur Strafrechtsreform von 1974 verboten war und als eine Straftat galt. Die 
Grundlage dieses Ansatzes lässt sich auch im aktuellen reglementaristischen Regime 
festmachen, da Sexarbeit weiterhin einer starken staatlichen Regulierung und Kontrolle 
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unterliegt (vgl. Sauer 2003: S. 3 zit. n. Krenn 2005: 51). Die Situation der Sexarbeiter_innen 
in Österreich ist somit gekennzeichnet durch zahlreiche Pflichten und fehlende Rechte. Ein 
zentrales Hindernis im Hinblick auf die Anerkennung dieser Rechte ist die Deklarierung von 
Sexarbeit als sittenwidrig. Der Begriff der Sittenwidrigkeit verweist, wie bereits oben 
ausgeführt wurde, allerdings nicht nur auf eine moralische Verurteilung von Sexarbeit und 
wirkt nicht nur gesellschaftlich stigmatisierend (vgl. Prantner 2006: S. 31). Sexarbeiter_innen 
bewegen sich aufgrund des Sittenwidrigkeitsvorbehaltes  in einer rechtlichen Grauzone und in 
einem ungeschützten Arbeitsbereich. Die Sittenwidrigkeit, aber auch der Straftatbestand der 
Zuhälterei, verhindern eine unselbstständige Erwerbsarbeitsform und das Eingehen von 
Dienstverträgen (vgl. Sauer 2008: S. 85) und die damit einhergehende volle Anerkennung von 
Arbeitnehmer_innenrechten. Viele Sexarbeiter_innen arbeiten jedoch in einem de facto 
Angestelltenverhältnis. In Bordellen, aber auch z.T. in Laufhäusern bestimmen sie weder 
selbst ihre Arbeitszeiten, noch die Preise für ihre Dienstleistungen. Viele sind somit betroffen 
von der Problematik der Scheinselbstständigkeit.  
Für Migrant_innen stellt sich die Situation aufgrund der restriktiven Migrationspolitik und 
eines oftmals damit einhergehenden prekären Aufenthaltsstatus nochmals verschärft dar. Die 
restriktiven Regelungen führen dazu, dass sie in die Illegalität gedrängt werden und die 
Gefahr der Ausbeutung steigt. Ein beschränkter Zugang zu legalen Migrationsprozessen und 
zum Arbeitsmarkt sind vielfach die Ursachen für schlechte Lebens- und Arbeitsbedingungen 
(vgl. Munk 2005a: S. 116). Hier überschneiden sich Diskriminierungen aufgrund der Form 
der Erwerbsarbeit und der Herkunft. 
Durch die Registrierungspflicht, die damit einhergehenden Kontrolluntersuchungen und das 
restriktive Fremdenrecht werden Sexarbeiter_innen nicht nur diskriminiert und illegalisiert 
sondern es wird zudem eine Spaltung zwischen so genannten "Kontrollprostituierten" und 
"Geheimprostituierten" vollzogen. Dieser Umstand läuft jedoch der ursprünglichen Intention 
des reglementaristischen Regimes, nämlich der Kontrolle von Sexarbeit und 
Sexarbeiter_innen zuwider. Der Staat selbst schafft somit einen illegalen Bereich, den er 
eigentlich vorgibt zu bekämpfen (vgl. Krenn 2005: S. 52). Nicht-registrierte 
Sexarbeiter_innen bewegen sich somit in einem völlig illegalisierten Raum, sind 
unzureichend geschützt und verstärkt von ausbeuterischen Arbeitsverhältnissen betroffen 
(vgl. TAMPEP 1999 und Krenn 2005: S. 52). Das Arbeiten in der Illegalität kann 
unterschiedliche Gründe haben, u.a. können dies ein prekärer Aufenthaltsstatus, die Angst vor 
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Stigmatisierung sein, oder aber es wird nur sporadisch als Sexarbeiter_in gearbeitet (vgl. 
Deutsch 2008: S. 43).  
Die verpflichtenden Kontrolluntersuchungen sind ein weiterer Bestandteil einer 
diskriminierenden Gesetzgebung. Sexarbeiter_innen wird nicht nur die Eigenverantwortung 
für ihre Gesundheit und ihre Selbstbestimmung abgesprochen, sie sind zudem eine einseitige 
Maßnahme, die auch keinen umfassenden Gesundheitsschutz bieten können. Durch die 
verpflichtenden Untersuchungen wird das Bild von "unreinen" Sexarbeiter_innen 
(re)produziert (vgl. ICRSE 2005a: S. 3), die eine Gefahr für die Gesundheit der Bevölkerung 
darstellen, während die Rolle der Kund_innen oftmals völlig ausgeblendet wird und deren 
Gesundheit als die zu schützende erscheint.  
Neben der Sittenwidrigkeit, ist auch die strafrechtliche Regelung der Zuhälterei ein 
wesentliches Hindernis im Hinblick auf private Anstellungsverhältnisse (vgl. Sauer 2008: S. 
85). In der "Erklärung der Rechte von SexarbeiterInnen in Europa" wird aber auch darauf 
aufmerksam gemacht, dass Regelungen zum Verbot von Zuhälterei einen Eingriff in das 
Privatleben darstellen. So könnte z.B. in Österreich der_die Partner_in einer Sexarbeiter_in 
als Zuhälter_in gelten, auch wenn ein_e Sexarbeiter_in freiwillig ihre_n Partner_in finanziell 
unterstützt. Die Grenzen der "Zuhälterei" sind, wie bereits oben erwähnt, fließend. Allerdings 
tragen auch hier wiederum staatliche Regulierungen dazu dabei, dass Zuhälterei strukturell 
gefördert wird, sei es durch die Sittenwidrigkeit, da diese die rechtliche Situation von 
Sexarbeiter_innen gegenüber Kund_innen schwächt (vgl. Sauer 2008: S. 82) oder das 
Verdrängen von Straßensexarbeit aus (halbwegs) sicheren in abgelegene Gebiete. 
Sauer weist darauf hin, dass die Verbindung von Sexarbeit mit Kriminalität und Amoral einer 
analytischen Perspektive im Wege steht (vgl. Sauer 2006: S. 79). Dies ist mitunter auch ein 
Grund , der die Anerkennung von Rechten für Sexarbeiter_innen verhindert, da oftmals der 
Kampf gegen Illegalität, gegen kriminelle Begleiterscheinungen und die Kontrolle von 
Sexarbeit und Sexarbeiter_innen im Zentrum stehen. Anstatt einen geschützten Raum zu 
schaffen, der den darin Arbeitenden Schutz und Sicherheiten gibt und somit Ausbeutung 
vorbeugt, werden häufig restriktive Maßnahmen ergriffen, die die Situation oftmals 
verschärfen und genau das Gegenteil bewirken. So geht auch die aktuelle Tendenz in 
Österreich dahin, Sexarbeit zu verdrängen, unsichtbar zu machen und sie als notwendiges 
Übel zwar zu akzeptieren (vgl. Krenn 2005: S. 51), die Rechte derjenigen, die in der Sexarbeit 
tätig sind, werden jedoch häufig ignoriert bzw. gar nicht anerkannt.  
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Charakteristisch, nicht nur für die österreichische Debatte, ist die Verknüpfung von Sexarbeit  
mit Frauenhandel. Sauer konstatiert hier eine Verschiebung der Debatte in den 1990er Jahren, 
weg von den Rechten für Sexarbeiter_innen hin zum Problem der organisierten Kriminalität 
und Frauenhandel. "In der öffentlichen Diskussion wurde Frauenhandel bis zum Ende der 
1990er Jahre fast ausschließlich mit Prostitution verknüpft." (Sauer 2008: S. 91)  
Frauenhandel wurde also lange ausschließlich als Handel in die Sexarbeit gerahmt und 
Sexarbeit somit mit Unfreiwilligkeit und Zwangsprostitution verknüpft. Sauer kommt somit 
zu dem Schluss, dass sich aufgrund dieser thematischen Verknüpfungen hinsichtlich 
Sexarbeit ein abolitionistischer frame durchsetzte, "der die Verbesserung der arbeits- und 
sozialrechtlichen Situation ebenso ent-thematisiert und ablehnt wie das empowerment von 
Prostituierten in ihrer Arbeit" (Sauer 2008: S. 93). Mit der diskursiven Verbindung von 
Sexarbeit bzw. "Prostitution" mit Frauenhandel und dem framing von Sexarbeit als 
Ausbeutung, Zwang und Unterdrückung ging laut Sauer zudem ein 
Rekriminalisierungsdiskurs einher, der auch auf politischer Ebene Konsequenzen nach sich 
zog (vgl. Sauer 2008: S. 94).
26
  
2.2. Länder- bzw. Kommunalebene 
Die Regulierung von Sexarbeit ist in Österreich Ländersache. Während also die 
Rechtssprechungen des OGH und die bundesgesetzlichen Bestimmungen sozusagen die 
grundsätzlichen Rahmenbedingungen festsetzen, obliegt die konkrete Ausgestaltung des 
Umgangs mit Sexarbeit bzw. deren Regulierung den Ländern und den Kommunen.  
Im Zuge der Strafrechtsreform von 1974, die 1975 in Kraft trat, wurde die Regelung von 
Sexarbeit in den Bereich der Sittlichkeitspolizei
27
 verlagert und somit die Kompetenzen den 
Bundesländern übergeben (vgl. sophie 2007b: S. 14). Seither werden auf Landesebene die 
Bestimmungen zur Ausübung von Sexarbeit festgesetzt, d.h. die zeitlichen  und örtlichen 
Bestimmungen, wo und wann Sexarbeit angebahnt und ausgeübt werden darf
28
, und die Art 
und Weise der Registrierung, also der Anmeldung und der Datenerfassung von 
Sexarbeiter_innen (vgl. Hausegger 1995: S. 553 zit. n. Krenn 2005: S. 53). Geregelt wird die 
"gewerbsmäßige Prostitution", die grundsätzlich als in der Öffentlichkeit in Erscheinung 
tretend gesehen wird (vgl. Toth 1997: S. 44f und sophie 2007b: S. 14). Gewerbsmäßige 
                                                          
26
 Sauer spricht damit die Wiener Gesetzgebung aus dem Jahr 2004 an, deren zentrale Themen u.a. die 
öffentliche Sicherheit  und der Kampf gegen "illegale Prostitution" waren.  
27
 Deren Aufgabe ist u.a. der Schutz der öffentlichen Moral und des öffentlichen Anstandes (vgl. sophie 2007b: 
S. 14 und Krenn 2005: S. 53) 
28
 In jenen Bundesländern, die ein Bordellsystem eingeführt haben, müssen die Bordelle allerdings auf 
Kommunalebene nochmals genehmigt bzw. bewilligt werden (vgl. Sauer 2004: S. 42). 
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Sexarbeit wird also grundsätzlich als öffentlich in Erscheinung tretend definiert, egal ob sie 
nun in privaten Wohnungen, oder aber in Bordellen stattfindet und somit von den Regelungen 
auf Länderebene erfasst (vgl. Toth 1997: S. 45).
29
 
Zwischen den neun landesgesetzlichen Regelungen lassen sich zahlreiche Unterschiede 
konstatieren. "Laws and policies in the nine Austrian provinces do not comply with general 
guidelines and differ from province to province and even from one city to another" (Sauer 
2004: S. 42). Diese Unterschiede können aus rechtlicher Sicht jedoch nicht begründet werden, 
sondern haben eine historische Tradition (vgl. ebd.). Die verschiedenen Regelungsfamilien 
ergeben sich zum Teil aus der gleichen Entstehungszeit. Aber auch die geografische Lage der 
Länder spielte hinsichtlich der Regelungsdichte und des liberalen Umgangs mit Sexarbeit eine 
wichtige Rolle (vgl. Toth 1997: S. 42f). Krenn weist in diesem Zusammenhang auf ein "Ost-
West-Gefälle" (Krenn 2005: S. 53) hin. Straßensexarbeit ist nach wie vor, bis zum 
Inkrafttreten des "Oberösterreichischen Sexualdienstleistungsgesetzes" in der momentanen 
Fassung der Regierungsvorlage, nur in Wien und in Niederösterreich erlaubt, während 
hingegen in Vorarlberg eigentlich ein de facto Sexarbeitsverbot besteht, da Bordelle zwar 
genehmigt werden könnten, jedoch kein einziges genehmigtes existiert (vgl. Krenn 2005: S. 
53 und sophie 2007b: S. 14ff). In Vorarlberg ist auch noch nach wie vor von "gewerblicher 
Unzucht" die Rede, während  in allen anderen Landesgesetzen Sexarbeit als "Prostitution" 
bezeichnet wird (vgl. sophie 2007b: S. 14). Oberösterreich würde somit eine 
Vorreiter_innenrolle zumindest mit der Wahl der Begrifflichkeiten einnehmen, da erstmals im 
Zusammenhang mit Sexarbeit der Begriff Sexualdienstleistung verwendet werden würde bzw. 
mit der aktuellen Regierungsvorlage bereits verwendet wird. In diesem Kontext ist es auch 
wichtig darauf hinzuweisen, dass nicht alle Länder eigene Sexarbeitsgesetze erlassen haben, 
so wurde respektive wird z.B. in Oberösterreich Sexarbeit bis dato im Polizeistrafgesetz 
geregelt, ebenso ist dies der Fall im Burgenland, in Salzburg und in Tirol. Vorarlberg stellt 
hier abermals eine Ausnahme dar, da Sexarbeit in diesem Bundesland im Sittenpolizeigesetz 
geregelt wird (vgl. ebd.).  
 
Trotz zahlreicher unterschiedlicher Bestimmungen, lassen sich auch Gemeinsamkeiten 
konstatieren, so ist derzeit z.B. die Wohnungssexarbeit bzw. so genannte 
"Wohnungsprostitution" in allen Bundesländern verboten und auch das Anbieten von 
                                                          
29
 Da Verbote von Sexarbeitsformen, die der Öffentlichkeit verborgen bleiben und somit die Sittlichkeit nicht 
bedrohen verfassungswidrig wären, wurde gewerbsmäßige "Prostitution" grundsätzlich als öffentlich in 
Erscheinung tretend definiert. Andernfalls hätte man sozusagen die Ausübung von "Geheimprostitution" 
genehmigt, wenn sie z.B. in privaten Wohnungen stattgefunden hätte (vgl. Toth 1997: S. 44f). 
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sexuellen Dienstleistungen durch Minderjährige
30
 (vgl. Prantner 2006: S. 34f. und Krenn 
2005: S. 53).  
Letztgenannter Punkt, das Verbot von Sexarbeit für Minderjährige, wird im geplanten Gesetz 
für Oberösterreich eine Änderung erfahren. Voraussichtlich werden sich nämlich nicht mehr 
die minderjährigen Sexarbeiter_innen strafbar machen, die die festgesetzte Altersgrenze von 
18 Jahren unterschreiten (RV 389/2011: §3/(1)/1.), sondern jene Personen, die deren 
Angebote in Anspruch nehmen.
31
 Im folgenden Kapitel wird jedoch klar, dass dies nicht von 
Beginn an so geplant war, denn die ersten Entwürfe für ein eigenes oberösterreichisches 
Sexarbeitsgesetz beinhalteten nicht nur den problematischen Punkt der Strafbarkeit von 
Minderjährigen, bevor diverse Abänderungen in die Regierungsvorlage Eingang gefunden 
haben. Bevor ich nun näher auf zentrale gesetzliche Entwicklungen in Oberösterreich und die 
aktuelle Regierungsvorlage vom Mai 2011 eingehe, die ich kurz mit dem letzten, dieser 
Vorlage vorangehenden Begutachtungsentwurf vom August 2010 vergleichen werde, werde 
ich vorab einen allgemeinen Überblick über die Situation in Oberösterreich geben und somit 
den Forschungsgegenstand genauer kontextualisieren. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
                                                          
30
 Das Verbot von Sexarbeit für Personen unter 18 Jahren ist im österreichischen Strafrecht geregelt, allerdings 
haben die meisten Bundesländer dieses Verbot auf Landesebene explizit in ihren Regelungen festgeschrieben. 
Im Burgenland, in Niederösterreich und in der Steiermark wurde die Altersgrenze sogar auf 19 Jahre 
angehoben (vgl. sophie 2007b: S. 15). Bemerkenswert an diesen Regelungen ist, dass sich die Minderjährigen 
selbst strafbar machen. 
31
 Die entsprechenden Straftatbestände sind im Strafgesetzbuch geregelt (§215a). 
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3. Sexarbeitspolitik in Oberösterreich 
In Oberösterreich waren im Jahr 2010 899 Sexarbeiterinnen
32
 registriert (maiz 2011), davon 
über 95% Migrantinnen (maiz 2010b). Die überwiegende Mehrheit der Migrantinnen kam 
und kommt nach wie vor aus den neuen EU-Ländern. 46% aller registrierten Sexarbeiterinnen 
kamen im Jahr 2010 aus jenen Ländern, die 2004 der EU beitraten, 27% davon aus Rumänien 
und Bulgarien, also aus jenen beiden Ländern, die seit 2007 EU-Mitglieder sind (maiz 2011). 
Der Verein maiz, der in Oberösterreich seit fast 17 Jahren mit Sexarbeiter_innen u.a. im 
Rahmen diverser Workshops und Gesprächskreise zusammenarbeitet, diese auch regelmäßig 
an ihren Arbeitsorten besucht, Beratungen anbietet und die Entwicklungen in der 
Sexarbeitsszene seit diesem Zeitraum beobachten kann, stellte auch 2011 fest, dass der Anteil 
der Nicht-EU-Bürgerinnen in der Sexarbeit weiterhin gesunken ist, "wobei offen bleibt, ob 
der Anteil wirklich geringer geworden ist, oder ob die Sexarbeiterinnen durch restriktive 
gesetzliche Regelungen in die Illegalität gedrängt werden" (ebd.). Generell stagniert aber die 
Gesamtanzahl der registrierten Sexarbeiterinnen. Der letzte bemerkenswerte quantitative 
Anstieg war laut maiz im Jahr 2008 zu verzeichnen, als die Anzahl der Sexarbeiterinnen im 
Vergleich zum Vorjahr um 35% anstieg. Seit diesem Anstieg bleibt die Zahl relativ konstant 
(maiz 2011). Die fremdenrechtlichen Änderungen im Jahr 2006 (siehe Kapitel 2.1.6.), mit der 
die Möglichkeit für Nicht-EU-Bürger_innen in der Sexarbeit tätig zu sein stark eingeschränkt 
wurde, da das Visum "Selbstständig ohne Niederlassung" abgeschafft wurde, führte somit 
insgesamt zu keinem Rückgang der Anzahl registrierter (migrantischer) Sexarbeiterinnen. 
Lediglich die Zusammensetzung der Herkunftsländer der registrierten migrantischen 
Sexarbeiterinnen veränderte sich. Die Anzahl stieg sogar an, da es für Personen aus den neuen 
EU-Ländern der Erweiterungsrunde 2007 nun möglich war als Selbstständige in Österreich 
tätig zu sein. In Oberösterreich stieg vor allem die Anzahl der registrierten rumänischen 
Sexarbeiterinnen stark an, aber auch ungarische Sexarbeiterinnen waren damals und sind nach 
wie vor stark vertreten (maiz 2008: S. 7 und maiz 2011).  
Im Jahr 2010 waren in Oberösterreich 75 Lokale gemeldet
33
. Darunter fallen sowohl Bordelle 
als auch Laufhäuser. maiz weist in diesem Kontext darauf hin, dass sich eine verstärkte 
Existenz von Laufhäusern bemerkbar macht, die eine nicht unwichtige Konkurrenz zu den 
bestehenden Bordellen darstellt (maiz 2011). Das Anbieten sexueller Dienstleistungen in 
                                                          
32
 Ich benutze hier die weibliche Form, da unter den registrierten Sexarbeiterinnen in Oberösterreich nur 
Frauen sind. 
33
 Die genaue Zusammensetzung der gemeldeten Lokale geht aus der Quelle nicht hervor, auch nicht, ob 
Massagestudios, in denen sexuelle Dienstleistungen angeboten werden, inbegriffen sind. 
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Laufhäusern bietet für Sexarbeiter_innen zwar einige Vorteile im Hinblick auf ein 
selbstbestimmtes Arbeiten
34
, jedoch müssen hohe Fixkosten für die Miete einer 
Arbeitswohnung in einem Laufhaus ausgegeben werden. 
Sexarbeiter_innen müssen sich in Oberösterreich zwar nicht extra polizeilich registrieren 
lassen, so wie dies in Wien der Fall ist, die behördliche Registrierung erfolgt allerdings 
indirekt über die Gesundheitsämter der Magistrate bzw. der Bezirksverwaltungsbehörden. 
Grundsätzlich besteht für Sexarbeiter_innen eine freie Ärzt_innenwahl, d.h. auch bei 
niedergelassenen Ärzt_innen können die Kontrolluntersuchungen gemacht werden. Diese sind 
allerdings kostenpflichtig, lediglich das Gesundheitsamt am Magistrat in  Linz und jenes in 
Steyr bieten die Untersuchungen einmal wöchentlich kostenlos an.  
3.1. Regelungen im Polizeistrafgesetz  
 Sexarbeit bzw. "Prostitution" wird in Oberösterreich seit 1979 im Polizeistrafgesetz geregelt. 
Bis zur ersten Novellierung im Jahr 1985 wurde lediglich festgelegt, dass "die Anbahnung 
von Beziehungen zur sexuellen Befriedigung anderer Personen zu Erwerbszwecken" (LGBl. 
Nr. 36/1979, 10. Stück: §2/(1)) an öffentlichen Orten generell verboten ist, dass die Gemeinde 
jedoch durch Bescheid allgemein zugängliche Gebäude oder Räumlichkeiten in Gebäuden 
von diesem Verbot ausnehmen kann, sofern dies keine Belästigung für die Nachbarschaft 
darstellt (vgl. ebd.: §2/(2) und (3)).  
Mit der ersten und umfassendsten Novellierung wurde eine Anzeigepflicht für Bordelle 
eingeführt. "Prostitution" wurde definiert als "Anbahnung oder Ausübung von Beziehungen 
zur sexuellen Befriedigung anderer Personen zu Erwerbszwecken" (LGBl. Nr. 94/1985, 36. 
Stück: §2/(1)) und konnte weiterhin von der Gemeinde entweder per Verordnung untersagt, 
oder durch Bescheid genehmigt werden, jedoch immer mit der Auflage, dass die 
Nachbarschaft nicht in "unzumutbarer Weise" belästigt werden dürfe und dass die 
"öffentlichen Interessen" wie z.B. Ruhe, Ordnung und Sicherheit gewahrt bleiben (vgl. ebd.: 
§2/(2) und (4)). Verboten blieb weiterhin die Anbahnung an öffentlichen, allgemein 
zugänglichen Orten. Hinzu kam allerdings ein Verbot der Anbahnung und Ausübung u.a. in 
Gebäuden, in denen sich mehr als eine Wohnung oder aber ein Gastgewerbe befindet, in 
Wohnwägen und auf Schiffen. Eine Genehmigung darf seit der Novelle im Jahr 1985 
ebenfalls nicht erteilt werden,  "wenn es sich um Gebäude oder Räumlichkeiten handelt, die in 
einem überwiegend mit Wohngebäuden bebauten Gebiet oder in der Nähe von Kirchen, 
Friedhöfen, Krankenanstalten, Schulen, Kindergärten, Kinder- und Jugendspielplätzen, 
                                                          
34
 U.a. im Hinblick auf die Preis- und Arbeitszeitbestimmung und auf den Konsum von Alkohol. 
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Kinder- und Jugendheimen und dgl. liegen" (LGBl. Nr. 94/1985, 36. Stück: §2/(4)). Auch die 
so genannte "Inseratenprostitution" wurde mit der Novelle von 1985 verboten, d.h. Werbung 
dürfte nur in dafür bestimmten Zeitschriften und Kontaktmagazinen veröffentlicht werden.
35
  
1995 kam es zu einer eigenen Regelung von Peep-Shows und Video-Peep-Shows, da es bis 
dato keine spezifischen Bestimmungen für diese gab. Peep-Shows und Video-Peep-Shows 
wurden im Sinne des Oberösterreichischen Veranstaltungsgesetzes
36
 als Veranstaltung 
qualifiziert und somit in einem eigenen Gesetz geregelt.  
Seit der letzten Novelle von 2007
37
 werden Live-Peep-Shows und Video-Peep-Shows jedoch 
ebenfalls im Polizeistrafgesetz geregelt, da sie "weniger unter dem Gesichtspunkt der 
Sicherheit, als vielmehr aus dem Gesichtspunkt der Sittlichkeit zu sehen" (Beilage 1217/2007) 
seien. Außerdem wurden mit der letzten Novelle Bordelle, die in Kombination mit 
Gastgewerben auftreten, legalisiert. Die Praxis zeigte nämlich, dass trotz des Verbotes der 
Anbahnung und Ausübung von "Prostitution" in Gebäuden, in denen ein Gastgewerbe 
ausgeübt wird, "die Kombination von bewilligten Bordellbetrieben und Gastgewerbebetrieben 
keine Einzelfälle darstell[t]en" (ebd.). Die Intention war einerseits diese Illegalität zu 
beseitigen und gleichzeitig die Kontrollmöglichkeiten zu erhöhen. 
3.2. Aktuelle Entwicklungen in Oberösterreich 
Bereits in der letzten Gesetzgebungsperiode im Zeitraum zwischen den Jahren 2003 und 2009 
wurde auf Drängen der oberösterreichischen Hauptstadt Linz hin, im Landtag darüber 
diskutiert, ein eigenes "Prostitutionsgesetz" zu schaffen. Der Linzer Gemeinderat 
verabschiedete im Jahr 2006 eine Resolution an den Landtag und forderte somit bereits vor 
fünf Jahren ein eigenes Gesetz um den Sexdienstleistungssektor besser kontrollieren und 
"lenken" zu können (Meinhart 2011: o.S.). In der damaligen Gesetzgebungsperiode wurde die 
Regierungsvorlage vom Mai 2009 in vier Unterausschusssitzungen verhandelt. Die im Jahr 
2009 durchgeführten Landtagswahlen in Oberösterreich verhinderten allerdings einen 
Beschluss des damals vorliegenden Gesetzestextes (vgl. Meinhart 2011). Ein zentrales 
Anliegen der Stadt Linz war damals, Regelungen zu entwickeln, anhand derer man gegen 
"illegale Prostitution" vor allem in Privatwohnungen und Massagestudios vorgehen hätte 
können. Der nicht-registrierte Bereich von Sexarbeit wurde und wird vor allem als ein 
gesundheitspolitische Problem wahrgenommen. Mit der damaligen Regierungsvorlage hätten 
                                                          
35
 De facto ist dies aber nicht der Fall, siehe beispielsweise "Kronen Zeitung" und "Oberösterreichische 
Nachrichten". 
36
 LGBl. Nr. 75/1992, welches mit dem LGBl. Nr. 30/1995 abgeändert wurde 
37
 LGBl. Nr. 77/2007 
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auch die Befugnisse von polizeilichen Behörden ausgebaut werden sollen, da der bloße 
Verdacht auf "illegale" Sexarbeit Betretungs- und Kontrollrechte für polizeiliche Behörden 
legitimieren hätte sollen (vgl. Presseaussendung der Stadt Linz 2009). 
 
In der aktuellen Gesetzgebungsperiode, die Ende des Jahres 2009 begonnen hat, wurde die 
Thematik erneut aufgegriffen. Allerdings unter etwas anderen Vorzeichen. So ist mittlerweile 
nicht mehr von einem "Prostitutionsgesetz", sondern von einem "Sexualdienstleistungsgesetz" 
die Rede. Doch dies änderte sich erst im Laufe der aktuellen, also der 27. 
Gesetzgebungsperiode. Denn der letzte Begutachtungsentwurf aus dem Jahr 2010, der der 
momentan vorliegenden Regierungsvorlage vorausging, trug nach wie vor den Titel 
"Prostitutionsgesetz".  Doch nicht nur der Titel erfuhr eine Änderung, auch inhaltlich kam es 
zu einigen wesentlichen Abänderungen, die vor allem auf die Lobbyarbeit der NGOs maiz 
und Lena zurückzuführen sind, die beide in Oberösterreich tätig sind.  
So war der  letzte Begutachtungsentwurf vom August 2010 vor allem bestimmt durch 
zahlreiche Verbote der Anbahnung und Ausübung  von "Prostitution". Obwohl z. B. 
Schutzzonen bestimmt wurden, in deren Umkreis von 150 Metern die Anbahnung und 
Ausübung verboten worden wäre, beinhaltete der Entwurf ein zusätzliches und generelles 
Verbot von Sexarbeit im öffentlichen Raum (Begutachtungsentwurf 2010: §3/(3)/1. und 2.) . 
Hausbesuche beispielsweise in Hotels und in Wohnungen, in denen Kinder und Jugendliche 
gemeldet gewesen wären, hätten mit dem damaligen Entwurf ebenfalls verboten werden 
sollen (ebd.: §3/(3)73.). Wie ein_e Sexarbeiter_in letzteres überprüfen hätte sollen, blieb 
jedoch offen. Positive Bestimmungen und damit klare Regelungen fehlten. Unklare 
Regelungen hätten für Sexarbeiter_innen jedoch eine unsichere Arbeitssituation und das 
Fehlen von Orten, an denen legal sexuelle Dienstleistungen erbracht werden hätte können und 
ein Abdrängen von Sexarbeiter_innen in die Illegalität bedeutet (vgl. Klagsverband 2010: 
o.S.). Zudem enthielt der Entwurf aus dem Jahr 2010 einige unbestimmte Begriffe, die den 
Behörden bei der Durchführung des Gesetzes einen sehr hohen Interpretations- und 
Ermessensspielraum überlassen hätten. So hätte z. B. die Anbahnung und Ausübung der 
"Prostitution" nicht "aufdringlich" sein dürfen, oder aber die Kennzeichnung oder 
Beleuchtung eines Ortes an dem Sexarbeit geleistet wird, hätte keine "unzumutbare 
Belastung" für die Allgemeinheit darstellen dürfen (Begutachtungsentwurf 2010: §3/(2)/1.). 
Der "Klagsverband zur Durchsetzung der Rechte von Diskriminierungsopfern" und die 
migrantische Selbstorganisation maiz wiesen damals bereits darauf hin, dass an die 
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Sexarbeiter_innen unrealistisch hohe und nicht klar umschriebene Ansprüche gestellt werden, 
die den legalen Zugang zu sexuellen Dienstleistungen erschweren (vgl. Klagsverband 2010: 
o.S. und maiz 2010: o.S.). So hätten Sexarbeiter_innen z. B. laut dem letzten 
Begutachtungsentwurf beweisen müssen, dass keine meldepflichtigen Krankheiten nach dem 
Epidemiegesetz von 1950
38
 vorliegen (Begutachtungsentwurf 2010: §3/(1)/5.). Dieses Gesetz 
beinhaltet Krankheiten, die einerseits seit Jahrzehnten nicht mehr vorkommen und 
andererseits gar nicht über den Geschlechtsverkehr übertragen werden. Für andere 
Berufsgruppen, in denen ebenfalls ein ähnlich naher Kontakt zu Personen vorherrscht, gelten 
diese Bestimmungen allerdings nicht. Der Entwurf beinhaltete zudem ein Arbeitsverbot für 
"offensichtlich" schwangere Sexarbeiter_innen und somit ein Berufsverbot, das in diesem 
Ausmaß in anderen Bereichen nicht zu finden ist (ebd.: §3/(1)/6.). 
Zusammenfassend lässt sich festhalten, dass mit dem letzten Begutachtungsentwurf aus dem 
Jahr 2010 versucht werden hätte sollen, Sexarbeit weitgehend unsichtbar zu machen. Aber 
auch ein bloßes Unsichtbarmachen von Sexarbeit und von Sexarbeiter_innen, das sich im 
Entwurf nicht nur, aber auch an einem generellen Verbot von Sexarbeit im öffentlichen Raum 
zeigte, hätte keine verbesserte Arbeitssituation für Personen, die sexuelle Dienstleistungen 
erbringen, mit sich gebracht, obwohl dies damals schon eine Intention war, die mit einem 
eigenen Gesetz verfolgt wurde (Begutachtungsentwurf 2010: A./I.). Ein Unsichtbarmachen 
befördert eher die Tabuisierung und somit auch die gesellschaftliche Stigmatisierung und 
diese Tendenzen wiederum erschweren die Anerkennung von Sexarbeit als Erwerbsarbeit.  
In der Regierungsvorlage vom Mai 2011 wird nun sogar explizit festgehalten, dass 
"Prostitution [...] als legale Erwerbstätigkeit anerkannt" (RV 389/2011: A.I.) wird. Allerdings 
liegt dies nicht in der Kompetenz des Landes Oberösterreich, da es dazu weit reichender 
Änderungen auf Bundesebene bedürfe, wie z.B. der Abschaffung der Sittenwidrigkeit und der 
Abänderung von Gesetzen die Zuhälterei betreffend. Dieser Zugang, von einer legalen 
Erwerbsarbeit zu sprechen, drückt jedoch zumindest eine bestimmte Haltung aus. In der 
momentan vorliegenden Regierungsvorlage, die in dieser Form Mitte Oktober 2011 zum 
ersten Mal in einem dafür eingerichteten Unterausschuss diskutiert wurde, wird als ein 
zentrales Ziel auch die Verbesserung der Arbeitsbedingungen für Sexualdienstleistende 
genannt (ebd.). Im Vergleich zum Begutachtungsentwurf aus dem Jahr 2010 haben sich zwar 
einige Punkte für Sexarbeiter_innen tatsächlich verbessert, eine Präzisierung im Hinblick auf 
dieses Ziel des Gesetzes fehlt jedoch nach wie vor weitgehend. 
                                                          
38
 Epidemiegesetz 1950, BGBl. Nr. 186/1950 idF BGBl. I Nr. 76/2008 
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Eine wesentliche Veränderung wird vor allem Betreiber_innen betreffen, da Bordelle mit 
einem Beschluss des Gesetzes nicht mehr nur anzeigepflichtig sein werden, sondern bewilligt 
werden müssen. Mit diesem Bewilligungsverfahren und dem Schaffen klarer Bestimmungen, 
welche Anforderungen ein Bordell oder Laufhaus zu erfüllen hat, soll das zweite zentrale, 
nämlich die Kontrollmöglichkeiten der Behörden  zu erleichtern, erreicht werden (RV 
389/2011: B./Zu §4). 
Die ursprüngliche Intention für die Schaffung eines eigenen Gesetzes, nämlich gegen 
"illegale" Sexarbeit vorgehen zu können, scheint im Jahr 2011 nach wie vor ein zentraler 
Anlass für ein "Sexualdienstleistungsgesetz" in Oberösterreich zu sein, da die 
Kontrollmöglichkeiten sehr stark betont werden. Wie bereits einleitend ausgeführt, wurden 
bereits mit der Regierungsvorlage vom Mai 2009, aber auch mit der aktuellen 
Regierungsvorlage vom Mai 2011, erotische Massagen als Sexualdienstleistungen definiert, 
um sich Zugang zu Massagestudios zu verschaffen. Dahinter steht die Annahme, dass sich vor 
allem unter dem "Deckmantel Massage" nicht-registrierte Sexarbeit verbirgt (vgl. 
Presseaussendung der Stadt Linz 2009). 
Für Sexarbeiter_innen bringt die aktuelle Regierungsvorlage im Vergleich zum letzten 
Entwurf vom August 2010 jedoch relevante Veränderungen mit sich. So machen sich etwa bei 
Hausbesuchen nicht mehr Sexarbeiter_innen strafbar, wenn sich Minderjährige in dieser 
Wohnung aufhalten
39
, sondern die Kund_innen (ebd.: §13/(1)/9.). Auch der Straßenstrich 
wird mit dem aktuellen Gesetzestext nicht mehr grundsätzlich verboten, denn per Verordnung 
können Gemeinden "ausgewiesene Zonen" dafür genehmigen (RV 389/2011: §3/(3).
40
 
Minderjährige, die Sexdienstleistungen anbieten, würden sich ebenfalls nicht mehr strafbar 
machen, sondern auch in diesem Fall jene Personen, die diese dann in Anspruch nehmen 
(ebd.: B./Zu §3/(1)/1.).  
Auch die beiden NGOs maiz und Lena konstatieren im Vergleich zum letzten 
Begutachtungsentwurf aus dem Jahr 2010 einige positive Veränderungen. So sehen  maiz, 
aber auch Lena die Verwendung des Begriffs Sexualdienstleistung in der aktuellen 
Regierungsvorlage vom Mai 2011 als begrüßenswert. Auch der Fall des Berufsverbot für 
                                                          
39
 Dieser Punkt wurde ebenfalls geändert. Im vorigen Entwurf hätte sich nämlich ein_e Sexarbeiter_in strafbar 
gemacht, wenn Minderjährige in dieser Wohnung gemeldet gewesen wären! Mittlerweile geht es in der 
aktuellen Regierungsvorlage nur mehr noch um die Anwesenheit und nicht darum, ob dort Minderjährige ihren 
Wohnsitz haben. 
40
 Der Klagsverband betont, dass es grundsätzlich zwar positiv sei, dass Straßensexarbeit nicht mehr generell 
verboten wird, dass allerdings die praktischen Folgen dieser Regelung nicht abgeschätzt werden können 
(Klagsverband 2011). 
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"offenkundig Schwangere" und die Herausnahme der Verbotstatbestände hinsichtlich des 
"Epidemiegesetzes" und der aufdringlichen Anbahnung und Ausübung werden u.a. positiv 
bewertet.
41
 
Nichts desto trotz werden jedoch auch nicht zu vernachlässigende problematische Punkte in 
der aktuellen Regierungsvorlage von maiz aufgezeigt. Kritisiert werden u.a. die Schutzzonen 
rund um Kuranstalten und Krankenhäuser und das generelle Verbot der 
"Wohnungsprostitution", da sich diese beiden Bestimmungen rational nicht begründen ließen. 
Auch die vermehrte Zuschreibung von Kontrollfunktionen an Betreiber_innen wird als 
problematisch gesehen, da dies die Scheinselbstständigkeit vieler Sexarbeiter_innen 
verschärfe. So werden z.B. Betreiber_innen dazu verpflichtet, die Gesundheitsbücher der 
Sexarbeiter_innen zu kontrollieren, die ja formal "Selbstständige" sind und auch selbst dafür 
verantwortlich gemacht werden bzw. selbst eine Verwaltungsübertretung begehen, wenn sie 
kein bzw. kein gültiges Buch bei sich tragen (RV 389/2011: §17/(1)/3.). Konstatiert wird 
auch, dass das Ziel der erleichterten Kontrollmöglichkeiten vorrangiger zu sein scheint und 
das Sexarbeit eher mit Kriminalität verbunden wird als mit der Problematik der fehlenden 
Rechte von Sexarbeiter_innen. Zudem bleiben Bestimmungen, v.a. jene, die die hygienischen 
Mindestanforderungen an Bordelle und Laufhäuser betreffen, nach wie vor unkonkret.
42
 
3.3. Das policy-Netzwerk in Oberöstereich 
Jene Akteur_innen, die in Oberösterreich an der inhaltlichen Ausgestaltung der aktuell 
vorliegenden Regierungsvorlage vom Mai 2011 beteiligt waren und sind, sind einerseits, wie 
bereits oben mehrmals erwähnt, die beiden NGOs maiz und Lena, die für Sexarbeiter_innen 
u.a. Lobbyarbeit leisten und somit für diese eine Sprachrohrfunktion übernehmen und 
andererseits Vertreter_innen der ÖVP, der SPÖ, der Grünen und der FPÖ, die für die im 
Oktober 2011 angelaufenen Verhandlungsgespräche im Unterausschuss für das geplante 
Sexualdienstleistungsgesetz verantwortlich sind.  
Die Migrant_innen-Selbstorganisation maiz ist ein autonomer Verein von und für 
Migrant_innen und somit eine Anlaufstelle für diese
43
 und im Speziellen für Migrant_innen in 
der Sexarbeit. Luzenir Caixeta ist eine der Mitbegründerinnen des Vereins. Sie koordiniert bei 
maiz u.a. den Bereich Sex&Work, hat früher selbst Streetwork gemacht und mittlerweile 
                                                          
41
 Quelle: Stellungnahme von maiz, die für das feministische Magazin an.schläge verfasst wurde und nur z.T. 
darin veröffentlicht wurde (an.schläge, Juli/August 2011). 
42
 Diese müssen erst per Verordnung von der Landesregierung erlassen werden (RV389/2011: §6/(2))  
Quelle: Stellungnahme von maiz für das feministische Magazin an.schläge ( an.schläge, Juli/August 2011). 
43
 Migrantinnen können z.B. Deutschkurse bei maiz besuchen, es gibt eine Beratungsstelle für Migrantinnen 
u.a. bei rechtlichen und (psycho-)sozialen Problemlagen, Jugendliche - Jungen und Mädchen - können den 
externen Hauptschulabschluss bei maiz absolvieren und es gibt einen eigenen Kulturbereich (www.maiz.at) 
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einige wissenschaftliche Aufsätze zu Sexarbeit verfasst, und zwar mit dem Fokus auf die 
Situation von Migrant_innen. maiz setzt sich für die Anerkennung von Sexarbeit als Arbeit 
und somit auch für eine Entkriminalisierung, Entdiskriminierung und Entstigmatisierung 
dieser Erwerbstätigkeit ein (vgl. www.maiz.at). Kennzeichnend für maiz ist auch die 
Positionierung gegen einen Opferdiskurs, der den Sexarbeiter_innen und vor allem auch 
Migrant_innen in der Sexarbeit oftmals jegliche Selbstbestimmung und Handlungsmacht 
abspricht.  
Lena gehört zur kirchlichen Organisation "Caritas" und ist eine Beratungsstelle für Menschen, 
"die in der Prostitution/den sexuellen Dienstleistungen arbeiten oder gearbeitet haben" 
(www.caritas-linz.at). Auch Lena verfolgt wie maiz einen akzeptierenden Ansatz gegenüber 
Sexarbeit und ist eine Anlaufstelle für alle Sexarbeiter_innen, d.h. genau so wie bei maiz, 
spielt es keine Rolle, ob Sexarbeiter_innen, die die Beratungsstelle aufsuchen, registriert 
arbeiten oder nicht. Elke Welser, die Leiterin von Lena ist diplomierte Sexualpädagogin und 
war ebenfalls als Streetworkerin und Beraterin tätig. Als Leiterin ist sie nun u.a. zuständig für 
Vernetzungs- und Öffentlichkeitsarbeit. 
Diese  beiden relevanten NGOs maiz und Lena, haben bereits zum Begutachtungsentwurf aus 
dem Jahr 2010 schriftliche Stellungnahmen abgegeben und konnten damit auch einige 
Veränderungen erzielen. Geplant ist auch, dass Vertreter_innen der NGOs im Jahr 2012 in 
eine der Unterausschusssitzungen eingeladen werden, um deren Expertise mit 
einzubeziehen.
44
 
Die jeweiligen Vertreter_innen der politischen Parteien, die 2009 in den Landtag gewählt 
wurden, sind für das kommende Sexualdienstleistungsgesetz in dem Sinne zuständig, als dass 
sie in einem eigens dafür eingerichteten Unterausschuss die Regierungsvorlage für dieses 
Gesetz diskutieren und verhandeln. Diese Personen stellen somit die Verantwortlichen dafür 
dar, wie das Gesetz letztendlich inhaltlich aussehen wird.  
Die für diese Arbeit zentralen Akteur_innen sind somit alle Repräsentant_innen der politisch 
relevanten Gruppen im Rahmen der Debatte über ein oberösterreichisches 
Sexualdienstleistungsgesetz und bilden in diesem Kontext das policy-Netzwerk. Einerseits 
sind sie Repräsentant_innen der im Landtag vertretenen politischen Parteien und besitzen 
Entscheidungskompetenz, andererseits können die beiden NGOs als Repräsentant_innen von 
Sexarbeiter_innen gesehen werden mit einer Sprachrohrfunktion für diese. maiz und Lena 
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 Informelles Gespräch mit Maria Buchmayr von den Grünen. 
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arbeiten bereits jahrelang mit Sexarbeiter_innen zusammen und leisten für diese auch 
Lobbyarbeit.  
Die Vertreterin der Grünen, Maria Buchmayr, ist für ihre Partei im Landtag für Frauenpolitik, 
für die Bereiche Integration und Menschenrechte und für Antidiskriminierungspolitik 
zuständig. Buchmayr wurde von den Grünen erst in der aktuellen Legislaturperiode für den 
Unterausschuss zum Sexualdienstleistungsgesetz nominiert und ist somit in dieser Partei 
Hauptverantwortliche für die Gesetzesvorlage und die Verhandlungsgespräche. 
Der Vertreter der FPÖ, Wolfgang Klinger, ist u.a. Landesobmann des Ringes Freiheitlicher 
Wirtschaftstreibender und erst seit dieser Legislaturperiode im Landtag für die FPÖ. Er 
verhandelt für die FPÖ im Unterausschuss. 
Gerda Weichlser-Hauer von den Sozialdemokrat_innen ist, ebenfalls wie Buchmayr für die 
Grünen, als Frauensprecherin für den SP-Landtagsklub tätig. Weichsler-Hauer ist zudem 
zweite Landtagspräsidentin in Oberösterreich und in einigen Unterausschüssen tätig, u.a. eben 
auch in jenem zum geplanten Sexualdienstleistungsgesetz. Sie verhandelte bereits in der 
vergangenen Legislaturperiode, damals noch das "Prostitutionsgesetz", im dazu gehörigen 
Unterausschuss für die SPÖ und hatte sowohl in der letzten als auch in der aktuellen 
Gesetzgebungsperiode den Vorsitz in diesen Unterausschüssen inne. 
Für die Verhandlungen im Unterausschuss seitens der ÖVP ist der Klubobmann Thomas 
Stelzer zuständig. In seiner Funktion als Obmann der Fraktion übernimmt er u.a. die 
inhaltliche Koordination und Abstimmung von Gesetzesmaterien im Landtag. Eine 
Auseinandersetzung mit dem Thema Sexarbeit bzw. mit dem Vorhaben ein eigenes Gesetzes 
für Sexdienstleistungen zu schaffen, fand bei Stelzer bereits in der voran gehenden 
Legislaturperiode statt und im Rahmen seiner Tätigkeit im Linzer Gemeinderat, von dem die 
Initiative für ein eigenes Gesetz ursprünglich ausging. 
Sexarbeiter_innen selbst sind nicht Teil dieses soeben beschriebenen policy-Netzwerkes, 
obwohl es laut der aktuellen Regierungsvorlage vom Jahr 2011 u.a. auch um die 
Verbesserung ihrer Arbeitsbedingungen geht. Sie sind in Oberösterreich nur indirekt über die 
beiden NGOs maiz und Lena in die Diskussionsprozesse eingebunden. Um einen kurzen 
Überblick über die registrierte Sexarbeitsszene zu geben, die u.a. letztendlich von den 
geplanten Regelungen auch betroffen sein wird, werde ich im nächsten Kapitel kurz auf diese 
eingehen.  
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3.4. Wer sind "die" Sexarbeiter_innen? Wer "die" Kund_innen?  
Grundsätzlich möchte ich festhalten, dass weder im Hinblick auf  Sexarbeiter_innen (vgl. 
Steindl 2007: S. 9), noch hinsichtlich der Kund_innen
45
 von einer homogenen Gruppe 
gesprochen werden kann. Die Motive der Kund_innen sind unterschiedliche und wenn auch 
der Nachfrageseite oftmals nicht viel Beachtung geschenkt wird, so gibt es doch auch Studien 
dazu. An dieser Stelle kann allerdings nur auf diese spezifischen Auseinandersetzungen 
hingewiesen werden.
46
 
Auch wenn in dieser Arbeit eine geschlechtersensible Schreibweise verwendet wird und 
darauf hingewiesen werden soll, dass nicht nur Frauen in der Sexarbeit tätig sind, liegt der 
Fokus dieser Arbeit trotzdem aufgrund bereits zum Teil beschriebener spezifischer Umstände 
auf  so genannter heterosexueller Sexarbeit, die von Frauen erbracht und von Männern in 
Anspruch genommen wird. Einerseits weil unterschiedliche Lebens- und Arbeitsrealitäten und 
Erfahrungen von Frauen, Männern und Transgenderpersonen nicht nivelliert werden sollten 
(siehe dazu auch Exkurs: Auflösung einer zweigeschlechtlichen Ordnung), andererseits aber 
auch, weil Sexarbeit nach wie vor ein stark feminisierter Arbeitssektor ist und die Situation in 
Oberösterreich auch diesem Umstand entspricht. So sind alle in Oberösterreich registrierten 
Sexarbeiter_innen Frauen (siehe dazu Kapitel 3.). Sexarbeit muss also auch im Kontext 
prekärer und reproduktiver Frauenerwerbsarbeiten im oftmals informellen Sektor gesehen 
werden. Sie ist also vergleichbar mit anderen care-Tätigkeiten, die hauptsächlich von Frauen 
verrichtet werden (vgl. u.a. Caixeta 2011 und Hagmayr 2008). Es soll jedoch an dieser Stelle 
nochmals darauf hingewiesen werden, dass nicht nur Frauen Sexdienstleistungen anbieten 
(vgl. Augustín 2008: S. 69) und nicht nur Männer Kunden sind. Die spezifische Situation in 
Oberösterreich, nämlich dass nur Frauen als Sexarbeiter_innen registriert sind, und die 
Anerkennung der zum Teil unterschiedlichen Lebens- und Arbeitsrealitäten von Männern, 
Frauen, Transgenderpersonen, also Intersex-, Intergender, Homo- und Bisexuellen, 
Transsexuellen und  Transvestit_innen die in der Sexarbeit tätig sind, begründen den Fokus 
dieser Arbeit auf  "heterosexuelle Sexarbeit". 
Bei Sexarbeit handelt es sich aber nicht nur um einen feminisierten Arbeitsmarktsektor, 
sondern auch um eine stark ethnisierte Tätigkeit. Sexarbeit muss also auch in Zusammenhang 
mit prekären und oftmals unsichtbaren Erwerbsarbeitsformen im care- bzw. 
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 Ich verwenden den Begriff der_die "Kund_in", da der Begriff "Freier" ebenfalls ein stigmatisierter Begriff ist. 
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 Siehe dazu u.a. O'Connell Davidson 2003 und Grenz (2005): (Un)heimliche Lust. Über den Konsum sexueller 
Dienstleistungen. Wiesbaden. Auch Augustín weist auf einige Studien hin, die sich mit den Motiven der 
Kund_innen beschäftigen (Augustín 2008: S. 79ff.). 
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Dienstleistungssektor gesehen werden, in dem Migrantinnen eine sehr starke Rolle einnehmen 
(vgl. Caixeta 2011 und Caixeta 2005b). Dem Umstand, dass auch in Oberösterreich fast nur 
migrantische Sexarbeiter_innen registriert sind, soll mit dem folgenden Kapitel Beachtung 
geschenkt werden, auch wenn nicht auf die Ursachen für die starke Präsenz von 
Migrant_innen in diesem Arbeitsfeld eingegangen werden kann. Für eine vertiefende 
Auseinandersetzung mit den Ursachen für dieses Phänomen muss an dieser Stelle ebenfalls 
auf andere Publikationen verwiesen werden.
47
 
3.5. Migrant_innen in der Sexarbeit  
Die Gruppe der Migrant_innen ist ebenfalls eine heterogene Gruppe. Den Migranten oder die 
Migrantin gibt es also nicht (vgl. Hagmayr 2008: S. 48). Die Biografien der Migrant_innen, 
ob sie nun mit der Absicht, in die Sexarbeit einzusteigen, migrieren oder andere Ziele 
verfolgen, sind genauso unterschiedlich wie ihre Migrationsmotive.
48
 Gemeinsamkeiten 
lassen sich nur wenige festmachen. Lutz schreibt, dass die "einzige zu diesem Zeitpunkt 
mögliche Verallgemeinerung ist, dass die Lohnunterschiede der Herkunfts- und der Zielländer 
einen wichtigen Migrationsimpuls für Menschen darstellen, die ihr Land verlassen" (Lutz 
2007b: S. 64). Zentral in diesem Zusammenhang ist aber auch die Nachfrage nach 
bestimmten Arbeitskräften in den Zielländern, die so genannten "pull-Faktoren", die eine 
zentrale Bedingung sind, damit Migration überhaupt stattfinden kann (vgl. Caixeta 2004b: S. 
166). Auch Augustín betont, dass Migrant_innen keine gemeinsame Identität haben. Das 
einzig Verbindende sei der Migrationsprozess, in den sich die Personen begeben (vgl. 
Augustín 2008: S. 10).  
Für Österreich als ein Zielland im europäischen Kontext sind vor allem Migrationswege "von 
Ost nach West" von Relevanz. Betrachtet man den Bereich der Sexarbeit, oder aber auch 
andere Arbeitsbereiche im prekären Dienstleistungssektor, so sind es vor allem Frauen aus 
Mittel- und Osteuropäischen Ländern (MOEL), oder aber oftmals illegalisierte Nicht-EU-
Bürger_innen, die in diesen Arbeitsfeldern tätig sind (vgl. Hagmayr 2008: S. 48 und maiz 
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 Siehe dazu u.a. Publikationen von Lutz (2007a und 2007b) und Anderson (2006). Lutz und auch Anderson 
beschäftigen sich nicht explizit mit der starken Präsenz von Migrant_innen in der Sexarbeitsbranche, allerdings 
mit Migrant_innenarbeit im prekären und informellen Dienstleistungssektor, dem auch Sexarbeit zugeordnet 
werden kann. Lutz weist darauf hin, dass die starke Präsenz von Migrant_innen im informellen und prekären 
Dienstleistungssektor u.a. auf globale neoliberale Umstrukturierungen und auf staatliche Migrations- und 
Genderregime zurückzuführen ist (vgl. Lutz 2007b). 
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 Wobei sich hinsichtlich der Motive einige zentrale und immer wieder angeführte Beweggründe konstatieren 
lassen, wie z. B. die Notwendigkeit, die Existenz der Familie zu sichern, der Wunsch den Kindern eine gute 
Ausbildung zu ermöglichen, patriarchalen Bedingungen und der sozialen Kontrolle in der Herkunftsregion zu 
entkommen, oder aber der Wunsch nach ökonomischer Unabhängigkeit. Migration wird von vielen auch als 
Qualifikationsstrategie gesehen (vgl. Lutz 2007b: S. 64). 
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2009). Im Jahr 2008 kam die Mehrheit der von maiz kontaktierten Sexarbeiter_innen
49
 aus 
EU-Ländern, davon war der Anteil der Frauen aus Ungarn und Rumänien am größten. Bei 
den nicht-europäischen Ländern dominierten die Dominikanische Republik und Thailand 
(vgl. maiz 2009: S. 2). 2010 kam ebenfalls die überwiegende Mehrheit der registrierten 
migrantischen Sexarbeiter_innen aus EU-Ländern. 46% davon kamen aus den EU-Ländern 
der Erweiterungsrunde 2004 und 27% aus jenen Ländern, die 2007 der EU beitraten (maiz 
2011). Der Fokus dieser Arbeit wird daher auf Migrant_innen aus MOEL und auf die 
Situation von Nicht-EU-Bürger_innen gelegt. Wobei hier Migrant_in nicht gleich Migrant_in 
ist. Im Zuge einer restriktiven europäischen Migrationspolitik kommt es u.a. zu einer 
Spaltung zwischen EU-Bürger_innen und Nicht-EU-Bürger_innen, für die kaum mehr - und 
wenn, dann äußerst rigide - legale Einreise- und Aufenthaltsmöglichkeiten bestehen. 
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 Im Jahr 2008 wurden etwa 350 Sexarbeiter_innen von maiz im Rahmen von Streetwork kontaktiert. Die 
Angaben beziehen sich somit auf diese Personengruppe. 
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4. Theoretischer Zugang 
Bevor ich im nächsten Kapitel meinen methodischen Zugang näher erläutere (siehe Kapitel 
5.), werde ich vorab meine theoretische Herangehensweise bzw. meinen theoretischen Zugang 
zu Sexarbeit offen legen. Ich werde dazu einerseits Begriffsbestimmungen vornehmen, es 
wird aber auch eine Abgrenzung gegenüber Begriffen erfolgen, die in dieser Arbeit nicht bzw. 
wenn, dann unter Anführungszeichen gesetzt, verwendet werden. Mit den in diesem Kapitel 
vorgenommen Begriffsbestimmungen, -abgrenzungen und auch Differenzierungen soll somit 
klar werden, wovon ich spreche, wenn ich bestimmte Begriffe verwende. Diese 
Begriffsklärungen sollen jedoch vor allem meinen theoretischen Zugang und meine 
Positionierung, oder anders ausgedrückt, meine Konzepte und frames von Sexarbeit 
offenlegen.  
Nach der Darstellung meiner frames bzw. Rahmung von Sexarbeit sollen unterschiedliche 
Debatten in feministisch-wissenschaftlicher Hinsicht und verschiedene Formen des 
staatlichen Umgangs mit Sexarbeit nachgezeichnet werden. Die Darstellung diverser 
theoretischer Diskurse über Sexarbeit soll einen groben Überblick über den momentanen 
Stand der Diskussionen geben und ist zentral für das Verständnis der frame-Analyse im 
Analyseteil dieser Arbeit, da die Analysekategorien für die frame-Analyse aus diesen 
theoretischen Zugängen zu Sexarbeit heraus entwickelt wurden. Die verschiedenen Konzepte 
bzw. frames von Sexarbeit und dahinter stehende Argumentationsmuster sollen nun 
beleuchtet werden, damit die frames und die entsprechenden Argumentationslinien der für 
diese Untersuchung relevanten Akteur_innen nachvollziehbar werden und zu verorten sind. 
Da sich der Umgang mit Sexarbeit von staatlicher Seite nicht unabhängig von diesen 
unterschiedlichen Konzepten von Sexarbeit betrachten lässt (vgl. Outshoorn 2004), werde ich, 
wenn ich auf die unterschiedlichen Sexarbeitsregime vor allem auf europäischer Ebene 
eingehe, auch auf Verbindungslinien zwischen spezifischen Konzepten bzw. frames und dem 
staatlichem Umgang mit Sexarbeit hinweisen. In diesem Kapitel werden somit auch die 
Eckpunkte, innerhalb derer sich die Debatten um Sexarbeit wiederfinden nachgezeichnet. 
Doch vorab möchte ich mit dem Verweis auf queerfeministische
50
 Debatten eine 
ausführlichere Begründung für die hier verwendete Schreibweise mit underscore geben. 
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 Der Begriff "queer" bedeutet übersetzt ins Deutsche "schräg" und hatte ursprüngliche eine pejorative 
Konnotation. Schwule, Lesben, Bisexuelle  und Transgenderpersonen eigneten sich diesen Begriff im Kampf 
gegen Diskriminierung und um ihre Rechte an und zeigten, dass sie die heterosexistische Gesellschaftsordnung 
und die biologistische und binäre Geschlechterordnung in Frage stellen und aufbrechen. 
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Exkurs: Auflösung einer zweigeschlechtlichen Ordnung 
Im Rahmen dieser Arbeit soll den Debatten und Lebensrealitäten, die die binäre 
Geschlechterordnung auflösen und in Frage stellen, insofern Beachtung geschenkt werden, als 
hier eine Schreibweise verwendet wird, die darauf hinweist, dass es nicht nur zwei 
Geschlechter gibt. Unter Zweigeschlechtlichkeit ist die gesellschaftliche Verfasstheit zu 
verstehen, die nur zwei Geschlechter zulässt, welche als naturgegeben und unveränderbar 
gedacht werden, sich scheinbar akkurat voneinander abgrenzen lassen und sich heterosexuell 
ergänzen sollen (vgl. Genschel 2001: S. 82). Die Kategorie sex als rein biologische, die der 
Kategorie gender, dem sozialen Geschlecht, als naturgegebene und natürliche Kategorie 
vorausgeht, und die damit einhergehende scheinbar natürliche Dichotomie Frau-Mann sollen 
mit der hier verwendeten Schreibweise in Frage gestellt werden. Mit der Dichotomisierung 
der scheinbar naturgegebenen Geschlechter in Mann und Frau und der Naturalisierung der 
heterosexuellen Geschlechterverhältnisse gehen Ausschlüsse von Lebensrealitäten einher, die 
als das Deviante konstruiert werden. Die feministische Philosophin Judith Butler weist darauf 
hin, dass es die heterosexuelle Matrix bzw. die Zwangsheterosexualität ist, die dieses 
ausschließende Moment mit sich bringt. Sie bringt den "Bereich verworfener Wesen", also 
das "konstitutive Außen" hervor, welches für die Konstruktion "des Normalen" benötigt wird 
(vgl. Butler 1997). Der Bereich der "verworfenen Subjekte", also die Lebensrealitäten von 
homo-, bi-, intersexuellen und Transgenderpersonen soll mit der hier verwendeten 
Schreibweise Anerkennung finden und die binäre und biologistisch determinierte 
heterosexistische Geschlechterordnung in Frage stellen.  
In anderen Arbeiten zu Sexarbeit wurde bereits darauf hingewiesen, dass im Zentrum der 
(feministischen) Debatten häufig heterosexuelle Sexarbeit bzw. "Prostitution" steht (vgl. El-
Nagashi 2009: S. 61) und dass u.a. die damit oftmals einhergehenden Vorstellungen von 
Zweigeschlechtlichkeit und Heterosexualität eine Grundlage bilden für Stereotype und 
Vorurteile im Hinblick auf Sexarbeit (vgl. Braun 2008: S. 17), die vor allem Frauen betreffen 
(vgl. Augustín 2008: S. 69).
51
 Mit der hier verwendeten geschlechtersensiblen Schreibweise 
soll auf ein "Dazwischen" und "Jenseits" der dichotomen Pole "Mann-oder-Frau" verwiesen 
werden (vgl. Braun 2008: S. 18). Es soll zum Ausdruck gebracht werden, dass auch Männer, 
Transgenderpersonen
52
, Transsexuelle, Transvestit_innen und Intergenderpersonen 
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 So wird Sexarbeit vor allem in abolitionistischen und radikalfeministischen Kontexten als männliche 
Machtausübung gegenüber Frauen und als generelle Unterdrückung von oder Gewalt gegenüber Frauen 
gedeutet (siehe Kapitel 4.2.1) 
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 Ich verwende diesen Begriff in weiterer Folge als Überbegriff, für Personen, die die starre Dichotomie 
"Entweder-Mann-oder-Frau" überschreiten. 
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Sexdienstleistungen anbieten (vgl. Augustín 2008: S. 69f.), auch wenn im Rahmen dieser 
Arbeit nicht explizit auf deren Lebens- und Arbeitssituationen eingegangen werden kann, da 
sich diese aufgrund gesellschaftlicher und sozialer Strukturen und Bedingungen von der 
Situation "weiblicher Sexarbeiterinnen" mehr oder weniger stark unterscheiden können. Auch 
die Wahrnehmungen von "männlichen Sexarbeitern" und von Transgenderpersönlichkeiten, 
die in der Sexarbeit tätig sind, unterscheiden sich oftmals von jenen, die für "weibliche 
Sexarbeiterinnen" als dominant bezeichnet werden können.
53
 Die unterschiedlichen Lebens- 
und Arbeitssituationen sind u.a. auf zu differenzierende, aber intersektionale, d.h. sich 
überschneidende Diskriminierungsformen zurückzuführen. Eine Sexarbeiterin wird als Frau 
und Sexarbeiterin diskriminiert und stigmatisiert, ist sie Migrantin, überschneiden sich diese 
Diskriminierungsformen mit rassistischen Vorurteilen und Stereotype. Personen, die die 
starren Grenzen von "Männlichkeit" und "Weiblichkeit" überschreiten, erfahren wiederum 
andere Formen der Stigmatisierung und Diskriminierung als beispielsweise "männliche 
Sexarbeiter".  
Augustín betont, dass "gender issues" in der Sexindustrie sehr komplex und subtil sind und 
dass eine Unterscheidung zwischen "männlichen" und "weiblichen" Sexarbeiter_innen bzw. 
eine Kategorisierung aufgrund Geschlechteridentitäten oder der sexuellen Orientierung mehr 
Verwirrung stiften als dass sie hilfreich seien, da im Kontext der Sexarbeit ein Spiel mit den 
Geschlechtern und gender-Experimente stattfinden, die sich einer starren Kategorisierung 
entziehen (vgl. Augustín 2008: S. 70). So kann sich z.B. bei einer Sexarbeiter_in, die 
Dienstleistungen für Männer anbietet, das eigene, sozusagen private sexuelle Begehren 
durchaus von diesen Dienstleistungen unterscheiden, denn es ist nicht zwingend notwendig, 
dass sie sich selbst aufgrund ihrer Arbeit als Hetera
54
 bezeichnet. Ich schließe mich diesem 
wichtigen Hinweis von Augustín an, es darf jedoch nicht vergessen werden, dass sich die 
Stigmatisierung, die Formen der Diskriminierung, Vorurteile und Stereotype unterscheiden 
können, wenn eine_r Sexarbeiter_in als Frau, Mann oder Transgender in der Branche tätig ist 
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 "Männliche Sexarbeiter" sind, wie auch Transgenderpersonen, häufig auch von anderen 
Diskriminierungsformen und einer anderen Form der Stigmatisierung betroffen, die in diese Arbeit aus 
Platzgründen keinen Eingang finden können. Dies bedeutet aber nicht, dass diese Lebens- und Arbeitsrealitäten 
vernachlässigbar wären. Augustín weist darauf hin, dass Männer in der Sexarbeit häufig einfach übersehen 
werden und dass diese Nicht-Anerkennung ihrer Präsenz auch oftmals als eine stärkere Stigmatisierung 
gesehen wird, als jene, von der Frauen in der Sexarbeit betroffen sind (vgl. Augustín 2008: S. 69). 
Hinsichtlich dieser unterschiedlichen Lebens- und Arbeitssituationen und der spezifischen Wahrnehmungen 
von Männern, Frauen und Transgenderpersonen in der Sexarbeit, wäre eine eigenständige Auseinandersetzung 
notwendig, um unzulässige Verallgemeinerungen zu vermeiden und um adäquat zwischen den spezifischen 
Situationen, stereotypen Wahrnehmungen und Diskriminierungsformen zu differenzieren, auch wenn sich 
Parallelen zwischen diesen konstatieren lassen. 
54
 Also als heterosexuelle Frau. 
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und je nachdem als solche_r vom Umfeld wahrgenommen wird. Auch die sexuelle 
Orientierung bzw. das Angebot in dieser Hinsicht, also ob ein_e Sexarbeiter_in als homo- 
oder heterosexuell wahrgenommen bzw. vielleicht gar nicht anerkannt bzw. wahrgenommen 
wird, können in diesem Kontext von Relevanz sein. 
Mit der hier verwendeten Schreibweise soll also auf die Vielfalt von Geschlechteridentitäten 
und die Komplexität der Geschlechterverhältnisse, auf das Spiel mit Geschlechteridentitäten 
und die Experimente mit gender verwiesen werden, auch wenn dies nicht Gegenstand der 
Arbeit ist und es lediglich bei diesem Verweis bleibt. Es soll jedoch, ohne unterschiedliche 
Erfahrungen von Sexarbeiter_innen zu nivellieren, darauf hingewiesen werden, dass nicht nur 
Frauen in der Sexarbeit tätig sind, auch wenn der Fokus dieser Arbeit aufgrund spezifischer 
Umstände auf "heterosexueller Sexarbeit", d.h. auf Sexarbeit, die von Frauen erbracht und 
von Männern in Anspruch genommen wird, liegt. Einerseits weil eben unterschiedliche 
Lebens- und Arbeitsrealitäten und Erfahrungen von Frauen, Männern und 
Transgenderpersonen nicht nivelliert werden sollten, andererseits aber auch weil Sexarbeit 
nach wie vor ein stark feminisierter Arbeitssektor ist und die Situation in Oberösterreich auch 
diesem Umstand entspricht. So sind alle in Oberösterreich registrierten Sexarbeiter_innen 
Frauen (siehe dazu Kapitel 3.). 
 
4.1. Sexarbeit vs. "Prostitution" 
Im Rahmen dieser Arbeit wird der Begriff Sexarbeit
55
 verwendet und grundsätzlich breit 
definiert, d.h. auch wenn in diesem spezifischen Kontext der Arbeit von "Prostitution" im 
engeren Sinne die Rede ist, soll an dieser Stelle darauf hingewiesen werden, dass Sexarbeit 
ein sehr heterogenes Tätigkeitsfeld umfasst und demnach die Angebote in der Sexbranche 
äußerst spezialisiert und vielseitig sind (vgl. dazu Augustin 2008: S. 60). Auch Höbart und 
Reithner betonen, dass die Angebote stark spezifiziert und auf Grund eines hohen 
Konkurrenzdrucks auch schnelllebig sind (vgl. Höbart/Reithner 2008: S. 203). Die 
Sexindustrie
56
 an sich zeichnet sich durch eine enorme Vielfältigkeit aus, sowohl im 
Vergnügungssektor, als auch im Prostitutionssektor (vgl. Caixeta 2009). Die Produktion von 
Pornos, Table-Dance oder aber Peep-Shows, all diese Bereiche am Sexmarkt können mit dem 
Begriff "Sexarbeit" erfasst werden bzw. sind Teil einer globalen Sexindustrie. Sexarbeit im 
                                                          
55
 Der Begriff Sexarbeit bzw. sex work wurde ausgehend von den USA etabliert und geht auf die Sexarbeiterin 
Carol Leigh zurück (vgl. Kempadoo/Doezema 1998: S. 8 und Ringdahl 2006: S. 415ff. zit. n. Höbart 2007: S. 33) 
56
 Mit dem Begriff der Sexindustrie, so auch Augustín, kann auf das große Ausmaß an Sexmärkten, deren 
Wechselbeziehung zu anderen großen Industrien und auf die Heterogenität der damit verbundenen  
wirtschaftlichen Tätigkeiten verwiesen werden. Die Sexindustrie wird somit auch als Teil des gegenwärtigen 
globalisierten Kapitalismus begriffen (vgl. Augustin 2008: S. 65). Zu Sexindustrie siehe auch Weitzer 2010: S. 1ff. 
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engeren Sinn, also "Prostitution", kann als ein Teilbereich dieser Industrie definiert werden 
und umfasst selbst wiederum ein sehr heterogenes Angebot. Auch die Arbeitsbedingungen 
können sich sehr unterscheiden und hängen stark von den jeweiligen Arbeitsorten ab. 
Sexarbeit im engeren Sinne wird vom Internationalen Komitee für die Rechte von 
Sexarbeiter_innen in Europa (ICRSE) als "Sex in beiderseitigem Einverständnis" (ICRSE 
2005b: S. 3) definiert. Die Betonung liegt dabei auf dem Prinzip des Einverständnisses, um 
klar zu machen, dass es sich ansonsten um sexualisierte Gewalt handelt und nicht um Arbeit 
(vgl. ebd.). Auch ich definiere Sexarbeit als Erwerbsarbeit und Dienstleistung, die zwischen 
zwei erwachsenen Menschen auf freiwilliger Basis und ohne Zwang vereinbart wird (vgl. 
auch Höbart/Reithner 2008: S. 203).  
Die Verwendung des Begriffs Sexarbeit erfolgt außerdem in Abgrenzung vom Begriff der 
"Prostitution", da dieser meist negativ konnotiert ist und stigmatisierend wirkt. Er ist häufig 
mit moralistischen Vorurteilen und Stereotypen aufgeladen und wird u.a. auch mit 
kriminellen Handlungen in Verbindung gebracht, da in diesem Zusammenhang auch von 
Zwangs-, oder Kinderprostitution die Rede ist (vgl. Lena 2010). "Prostitution" wird aber auch 
oftmals mit dem Verkauf "des Selbst" bzw. mit der Veräußerung der eigenen Person 
gleichgesetzt (vgl. El-Nagashi 2009: S. 55), oder aber als der Verkauf des eigenen Körpers 
verstanden (vgl. Barry 2002). Im Hinblick auf diese Vorstellungen, die Sexarbeit bzw. 
"Prostitution" betreffen, erscheint auch der Begriff der Sex- oder Sexualdienstleitsung als 
adäquat, da dieser zum Ausdruck bringt, dass eine Dienstleistung verkauft wird, und nicht der 
Körper, oder "das Selbst" einer Person. Diese Annahmen sind nur aufgrund moralistischer 
Sichtweisen möglich, die Sexualität u.a. tabuisieren und/oder als das Intimste einer Person 
und mit dieser als eng verbunden konstruieren (vgl. dazu u.a. Barry 1983).  
Sexarbeit hingegen anerkennt die Tätigkeit als Arbeit bzw. Erwerbsarbeit und löst sich somit 
von diesen moralistischen Bewertungen, die oftmals dazu führen, dass Sexarbeiter_innen als 
Opfer von Strukturen und/oder patriarchaler Gewalt gesehen werden, oder aber zu 
Täter_innen gemacht werden, die sozusagen "selbst Schuld" an ihrer Situation sind (vgl. 
Doezema 2000). Der Begriff  Sexarbeit stellt nicht nur eine Positionierung gegen die 
Kriminalisierung der Tätigkeit dar, sondern soll auch die geforderte Entstigmatisierung und 
Entdiskriminierung zum Ausdruck bringen. Mit dem Begriff Sexarbeit soll aber auch betont 
werden, dass es sich um Arbeit handelt, die auch mit entsprechenden Rechten verbunden sein 
sollte (vgl. Höbart 2007: S. 33). 
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Somit ist Sexarbeit, genau so wie der Begriff der "Prostitution", kein neutraler Begriff. Die 
Begriffe implizieren jeweils spezifische Konzepte, Vorstellungen, auch politische 
Positionierungen und somit unterschiedliche frames (vgl. El-Nagashi 2009: S. 53ff). El-
Nagashi weist darauf hin, dass jedoch eine völlige Tabuisierung und Vermeidung des 
Begriffes "Prostitution" die Gefahr in sich birgt, die gesellschaftliche Stigmatisierung von 
Sexarbeiter_innen auszublenden und somit die Erfahrungen und die Realität vieler 
Sexarbeiter_innen unsichtbar zu machen (vgl. Quan 2006, zit. n. El-Nagashi 2009: S. 54). Ich 
schließe mich diesem wichtigen Hinweis an, versuche jedoch trotzdem in erster Linie den 
Begriff "Sexarbeit" zu verwenden, da dieser den Arbeitsaspekt und somit auch den Aspekt der 
Arbeitsrechte besser zum Ausdruck bringt.  
Sexarbeit, und was darunter verstanden wird, variiert jedoch auch in unterschiedlichen 
sozialen, gesellschaftlichen und/oder historischen Kontexten. frames von Sexarbeit können 
somit nicht losgelöst von diesen Kontexten betrachtet werden. Sexarbeit ist also kein 
universales Konzept und kann mit unterschiedlichen Bedeutungen gefüllt sein, oder aber 
verschiedene Tätigkeiten und Praxen umfassen. So betont Zatz z.B., dass "Prostitution" ein 
historisches Produkt sei (vgl. Zatz 1997: S. 278) und Kempadoo versteht Sexarbeit ebenfalls 
als keine universale oder ahistorische Kategorie (vgl. Kempadoo/Doezema 1998: S. 7). 
Scoular weist ebenfalls darauf hin, dass Sexarbeit keine inhärente Bedeutung hat und diese in 
verschiedenen Diskursen variiert (vgl. Scoular 2004: S. 348). 
Im Zuge des folgenden theoretischen Unterkapitels werden nun unterschiedliche frames bzw. 
spezifische Interpretationen von Sexarbeit nachgezeichnet. Zum einen werden verschiedene 
feministisch-wissenschaftliche frames von bzw. Positionierungen zu Sexarbeit dargestellt und 
zum anderen staatliche Regulierungsformen von Sexarbeit. Da die staatlichen 
Regulierungsformen nicht unabhängig von spezifischen frames von Sexarbeit gesehen werden 
können (vgl. Outshoorn 2004), werde ich, wenn ich auf die unterschiedlichen 
Sexarbeitsregime eingehe auch auf Verbindungslinien zwischen diesen spezifischen 
Konzepten bzw. frames und dem staatlichem Umgang mit Sexarbeit hinweisen. Im Zuge 
dieser Darstellung der unterschiedlichen Positionierungen zu Sexarbeit werden somit die 
Eckpunkte markiert, innerhalb derer sich die Debatten um Sexarbeit wiederfinden und der 
momentane Stand der Debatte und Diskussionen über Sexarbeit nachgezeichnet. 
4.2. Feministisch-wissenschaftliche Debatten 
Sexarbeit wird innerhalb feministischer Debatten keineswegs einheitlich gerahmt. El-Nagashi 
weist darauf hin, dass es sich bei Sexarbeit um ein emotional aufgeladenes und 
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kontroversielles Thema handelt, in dem sich unterschiedliche theoretische Zugänge 
verdeutlichen (vgl. El-Nagashi 2009: S. 60). Sexarbeit hat also keine singuläre Bedeutung, 
sondern wird unterschiedlich interpretiert (vgl. Scoular 2004: S. 343). Es können in diesem 
Abschnitt jedoch nicht alle feministischen Positionierungen Eingang finden, sondern lediglich 
das "feministische Spannungsfeld" (vgl. El-Nagashi 2009: S. 60f.) innerhalb dessen sich die 
Debatten um Sexarbeit bewegen. Es sollen hier drei Positionierungen dargestellt werden, 
zwischen denen es auch Überschneidungen und Abstufungen, d.h. differenziertere oder 
ambivalente Versionen geben kann und die in spezifischer ideologischer Hinsicht, z.B. im 
Rahmen einer marxistisch-feministischen Analyse bzw. Positionierung, zusätzlich aufgeladen 
sein können. 
Im Rahmen dieser Arbeit wird einerseits auf radikalfeministische bzw. abolitionistische 
Ansätze, auf sexradikale Ansätze und auf liberale Sexarbeitsansätze eingegangen. Die hier 
vorgestellten Ansätze stellen jedoch lediglich theoretische Eckpunkte der feministischen 
Debatten dar und können in der Praxis nicht immer klar voneinander getrennt und strikt 
umrissen werden. Die Differenzierung zwischen diesen Ansätzen dient somit einer besseren 
Orientierung innerhalb der feministisch-wissenschaftlichen Debatten. Zudem stellen diese 
Ansätze die Hauptkontroversen seit den 1970ern und 1980ern dar (vgl. El-Nagashi 2009: 
S.60). Die Argumentationslinien dieser Hauptkontroversen sollen nun  nachgezeichnet und 
kritisch beurteilt werden. 
4.2.1. Radikalfeministische und abolitionistische Ansätze 
Radikalfeminist_innen sehen in der "Prostitution"
57
 ein entscheidendes Mittel zur 
Unterdrückung aller Frauen. Sie wird bezeichnet als sexuelle (vgl. Barry 1983) und physische 
Versklavung (vgl. Millet 1981: S. 18) von Frauen und gleichgesetzt mit Gewalt, 
Vergewaltigung, dem Missbrauch und der Ausbeutung von Frauen durch Männer. Sexarbeit 
wird somit definiert als sexuelle Gewalt. In diesem Kontext bildet Sexualität das zentrale 
Fundament der Unterdrückung von Frauen. Sexualität selbst ist somit Teil der Dynamik der 
ungleichen Geschlechterverhältnisse (vgl. MacKinnon 1991: S. 130) und ein wesentliches 
Element der männlichen Herrschaft über Frauen. Barry definiert die sexuelle Unterdrückung 
bzw. Versklavung von Frauen als den Grundpfeiler aller anderen Formen der Unterdrückung 
                                                          
57
 Da in radikalfeministischen Debatten von "Prostitution" die Rede ist und nicht von Sexarbeit als Arbeit, wird 
hier auch der Begriff  "Prostitution" verwendet - jedoch in Anführungszeichen, um die Abgrenzung von dieser 
Begrifflichkeit zu verdeutlichen. Der Begriff der "Prostitution" bzw. die Tätigkeit in der "Prostitution" ist im 
radikalfeministischen Kontext mit ganz bestimmten Bedeutungen aufgeladen und kann per se keine Arbeit 
bezeichnen oder sein. Mit der Verwendung dieses Begriffes, soll diesem Umstand Rechnung getragen werden 
und die spezifische Bedeutung von Sexarbeit in radikalfeministischen und abolitionistischen Kontexten zum 
Ausdruck gebracht werden. 
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(vgl. Barry 1983: S. 139), d.h. Formen der ökonomischen und politischen Unterdrückung 
lassen sich von der sexuellen ableiten. "Prostitution" bildet neben der Ehe eine der 
Hauptinstitutionen, in denen die "sexuelle Sklaverei praktiziert wird" (ebd.: S. 306).  
Sexualität und Gewalt gegenüber Frauen bzw. Sex und Unterdrückung von Frauen werden 
von Radikalfeminist_innen eng miteinander verknüpft, sind sozusagen identisch. Die 
"weibliche Sexualität" wird als ein Konstrukt männlicher Macht, Vorstellungen und 
Phantasien definiert und ist somit nicht selbstbestimmt (vgl. MacKinnon 1991: S. 128). Auch 
Jeffreys konstatiert, dass Sexualität ein Konstrukt sei, um die männliche Vorherrschaft 
aufrecht zu erhalten. Das heutige Verständnis von Sex sei die Erotisierung von 
Frauenunterdrückung und Männerherrschaft und genau in diesem Zusammenhang sei auch 
"Prostitution" zu verorten (vgl. Jeffreys 2002: S. 57f.). "Prostitution" wird als die Benutzung 
des weiblichen Körpers durch Männer und als eine der Grundlagen der männlichen Macht 
wahrgenommen (vgl. Barry 2002: S. 71). Frauen werden zu sexuellen Objekten degradiert 
und zur Ware gemacht.  
"Ich sehe in der Prostitution so etwas wie ein Paradigma: ein Exempel für die soziale 
Situation der Frau, wie sie im Grunde besteht. Hier wird nicht nur ihre Abhängigkeit 
offenbar [gemeint ist u.a. die finanzielle und jene in der Ehe, Anm. der Verfasserin]; 
ja durch den bloßen Akt der Prostitution wird unser Wert deklariert: als Wert einer 
Sache. Was die Prostituierte in Wahrheit verkauft ist nicht Sex, sondern ihre 
Entwürdigung." (Millett 1981: S. 105)  
Zentral im Rahmen dieser Argumentation ist, dass "Prostitution" alle Frauen zur Ware macht 
und das Machtverhältnis zwischen Männern und Frauen zementiert (vgl. Schwarzer 2003: S. 
55).  
Aus der Sicht der Radikalfeminist_innen verkaufen Sexarbeiter_innen
58
 ihre Körper, ihre 
Würde, ja sogar ihr "Selbst", da Sexualität untrennbar mit der Identität (von Frauen und 
Männern) verknüpft wird und als intim und somit unverkäuflich betrachtet wird (vgl. Barry 
1983: S. 306). Männer kaufen eigentlich keine sexuelle Dienstleistungen, sondern Macht. Sie 
werden als die Ursache für "Prostitution" dargestellt, für die Existenz von "Prostitution" also 
verantwortlich gemacht, da sie die Nachfrage kreieren. Den Männern gehe es bei der 
Inanspruchnahme sexueller Dienstleistungen aber nicht um Lust oder Sex, denn sogar "die 
Peitschenhiebe sind bestellt" (Schwarzer 2003: S. 55). Radikalfeminist_innen sehen somit 
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Radikalfeminist_innen sprechen zwar lediglich von "heterosexueller Prostitution", also davon, dass Männer 
die Nachfrage kreieren und sich den "Zugang zu weiblichen Körpern" sogar erkaufen können, mit der hier 
verwendeten Schreibweise soll aber trotzdem darauf hingewiesen werden, dass nicht nur Frauen als 
Sexarbeiter_innen tätig sind, sondern auch Männer und Transgenderpersonen. 
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Sexarbeiter_innenals "Sklav_innen der männlichen Macht"
59
, denn die Männer bestimmen die 
Dienstleistungen, sie haben die Macht zu fordern und das zu bekommen was sie wollen. Sie 
haben sozusagen "freien Zugang" zu den weiblichen Körpern und die ökonomische Macht 
inne. "Prostitution" selbst sei Machtausübung, in ihr bilden sich nämlich nicht nur ungleiche 
Geschlechterverhältnisse ab, sie sei sogar Fundament dieser Machtverhältnisse. Aus diesem 
Grund fordern Radikalfeminist_innen die Abschaffung der "Prostitution" und keine 
Reformierung der Bedingungen, unter denen sie ausgeübt wird. 
Da Sexualität von Männern bestimmt und definiert wird, der Subordination von Frauen dient 
und ein konstitutives Element der hierarchischen Geschlechterordnung ist, erscheint die 
Unterscheidung zwischen freiwilliger und erzwungener "Prostitution" aus der Sicht der 
Radikalfeminist_innen als unzulässig und die Tatsachen verklärend (vgl. Barry 1983, S. 75). 
Sexarbeiterinnen werden somit grundsätzlich als Opfer patriarchaler Gewalt gesehen. Der 
Sinn der "Prostitution" liege in der (sexuellen) Dominanz der Männer über Frauen (vgl. 
Jeffreys 2002: S. 65), in diesem Sinne erscheint die Inanspruchnahme sexueller 
Dienstleistungen als (sexuelle) Gewalt und Missbrauch (vgl. ebd.: S. 67f.). Diejenigen 
Sexarbeiter_innen, die nicht bereit sind die Opferrolle einzunehmen, werden entweder als 
verblendet, oder aber als Kollaborateur_innen des Patriarchats dargestellt. 
Sexarbeit stellt in diesen Ansätzen eine Stütze des Patriarchats dar. Sowohl in der Ehe, als 
auch in der Sexarbeit verkaufen sich die Frauen. Die Dichotomisierung zwischen "Hure" und 
"Heiliger" sei ein Mechanismus des Patriarchats zur Spaltung der Frauen und verkläre somit 
die Tatsache, dass alle Frauen Objekte der männlichen Lust sind. Zentral für das 
Funktionieren des Patriarchats sei die Kontrolle der weiblichen Sexualität und "Prostitution" 
stellt ein Mittel, neben der Ehe und der Zwangsheterosexualität dar, welches die männliche 
Herrschaft stützt (vgl. Fabris 2004: S.17f.). 
Im Verständnis der Radikalfeminist_innen erscheint es auch als unmöglich, dass Frauen 
migrieren und sich dabei bewusst dafür entscheiden in der Sexarbeit tätig zu sein. 
Migrant_innen werden grundsätzlich als Opfer von Frauenhandel dargestellt und 
Frauenhandel als untrennbar verknüpft mit Sexarbeit (vgl. Filter 2003). Gäbe es die 
"Prostitution" nicht mehr, so würde damit auch das Problem des Frauenhandels gelöst 
werden, da der Markt für diesen abgeschafft werden würde, so die Argumentation (vgl. 
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 Ich verwende hier bewusst die Bezeichnung "Sklav_innen", da in radikalfeministischen und abolitionistischen 
Debatten Sexarbeit und "Frauenhandel" auch immer wieder mit Sklaverei gleichgesetzt wird (vgl. u.a. 
Schwarzer 2003: S. 55). 
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Winberg 2003). Barry geht sogar so weit, die Unterscheidung zwischen Sexarbeit und 
Frauenhandel bzw. Zwangsprostitution als überflüssig zu erklären, da sie die "Viktimisation" 
(Barry 1983), also den Opferstatus der Frauen mit deren Einverständnis verwechsle. Sie 
bezeichnet die Differenzierung zwischen Frauenhandel und Sexarbeit als falsch und 
willkürlich (vgl. Barry 1983: S. 75 und 100ff.) und pauschaliert Frauenmigration aufgrund der 
Sexarbeit als "Zwangsverschleppung" in die westliche "Prostitution" (vgl. Barry 2002: S. 77). 
Radikalfeminist_innen knüpfen in vielerlei Hinsicht an die Argumentationsstränge der frühen 
Abolitionistinnen an, die Ende des 19. Jahrhunderts in den Debatten um "white slavery" eine 
Schlüsselrolle einnahmen. Jo Doezema weist auf die Parallelen hin:  
"While current concerns are focused on the exploitation of third world/non-western 
women by both non-western and western men, concerns then were with the 
abduction of European women for prostitution in South America, Africa or 'the 
Orient' by non-western men or other subalterns. [...] Then as now, the paradigmatic 
image is that of a young and naive innocent lured or deceived by evil traffickers into 
a life of solid horror from which escape is nearly impossible." (Doezema 2000: o.S.) 
Doezema weist auch darauf hin, dass der "white-slavery"-Diskurs gegen Ende des 19. 
Jahrhunderts im Kontext damaliger Diskurse über "Prostitution" gesehen werden muss. Es 
waren damals zwei miteinander konkurrierende Ansätze zentral. Einerseits ein regulatorischer 
Ansatz, der "Prostitution" als notwendiges Übel betrachtete und andererseits der 
abolitionistische Ansatz, der als spezifische Antwort auf die so genannten "Contagious 
Diseases Acts" (CDA) in England gesehen werden kann. Diese CDA ermöglichten, dass 
Frauen, die verdächtigt wurden, der "Prostitution" nachzugehen, festgenommen werden 
konnten und sich einer Untersuchung unterziehen mussten. Josephine Butler, eine der 
bekanntesten Vertreterin der Abolitionistinnen, und ihre Mitstreiterinnen kämpften gegen 
diese CDA, die einen regulatorischen Zugang zu Sexarbeit verkörperten. Denn 
Sexarbeiterinnen wurden von Abolitionistinnen nicht als Verbreiterinnen von Seuchen 
wahrgenommen, sondern als Opfer, die gerettet werden müssen (vgl. ebd.). 
In den aktuellen Diskursen zu "Frauenhandel" und Migration in die Sexarbeit wiederholen 
sich viele der Motive und Forderungen des "white slavery"-Diskurses. Sexarbeiter_innen 
wurden und werden, nicht nur von Abolitionist_innen und Radikalfeminist_innen, viktimisiert 
und passiviert. Sie werden als "unschuldige Opfer" konstruiert, während die Täter eindeutig 
männlich sind (vgl. Moser 2002: S. 20 und Doezema 2000). Eine Reglementierung bzw. 
Legalisierung von Sexarbeit wird von Radikalfeminist_innen und Abolitionist_innen 
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grundsätzlich abgelehnt, da das Ziel deren Abschaffung ist. Verursacher des Problems seien 
eindeutig die Männer. 
Bestraft werden sollten daher laut den Radikalfeminist_innen die "Freier", da sie die 
Nachfrage nach ausländischen, "exotischen" Frauen schaffen und somit die Ursache nicht nur 
des Problems der "Prostitution", sondern auch des Problems "Frauenhandel" sind. 
Frauenhandel und Sexarbeit werden somit untrennbar miteinander verknüpft bzw. 
gleichgesetzt. Auf internationaler Ebene vertritt die Coalition Against Trafficking in Women 
(CATW) diesen abolitionistischen Ansatz. Die CATW nimmt ebenfalls keine Unterscheidung 
zwischen Frauenhandel und Zwangsprostitution auf der einen Seite und Sexarbeit auf der 
anderen vor und tritt für die Abschaffung von "Prostitution" ein. 
4.2.2. Sexradikale Ansätze 
Sozusagen als eine Antwort auf radikalfeministische und abolitionistische Positionen können 
die sexradikalen Ansätze gesehen werden (vgl. Scoular 2004: S. 346). Einer der 
"Gegendiskurse" zu radikalfeministischen und abolitionistischen Zugängen wurzelt im so 
genannten "Pro-Sex-Feminismus" (vgl. Alexander 1997: S. 84). Bekannte und frühe 
Theoretiker_innen dieses Ansatzes sind u.a. Pat Califia und Gayle Rubin. Rubin betont, dass 
sich ein sexradikaler Ansatz mit seiner Analyse auf das Stigma "erotische Dissidenzen" 
konzentriert (vgl. Rubin 1992 zit. n. Queen 1997: S. 125). Dies bedeutet, dass innerhalb der 
sexradikalen Zugänge die Diskriminierung und Stigmatisierung jener Personen thematisiert 
und kritisiert wird, die nicht nach den Vorstellungen der (heterosexuellen, monogamen) 
Mehrheitsgesellschaft leben und sich sozusagen "sexuell deviant" verhalten. Für Queen 
bedeutet  
"Sex radicalism [...] that I am automatically on the side of the minority sexual 
viewpoint or behaviour; because our culture carefully and narrowly circumscribes 
what is accepatbel, much of the sexual world gets left on the wrong side of the fence. 
[...] Sex radicalism is also profoundly feminist, and with good reason. While many 
men are oppressed (in reality or potentially) for their sexual desires and practices, 
women are encouraged never to explore or experience our alternative sexual feelings 
in the first place. We are supposed to exist sexually within a (married, monogamous) 
relationship with man, or else not at all." (Queen 1997: S. 127) 
Sexarbeiter_innen werden aufgrund ihres sexuellen Verhaltens als von der Gesellschaft 
stigmatisierte Personen erkannt, aber auch als Personen, die vorgegebene Grenzen des 
"Normalen" überschreiten anerkannt. Die These im sexradikalen Kontext ist also, dass 
Sexarbeiter_innen aufgrund der Überschreitungen bestimmter dominanter Vorstellungen von 
Sexualität von der Mehrheitsgesellschaft als das Abweichende konstruiert werden. Sie werden 
aufgrund ihres sexuellen Verhaltens stigmatisiert. Denn Sexarbeiter_innen leben nicht 
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monogam und stellen die scheinbar untrennbare Verknüpfung von Sexualität und Liebe bzw. 
die Konstruktion von Sexualität als das Intimste einer Person durch den Verkauf von 
sexuellen Dienstleistungen in Frage. Sexradikale bzw. sexpositive Feminist_innen 
unterstellen Sexarbeiter_innen deshalb auch subversives Potential, da sie restriktive Grenzen 
überschreiten und die Heteronormativität herausfordern (vgl. Queen 1997: S. 135). So 
behauptet Pendleton z.B., dass Sexarbeit sogar ein queerer Akt ist, da für Sex Geld verlangt 
wird. Sexarbeiter_innen performen zwar in ihrem Beruf oft Heterosexualität, jedoch sind sie 
nicht bereit dies auch noch in ihrer Freizeit zu tun. Sie weigern sich sozusagen diese Rollen 
gratis zu spielen (vgl. Pendleton 1997: S. 76f.). Dem Vorwurf der Radikalfeminist_innen, 
dass Sexarbeiter_innen patriarchale und sexistische Normen reproduzieren, entgegnen 
sexradikale Theoretiker_innen mit dem Argument, dass es sich aufgrund des Verkaufs von 
sexuellen Dienstleistungen um ein subversives Verhalten handelt. Männer haben keineswegs 
durch Sexarbeit einen unbeschränkten Zugang zu Sexualität, da sie dafür bezahlen müssen. 
Die stereotypen Geschlechterrollen werden von Sexarbeiter_innen herausgefordert, da sie sich 
für das Spielen dieser Rollen bezahlen lassen (vgl. Pendleton 1997: S. 79ff.). Jedoch sind 
nicht nur Sexarbeiter_innen von der Stigmatisierung aufgrund ihres sexuellen Verhaltens 
betroffen. Auch lesbisches Begehren oder S/M-Praktiken werden als das Deviante konstruiert 
und finden in sexradikalen Zugängen bzw. sexpositiven Feminismen Beachtung und 
Anerkennung und können subversives Potential beinhalten (vgl. Califia 1994). 
Queen weist darauf hin, dass sexradikale Ansätze feministische Analysen der 
Geschlechterhierarchien und -ungleichheiten erweitern, da sie nicht bloß die Unterdrückung 
aufgrund des Geschlechtes fokussieren, sondern auch die Unterdrückung von Personen 
aufgrund des sexuellen Begehrens (vgl. Queen 1997: S. 125). Diese Zugänge fordern somit 
die konservativen Positionen der Radikalfeminist_innen und der Anti-Pornografie-Bewegung 
heraus (vgl. ebd.: S. 128).  Kritisiert wird die einseitige und undifferenzierte Darstellung von 
Sexarbeit bzw. von Sexualität, die auch subversives Potential enthält und nicht bloß 
männliche Normen reproduziert. 
Sexpositive Feminist_innen fordern die Verbesserung der Rahmenbedingungen für Sexarbeit, 
da es sich bei dieser auch um eine wertvolle und professionelle Arbeit handelt (vgl. Queen 
1997: S. 130). Im sexradikalen Kontext wird Sexarbeit oftmals auch als sozial notwendig 
beschrieben. Die Gesellschaft sei nämlich das Gegenteil von sexpositiv und setzt restriktive 
Grenzen, innerhalb derer "normaler Sex" stattfinden darf. Daher, so Queen, machen 
Sexarbeiter_innen einen wichtigen Job, weil Männer bei ihnen ihre Wünsche und 
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Vorstellungen ausleben können, die zu Hause von den Partnerinnen bzw. gesellschaftlich 
nicht akzeptiert werden.  
4.2.3. Liberale sex work-Ansätze 
Weitere gegenhegemoniale Diskurse, die als Reaktion auf die radikalfeministischen bzw. 
abolitionistischen Zugänge verstanden werden können, wurzeln v.a. in den 
Selbstorganisationen von Sexarbeiter_innen (vgl. Alexander 1997: S. 84) und fordern die 
Anerkennung von Sexarbeit als eine Form der Erwerbsarbeit, die nicht moralisch beurteilt 
werden sollte. Das weltweit erste autonome Projekt von Sexarbeiter_innen nach dem Zweiten 
Weltkrieg wurde 1973 in San Francisco/Kalifornien
60
 gegründet und kämpfte gegen die 
staatliche Kriminalisierung von Sexarbeit, die Diskriminierung und  polizeiliche Repression 
gegenüber Sexarbeiter_innen (vgl. von Dücker (Hg.) 2005: S. 229). So konnten ab Anfang 
der 1970er Jahre in New York Frauen, die nachts alleine unterwegs waren, aufgrund des 
Verdachts der "Prostitution" verhaftet werden (vgl. ebd.) und in San Francisco mussten sich 
Sexarbeiter_innen nach einer Festnahme  "gesundheitlichen" Zwangsuntersuchungen 
unterziehen (vgl. Alexander 1997: S. 88). Als zentrales historisches Ereignis gilt auch die 
Besetzung einer Kirche in Lyon/Frankreich von über hundert Sexarbeiter_innen im Jahr 1975 
unter dem Motto "Der Staat ist unser Zuhälter". Sexarbeiter_innen machten damals ebenfalls 
u.a. auf ihre  Diskriminierung und die polizeilichen Repressionen aufmerksam, die vorgeblich 
dem Kampf gegen die Zuhälterei dienen sollten. Sie wiesen auch darauf hin, dass der Staat 
zwar Steuern von ihnen verlange, aber ihnen keinen Rechte zugesteht. 
Sexarbeiter_innen-Selbstorganisationen entwickelten sich also einerseits in unterschiedlichen 
nationalen Kontexten und andererseits auf transnationaler Ebene. Es kam folglich auch zu 
Allianzen zwischen Sexarbeiter_innen und anderen marginalisierten Gruppen, wie Lesben, 
Ehefrauen und Transgenderpersonen (vgl. El-Nagashi 2009: S 69ff.). Als erster erfolgreicher 
Zusammenschluss zwischen Sexarbeiter_innen und Feminist_innen kann die "Alliance 
Between Whores, Wives and Dykes: Work Group to Demystify and Eliminate the Division of 
Women into Bad, Good and Perverse" gesehen werden (vgl. van Doorninck 2005: S. 231).
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1984 organisierte diese Arbeitsgruppe eine "Hurenkonferenz" in San Francisco und bereits 
1985 folgte der erste Welthurenkongress in Amsterdam. Auf dem Amsterdamer Kongress 
wurde das "Internationale Komitee für Prostituiertenrechte" (ICPR) gegründet und eine 
Weltcharta für die Rechte von Sexarbeiter_innen ins Leben gerufen. Aus der Idee für eine 
weltweite Konferenz entstand letztendlich das "International Committee on the Rights of Sex 
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 COYOTE (Call Off Your Old Tired Ethics) 
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 Aber auch COYOTE verband bereits Sexarbeiter_innen und Nicht-Sexarbeiter_innen. 
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Workers in Europe" (ICRSWE) und eine europäische Konferenz, da die zu großen regionalen 
Unterschiede im Hinblick auf die Rahmenbedingungen von Sexarbeit, einer weltweiten 
Zusammenkunft im Wege standen. Auf der europäischen Konferenz im Jahr 2005 wurde  
"Die Deklaration der Rechte von SexarbeiterInnen in Europa" und das "Manifest der 
SexarbeiterInnen in Europa" vorgetragen. Diese Konferenz bildete den Ausgangspunkt für 
verschiedene Prozesse. Unter anderem für die Aufzeichnung der Auswirkungen einer 
repressiven Migrations-, Sexarbeits- und Menschenhandelspolitik auf die 
Rahmenbedingungen der Sexarbeit in Europa (vgl. van Doorninck 2005: S. 231ff.). 
Gefordert wird von Vertreter_innen eines liberalen Sexarbeitsansatzes die Anerkennung von 
Sexarbeit als Arbeit und eine Gleichstellung mit anderen Erwerbstätigkeiten. Es geht also 
zusammengefasst um eine Entkriminalisierung, Entstigmatisierung und Enttabuisierung und 
um die Abschaffung der gesellschaftlichen und rechtlichen Diskriminierungen von 
Sexarberiter_innen. Mit dem Begriff Sex Work bzw. Sexarbeit soll, wie bereits oben erläutert 
(siehe Kapitel 4.1.) erläutert wurde, die Anerkennung als Arbeit zum Ausdruck gebracht 
werden. Der Begriff betont somit den Arbeitsaspekt und die dazugehörigen Rechte, aber auch 
die Vielfalt der Tätigkeiten in der Sexbranche (vgl. Höbart 2007, S. 33f). 
Während Radikalfeminist_innen und Abolitionist_innen "Prostitution" an sich als 
Menschenrechtsverletzung bezeichnen, weisen Sexarbeiter_innen-Selbstorganisationen darauf 
hin, dass die staatliche Repression und die gesellschaftliche und rechtliche Diskriminierung 
von Sexarbeiter_innen die eigentlichen Menschenrechtsverletzungen sind (vgl. Alexander 
1997: S. 84). Ganz besonders betont wird dabei die Rolle des Staates, denn dieser selbst 
diskriminiere Sexarbeiter_innen, sei es durch die Kriminalisierung von Sexarbeit, durch den 
Versuch diese unsichtbar zu machen, oder anhand Registrierungspflichten und 
verpflichtenden Kontrolluntersuchungen. Aber auch fehlendes Handeln und Einschreiten 
bedeuten eine Verletzung der Menschenrechte von Sexarbeiter_innen. Der Staat ist ein 
zentraler Akteur, der meist restriktive und repressive Rahmenbedingungen schafft, unter 
denen Sexarbeit und Migration stattfinden. Migrantische Sexarbeiter_innen sind oftmals 
aufgrund eines prekären Aufenthaltsstaus in verschärfter Form vulnerabel, so die 
Argumentation. Vertreter_innen eines liberalen Sexwork-Ansatzes weisen auch darauf hin, 
dass restriktive und repressive Gesetzgebungen dazu beitragen, dass u.a. Zuhälterei strukturell 
gefördert wird. Denn je repressiver die Gesetze, desto eher wird das Management in der 
Sexarbeit von Dritten übernommen und nicht von Sexarbeiter_innen selbst (vgl. ebd. S. 87). 
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Gewalt und Ausbeutung werden somit nicht als der Sexarbeit inhärent konzipiert, sondern die 
Gefahr vor ausbeuterischen Arbeitsverhältnissen und der Betroffenheit von Gewalt und 
Missbrauch werden im Zusammenhang mit fehlenden Rechten und einer restriktiven 
Gesetzgebung thematisiert. Daher lautet auch das Motto von Sexarbeiter_innen-
Selbstorganisationen "Only rights can stop the wrongs!" Gefordert wird die 
Entkriminalisierung, also die Herausnahme von Sexarbeit aus dem Strafrecht und die 
Anerkennung bereits bestehender Arbeits- und Menschenrechte, die durch die 
Kriminalisierung von Sexarbeit, jenen Personen verwehrt bleiben, die sexuelle 
Dienstleistungen anbieten (vgl. ICRSE 2005a: S. 7). In diesem Zusammenhang wird auch 
betont, dass der Kampf gegen organisierte Kriminalität oder aber der Schutz der öffentlichen 
Gesundheit keineswegs eine repressive und diskriminierende Gesetzgebung gegenüber 
Sexarbeiter_innen legitimiere. 
Sexarbeit, "definitionsgemäß Sex in beiderseitigem Einverständnis" (ICRSE 2005b: S. 3) 
wird in liberalen Ansätzen auch als Möglichkeit für ein selbstbestimmtes und ökonomisch 
unabhängiges Leben gesehen. Das Problem im Kontext liberaler Zugänge sind nicht die 
"Freier", oder einzelne Männer, die Frauen ausbeuten und Macht über diese ausüben wollen, 
sondern die rechtlichen und gesellschaftlichen Rahmenbedingungen unter denen Sexarbeit 
stattfindet. Diese ermöglichen erst Ausbeutung von und Gewalt gegenüber Sexarbeiter_innen 
und sind selbst Teil der Diskriminierung.  
Auch wenn Sexarbeit in liberalen Sexarbeitsansätzen eine "freie" und bewusste Entscheidung 
sein kann, heißt dies keines Falls, dass patriarchale Strukturen der Gesellschaft außer Acht 
gelassen werden. So verortet beispielsweise Sauer Sexarbeit in kapitalistischen und 
patriarchalen Ausbeutungs- und Unterdrückungsverhältnissen, jedoch bedeute dies "nicht, 
dass Prostitution nicht Ausgangspunkt für divergente und widerständige Lebens- und 
Arbeitsentwürfe sein kann" (Sauer 2006: S. 78). Sexarbeit wird somit als Dienstleistung im 
Kontext einer hierarchischen und geschlechtsspezifischen Arbeitsteilung, jedoch nicht per se 
als Unterdrückung von Frauen, Zwangsprostitution oder Frauenhandel gerahmt. Sauer weist 
darauf hin, dass simple Dichotomisierungen der komplexen Realität und der Heterogenität 
von Sexarbeit nicht gerecht werden (vgl. ebd.). Diese verschleiern lediglich die relevanten 
Probleme von Sexarbeiter_innen, mit denen diese in ihren Lebens- und Arbeitssituationen 
konfrontiert sind. Die Täter-Opfer-Dichotomisierung reduziert Sexarbeit auf individuelle 
Verhältnisse und nimmt die staatlichen, gesellschaftlichen und rechtlichen 
Rahmenbedingungen nicht adäquat in den Blick. Sex Work-Ansätze weisen auf genau diese 
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Defizite einer undifferenzierten und dichotomisierenden Betrachtung von Sexarbeit hin. Die 
simple Täter-Opfer-Dichotomisierung, die Frauen als von Männern Unterdrückte, von 
Männern gehandelte und ausgebeutete Frauen darstellt, externalisiert die mit Sexarbeit 
verbundenen Probleme, dethematisiert die fehlenden Rechte und hat oftmals zur Folge, dass 
lediglich stärkere staatliche Kontrollen gefordert werden und nicht die Anerkennung von 
Rechten für Sexarbeiter_innen (vgl. Howe/Krüger 1996: S. 166ff.). 
Liberale Zugänge zu Sexarbeit fordern daher auch eine klare Differenzierung zwischen  
Frauenhandel, Zwangsprostitution und Sexarbeit, da die bloße Thematisierung von Sexarbeit 
im Zusammenhang mit Frauenhandel und organisierter Kriminalität eine restriktive und 
repressive Gesetzgebung hinsichtlich Sexarbeit und Migration nach sich ziehe und diese 
letztendlich dem Ausbau der Rechte im Wege stehe.  
Die Thematisierung restriktiver Migrationspolitiken und die Situation von Migrant_innen in 
der westlichen Sexindustrie fand im Kontext zunehmender Frauenarbeitsmigration ab den 
1980ern verstärkt Eingang in die Debatten um Sexarbeit. Es waren vor allem feministische 
Migrant_innen-Selbstorganisation die sich u.a. gegen die Gleichsetzung von Frauenhandel 
und Sexarbeit und die Objektivierung und Passivierung von Migrant_innen positionierten und 
auf die fehlenden Rechte für Migrant_innen hinwiesen (vgl. El-Nagashi 2009: S. 73 und 
Boidi/El-Nagashi 2008). 
Kritik wird u.a. geübt an der kolonialistischen und rassistischen Spaltung in "weiße", 
westliche und emanzipierte Sexarbeiter_innen, die freiwillig in die Sexarbeit einsteigen und 
den "Dritte-Welt-Frauen" bzw. Frauen aus dem Osten, die als Opfer von Frauenhandel und 
Zwangsprostitution wahrgenommen, oder aber als Opfer von Strukturen dargestellt werden 
(vgl. Doezema 1998). Kritisiert wird auch eine rassistische Täter-Opfer-Dichotomie, da die 
als männlich konzipierten Täter häufig als "Ausländer" wahrgenommen werden. Diese 
rassistischen und sexistischen Wahrnehmungen und Interpretationen von komplexen 
Phänomenen, so der Hinweis von Doezema, aber auch von vielen anderen Theoretiker_innen, 
dient u.a. der Externalisierung, der mit Migration und Sexarbeit verbundenen Probleme und 
der Ausblendung der Rahmenbedingungen unter denen diese stattfinden. Strukturelle 
Bedingungen, wie z.B. eine restriktive Migrationspolitik und somit eine staatliche 
Migrationsbekämpfung, die Nachfrage nach bestimmten Arbeitskräften in den Zielländern, 
ein sexistisch und rassistisch strukturierter Arbeitsmarkt, diskriminierende staatliche 
Strukturen im Hinblick nicht nur auf die Situation von Sexarbeiter_innen etc. werden dadurch 
nicht gesehen und "Schuld" individualisiert. Die komplexen Hintergründe der "typischen" 
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Frauen(erwerbs)arbeiten und von Frauenarbeitsmigration und die damit einhergehenden 
Bedingungen und Strukturen werden durch eine Externalisierung völlig ausgeblendet (vgl. 
u.a. Doezema 2000: o.S., Howe/Krüger 1996: S. 168, TAMPEP o.J.: S. 2ff.). 
Gefordert wird von Migrantinnen-Selbstorganisationen eine differenzierte, antirassistische 
und antisexistische Auseinandersetzung mit den Phänomenen Sexarbeit und Migration
62
 bzw. 
Frauenarbeitsmigration und die Anerkennung von Migrantinnen (nicht nur von jenen, die in 
der Sexarbeit tätig sind) als selbstbestimmte Subjekte, die keine Opfer sind, sondern 
Handlungsmacht besitzen, ihr Leben in die eigenen Hände nehmen und pragmatische 
Entscheidungen treffen (vgl. dazu Caixeta 2005a, 2005b und 2006), die vor dem Hintergrund 
der globalen  politischen, ökonomischen, sozialen und gesellschaftlichen Verhältnisse nicht 
moralisch zu beurteilen sind. 
4.2.4. Zusammenfassung und kritische Beurteilung 
Im Rahmen liberaler Sexarbeitsansätze werden somit frames angewendet, anhand derer 
versucht wird sich moralischer Bewertungen von Sexarbeit zu entziehen. Sexarbeit wird dabei 
zwar gerahmt als ein stigmatisierter und diskriminierter Arbeitsbereich, jedoch werden in 
diesem Kontext vor allem staatliche, rechtliche und gesellschaftliche Strukturen in den Blick 
genommen, die diese Stigmatisierung und Diskriminierung fördern. Als zentrales Problem 
werden fehlende Rechte von Sexarbeiter_innen thematisiert, die u.a. vor Ausbeutung und 
Gewalt schützen könnten und für eine Entdiskriminierung, Enttabuisierung und 
Entstigmatisierung von Bedeutung wären. Ausbeutung und Gewalt werden dabei aber 
entkoppelt von Sexarbeit, da diese der Sexarbeit nicht per se inhärent seien, sondern durch 
strukturelle, rechtliche und damit auch staatliche Rahmenbedingungen begünstigt werden. 
Vor allem Migrant_innen-Selbstorganisationen haben zudem auf restriktive 
Migrationspolitiken hingewiesen, die für migrantische Sexarbeiter_innen eine oftmals 
verstärkt prekäre Position bedeuten und in diesem Kontext den Frauenarbeitsmigrations-
frame eingeführt. Sexarbeit wird in den breiteren Kontext von Frauenarbeitsmigration gestellt 
und als eine stark ethnisierte und feminisierte Tätigkeit gesehen, die jedoch eine Strategie der 
Selbstermächtigung sein kann und ökonomische Unabhängigkeit bedeuten kann. In diesen 
liberalen Ansätzen wird daher der Frauenhandels-frame stark kritisiert, da mit dem framing 
von Sexarbeit als Frauenhandelsproblem Migration aufgrund von Sexarbeit und Frauenhandel 
nivelliert werden, und dies eine restriktive Migrations- und Sexarbeiterpolitik nach sich ziehe. 
Kritisiert wird in diesem Kontext auch, dass Phänomene wie Gewalt an und Ausbeutung von 
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2006 und 2011), Munk (2005a, 2005b und 2006), El-Nagashi (2009). 
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Sexarbeiter_innen häufig externalisiert werden indem einzelne Täter_innen dafür 
verantwortlich gemacht werden und dabei strukturelle Bedingungen, auch im Hinblick auf 
Migrationsprozesse, nicht adäquat in den Blick genommen werden. Eine Externalisierung 
dieser Phänomene legitimiere wiederum oftmals eine restriktive und repressive Sexarbeits- 
und Migrationspolitik. Die zentrale Problemlösungsstrategie ist in liberalen Ansätzen die 
Anerkennung von Rechten und damit auch der Sexarbeit. Patriarchale Strukturen und eine 
geschlechtsspezifische und hierarchische Arbeitsteilung werden dabei keineswegs einfach 
ausgeblendet, doch Sexarbeit per se wird nicht als Unterdrückung von Frauen gerahmt. Sie 
wird als eine Form der Erwerbsarbeit in einer patriarchal und auch kapitalistisch strukturierten 
Gesellschaft betrachtet, die jedoch aufgrund fehlender Rechte verstärkt prekär ist. 
Sexarbeiter_innen werden dabei als selbstbestimmte Subjekte wahrgenommen, die 
pragmatische und bewusste Entscheidungen treffen. Sie sind weder Opfer, noch verblendete 
Kollaborateur_innen des Patriarchats, sondern Subjekte, die Handlungsmacht besitzen und 
selbstbestimmte Entscheidungen treffen können. 
Von der Position liberaler Ansätze heraus betrachtet, geben somit radikalfeministische und 
abolitionistische Diskurse zwar vor, sich für die Rechte  von Frauen einzusetzen und für deren 
Würde zu kämpfen, allerdings wird dabei eine patriarchale bzw. paternalistische Logik 
übernommen (vgl. Moser 2002: S. 20). Frauen bzw. Sexarbeiter_innen werden als passive 
Opfer konstruiert. Somit wird ihnen jegliche Handlungsmacht und das Recht auf 
Selbstbestimmung abgesprochen. Die Tatsache, dass sich eine Frau bewusst für die 
Erwerbstätigkeit als Sexarbeiterin entscheiden kann, wird durchwegs geleugnet, da diese 
entweder als ideologisch verblendet oder aber als Kollaborateurin des Patriarchats dargestellt 
wird, wenn sie nicht den Opferstatus einnehmen will. Sexarbeiter_innen werden somit 
entmündigt (vgl. Grenz 2006: S. 338). Dadurch, dass Sexarbeit generell als Gewalt, 
Ausbeutung und auch als Vergewaltigung konzipiert wird, wird die Unterstützung für 
tatsächlich Betroffene von Gewalt und Ausbeutung unmöglich gemacht. Eine Sexarbeiterin, 
die vergewaltigt wurde "könnte dies dann nie artikulieren" (ebd.: S. 338f.). Grenz betont auch, 
dass sich in radikalfeministischen Ansätzen stereotype Vorstellungen von Weiblichkeit und 
Männlichkeit widerspiegeln. Frauen werden hinsichtlich Sexualität als passiv und Männer als 
aktiv beschrieben (vgl. ebd.: S. 328). Diese Vorstellung drückt sich u.a. in der 
ausschließlichen Darstellung von Sexualität als Grundpfeiler und Mittel zur Unterdrückung 
von Frauen aus. Radikalfeminist_innen sprechen in diesem Kontext von der Erotisierung der 
Herrschaft von Männern und der Unterordnung von Frauen (vgl. MacKinnon 1991: S. 130 
und Jeffreys 2002: S. 57f.). Zudem reproduzieren radikale Feminist_innen eine konservative 
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Vorstellung von (weiblicher) Sexualität, da sie als innerster Kern des Selbst konstruiert wird: 
"der wie auch immer geartete Versuch, das sexuelle Erleben von der Ganzheit der Person zu 
trennen, [ist der] [...] erste Schritt der Vergegenständlichung, [und somit] eine Perversion." 
(Barry 1983: S. 301). Es erscheint im radikalfeministischen Kontext unmöglich, und diese 
Vorstellung entspricht einer patriarchalen Logik, dass Frauen ihre Sexualität von ihren 
Emotionen abspalten können. Männer hingegen könnten dies schon, denn ihnen gehe es 
lediglich um Machtausübung. Stereotype und essentialistische Frauen- und Männerbilder 
werden auf diese Weise reproduziert, Sexualität wird ebenfalls essentialisiert und lässt keinen 
Spielraum offen für selbstbestimmte Praktiken.  
Mit der reinen Konzentration auf Sexualität als Unterdrückungsmechanismus werden 
hinsichtlich der Lebens- und Arbeitssituation von Sexarbeiter_innen die eigentlich relevanten 
Rahmenbedingungen für die Sexarbeit jedoch völlig ausgeblendet. Die Diskriminierung von 
Sexarbeiter_innen u.a. aufgrund rechtlicher Regelungen und die gesellschaftliche 
Stigmatisierung werden gar nicht als Probleme thematisiert. Zatz weist in diesem Kontext 
darauf hin, dass Radikalfeminist_innen übersehen, dass Vieles von dem, was sie im Hinblick 
auf Sexarbeit problematisch sehen, ein Produkt der Kriminalisierung und Marginalsierung 
von Sexarbeit ist und nicht der Sexarbeit oder gar der Sexualität inhärent ist (vgl. Zatz 1997: 
S. 289). 
Radikalfeminist_innen und Abolitionist_innen fokussieren oftmals auch Einzelschicksale von 
ausgebeuteten Sexarbeiter_innen oder aber Betroffenen von Gewalt, die dann für die eigenen 
Interessen instrumentalisiert werden (vgl. dazu Filter 2003). Oftmals werden 
Sexarbeiter_innen auch pathologisiert, indem davon ausgegangen wird, dass sie bereits in 
ihrer Kindheit oder Jugend Gewalt- und Missbrauchserfahrungen machten (vgl. u.a. 
Schwarzer 2003: S. 54 und EP 2004/2009: S. 5). Andere Lebens- und Arbeitsrealitäten, die 
nicht in den Opferframe passen, werden systematisch ausgeblendet. Gewalt, so die 
Behauptung, sei in der Sexarbeit omnipräsent. Dass die Mehrheit der Sexarbeiter_innen 
jedoch selbst bestimmt, welche Dienstleistungen angeboten werden, dass sie Strategien 
entwickeln, um sich vor Gewalt zu schützen und dass die Motive der Freier sich nicht (bloß) 
um Macht drehen, sondern sehr unterschiedlich sind (vgl. Grenz 2006: S. 333 und O'Connell 
Davidson 2003), dass traditionelle Geschlechterverhältnisse in der Beziehung zwischen 
Sexarbeiter_in und Kund_in auch durchbrochen werden können, dass Sexarbeiter_innen keine 
Opfer sind, sondern Handlungsmacht besitzen, und dass sexuelle Dienstleistungen verkauft 
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werden und nicht die Würde, oder der Körper, erscheint im abolitionistischen und 
radikalfeministischen Verständnis von Sexarbeit bzw. von "Prostitution" gänzlich unmöglich. 
Die Wahrnehmung von Migrant_innen in der Sexarbeit und die Darstellung von 
migrantischen Sexarbeiter_innen ist zudem oftmals bestimmt von einer rassistischen, 
paternalistischen und kolonialistischen Perspektive. Durch die Gleichsetzung von Sexarbeit 
und Frauenhandel werden Migrant_innen generell als naive Opfer von Frauenhandel 
konstruiert. So konstatiert Schwarzer, dass die meisten "Prostituierten Ausländerinnen" sind, 
die unter Vorspiegelung falscher Tatsachen oder mit Gewalt nach Deutschland "verschleppt" 
werden (vgl. Schwarzer 2003: S.54). Die Ursache für die Ausbeutbarkeit der Frauen aus so 
genannten "Entwicklungsländern" liege laut manchen Theoretiker_innen im traditionellen 
Unterdrückungsstatus der Frauen, aufgrund dessen sie nie gelernt haben, sich zu wehren (vgl. 
Schmölzer 1993: S. 511). Dass die Migration in die Sexarbeit selbst eine Strategie sein kann 
sich zu wehren, eine Möglichkeit sein kann, den patriarchalen Strukturen im Herkunftsland zu 
entkommen und ökonomische Unabhängigkeit zu erreichen, wird somit völlig ausgeblendet 
(vgl. Caixeta 2006). 
Es sind somit moralistische Argumente, derer sich Abolitionist_innen und 
Radikalfeminist_innen bedienen und die einer differenzierten Darstellung der Sexindustrie, 
der Sexarbeit, der unterschiedlichsten Lebensrealitäten von Sexarbeiter_innen - mit und ohne 
Migrationserfahrungen - und der verschiedenen Motive von Kund_innen im Wege stehen. 
Auch sexpositive Zugänge, die wie bereits oben erwähnt als eine Antwort auf 
radikalfeministische und abolitionistische Positionen verstanden werden  können, können sich 
einer moralischen Bewertung von Sexarbeit nicht entziehen, da Sexarbeit oftmals als eine 
sozial notwendige und gesellschaftlich wertvolle Arbeit gerahmt wird. Die Anerkennung von 
Sexarbeit wird gerechtfertigt mit ihrer sozialen und gesellschaftlichen Notwendigkeit. Zudem 
wird in sexradikalen Ansätzen mit der Bestimmung von Sexualität als ein menschliches 
Bedürfnis eine Essentialisierung von Sexualität vollzogen, die oftmals mit einer 
Unterscheidung zwischen "männlicher" und "weiblicher Sexualität" einhergeht und somit 
stereotype Vorstellungen (re)produziert. 
In liberalen Ansätzen hingegen bleiben die oben skizzierten moralistischen und 
essentialistischen Bewertungen von Sexarbeit aus. Sexarbeit wird als eine gesellschaftliche 
Realität und als Arbeit anerkannt und ein rechtlich schützender Rahmen gefordert, der 
unabhängig davon, ob eine Tätigkeit "gesellschaftlich notwendig" sei oder nicht, garantiert 
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werden muss. Es geht in liberalen Ansätzen somit nicht darum, Sexarbeit als eine besonders 
wichtige Arbeit darzustellen, sondern eine Gleichstellung und Gleichbehandlung mit anderen 
Erwerbsarbeiten zu erreichen. Eine moralistische Bewertung der Tätigkeit stehe solch einer 
Anerkennung im Wege. 
Sexpositive Feminist_innen fordern die Verbesserung der Rahmenbedingungen für Sexarbeit, 
da es sich bei dieser um eine wertvolle und professionelle Arbeit handelt (vgl. Queen 1997: S. 
130). Die Gesellschaft sei nämlich das Gegenteil von sexpositiv und setzt restriktive Grenzen, 
innerhalb derer "normaler Sex" stattfinden darf. Daher, so Queen, eine Vertreterin des 
sexradikalen Ansatzes, machen Sexarbeiter_innen einen wichtigen Job, weil Männer bei 
ihnen ihre Wünsche und Vorstellungen ausleben können, die zu Hause von den Partner_innen 
bzw. gesellschaftlich nicht akzeptiert werden.  
In diesem Zusammenhang entwirft Queen jedoch das Bild einer "männlichen Sexualität" als 
"Dampfkessel", die, wenn sie nicht ausgelebt werden kann, sich andere Ventile sucht und sich 
ins Negative wendet (vgl. Queen 1997: S. 131). Die Vorstellung von "männlicher Sexualität" 
als "Dampfkessel" reproduziert allerdings ein stereotypes Bild von Männern und deren 
Zugang zu Sexualität. Grenz weist darauf hin, dass diese Vorstellung des männlichen Triebes 
analog zum Dampfkessel die Argumentation ermöglicht, dass Sexarbeit Gewalt verhindere 
und nicht Gewalt an Frauen ist, so wie dies Radikalfeminist_innen sehen. Dieser Zugang 
blendet allerdings aus, dass Kund_innen aus unterschiedlichsten Gründen Sexarbeiter_innen 
aufsuchen und nicht bloß, um Sex zu haben. Mit der Annahme eines "natürlichen Triebs" 
wird außerdem übersehen, dass das, was sexuelle Lust ist, erst kulturell interpretiert werden 
muss, d.h., dass das Empfinden von sexueller Lust keine natürlichen Konsequenzen nach sich 
zieht (vgl. Grenz 2006: S. 331ff.). Die Art und Weise, wie Sexualität oder sexuelle Lust 
gelebt wird ist nicht a priori, von Natur aus festgelegt, sondern sozial konstruiert. Queen 
kritisiert im Rahmen ihres sexpositiven Zugangs einerseits normative Vorstellungen von Sex, 
denn solange er auf Konsens beruhe, sei sozusagen "alles erlaubt", andererseits reproduziert 
sie ein stereotypes Bild des männlichen Triebes, der sich scheinbar auf Frauen beziehen muss 
(vgl. Queen 1997). 
O'Connell weist darauf hin, dass die Behauptung, Sexarbeit habe eine wertvolle soziale 
Funktion und sei wichtig für menschliche Bedürfnisse, eine Essentialisierung von Sexualität 
mit sich bringt, die auch bei Radikalfeminist_innen vorgenommen wird. Während  letztere 
nämlich Sexualität untrennbar mit dem Selbst verbinden, behaupten sexradikale bzw. 
sexpositive Feminist_innen, dass Sex a priori zu den menschlichen Bedürfnissen gehöre (vgl. 
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O'Connell Davidson 2002: S. 89 ff.). Die Darstellung erotischer Bedürfnisse als menschlich 
notwendig ist laut O'Connell jedoch gefährlich, da sie verkenne, dass Sexualität und 
Bedürfnisse  auch sozial und kulturell konstruiert sind und keine von der Natur vorgegebene 
Konstanten. O'Connell plädiert dafür, Sexarbeit als eine Dienstleistung zu sehen, aber nicht 
als sozial notwendig und somit unabdingbar. Diese Argumentation sei nämlich im Hinblick 
auf eine Hierarchisierung von Sexarbeit gefährlich und könnte u.a. zur Folge haben, dass 
Sexualassistenz für Menschen mit Beeinträchtigungen als wichtiger erachtet wird als 
"normale Prostitution". Außerdem weist sie darauf hin, dass ein_e Sexarbeiter_in mit ihrem 
Job  nicht zwingend ihre eigenen sexuellen oder erotischen Bedürfnisse verfolgen muss, 
deswegen aber trotzdem kein Opfer von Unterdrückung sein muss. Sexarbeit sollte als Arbeit 
anerkannt, aber auch nicht romantisiert werden. Menschen-, Zivil- und Arbeitsrechte, so die 
Argumentation, sollten jedem zustehen, egal ob diese Person eine "sozial wertvolle" Arbeit 
verrichtet oder nicht (vgl. O'Connell Davidson 2002: S. 93).  
Auch Scoular macht mit ihrer Kritik an den sexradikalen Ansätzen deutlich, dass Sexarbeit 
differenziert zu betrachten sei. Sie kritisiert ebenfalls an den sexradikalen Zugängen, dass 
Sexualität als essentieller Teil der Identität wahrgenommen und als natürliche Konstante 
konzipiert wird und nicht als historisch, kulturell und sozial konstruiert (vgl. Scoular 2004: S. 
347). Dabei, so Scoular, sollte Sexarbeit als ambivalent betrachtet werden, denn sie kann 
sowohl eine Aktivität sein "which challenges the boundaries of heterosexist, married, 
monogamy but may also be an activity which reinforces the dominant norms of 
heterosexuality and femininity" (Scoular 2004: S. 348). 
4.3. Staatliche Umgangsformen mit Sexarbeit 
Ebenso wie in feministisch-wissenschaftlichen Debatten, lässt sich auch hinsichtlich des 
staatlichen Umgangs mit Sexarbeit keine einheitliche Umgangsform festmachen. Im 
europäischen Kontext werden verstärkt die Sexarbeitsregime von Schweden und jene von 
Deutschland und den Niederlanden diskutiert. Das schwedische Modell weist einen eindeutig 
abolitionistischen Charakter auf und rahmt Sexarbeit als Frauenrechtsverletzung und 
Verletzung der menschlichen Würde, während die Niederlande und Deutschland Sexarbeit als 
Erwerbsarbeit anerkennen und Schritte in Richtung Legalisierung und Entkriminalisierung 
setzten.  
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Grundsätzlich können laut Sauer vier "Prostitutionsregime"
63
 unterschieden werden. 
Prohibitive, abolitionistische, reglementaristische Regime und das Sexwork-Regime lassen 
sich in Westeuropa laut der Politikwissenschafterin wiederfinden (vgl. Sauer 2006: S 79). 
Lediglich die widersprüchliche und ambivalente Gesetzgebung sei den westeuropäischen 
Ländern seit dem Zweiten Weltkrieg gemein. Die Verbindung von Sexarbeit mit Kriminalität 
und Amoral sei laut Sauer ein zentrales Problem im Umgang mit Sexarbeit, da diese 
Assoziationen eine analytische Perspektive verhindern. Sie kritisiert das fehlende 
Expert_innenwissen, aufgrund dessen eigentlich Entscheidung gefällt werden sollten (vgl. 
ebd. S. 79f). Ein "Richtungskampf" im Hinblick auf das framing von Sexarbeit findet also 
nicht nur unter Feminist_innen, sondern auch auf europäischer Ebene statt (vgl. Prantner 
2006: S. 8). Auf Europa-Ebene wird somit ebenfalls deutlich, dass die staatlichen Regelungen 
primär von den vorherrschenden und hegemonialen
64
 Vorstellungen von Sexarbeit abhängen. 
So wie die diversen Forderungen in feministischen Debatten vom jeweiligen  framing von 
Sexarbeit abhängig sind, so sind auch die staatlichen Umgangsformen mit Sexarbeit von den 
dominanten Vorstellungen und Wahrnehmungen, die diese betreffen abhängig. So betont auch 
Outshoorn: "Governments [...] have always attempted to control prostitution and, depending 
on the dominant definition of the issue, have done so in different ways" (Outshoorn 2004: S. 
6). 
Am Vergleich von Deutschland mit Schweden lässt sich sehr gut illustrieren, wie scheinbar 
idente Absichten, nämlich der Schutz von Frauen und damit einhergehende Frauenrechte, zu 
konträren Politikformen führen können. In Schweden wird Sexarbeit per se als die Würde der 
Frau verletzend gerahmt und das Ziel ist somit deren Abschaffung, während in Deutschland 
die Arbeitsbedingungen als die eigentliche Verletzung der Würde von Sexarbeiter_innen und 
deren Frauenrechten wahrgenommen wurde bzw. wird. In Deutschland wurde u.a. aus diesem 
Grund die Sittenwidrigkeit abgeschafft und Sexarbeit als Erwerbsarbeit anerkannt (vgl. u.a. 
Prantner 2006 und Dodillet 2006).  
Der Einfluss der Frauenbewegungen spielt hinsichtlich der staatlichen Umgangsformen mit 
Sexarbeit eine entscheidende Rolle. So konstatiert Sauer, dass die Kluft, die durch die 
Frauenbewegung geht, die Ambivalenzen auf politischer Entscheidungsebene deutlich 
                                                          
63
 Outshoorn definiert "Prostitutionsregime" als "sets of laws and practices governing prostitution that shape 
prostitution in their respective jurisdictions in distinctive ways, and make for more or less repression of the 
women selling sexual services and the possible prosecution of other involved parties, such as clients, 
entrepreneurs of sex work facilities or pimps." (Outshoorn 2004: S. 6) 
64
 Der Begriff "hegemonial" bzw. der "Hegemonie" wird im Sinne Gramscis verwendet und bezeichnet  
Vorstellungen, Ideologien oder Konzepte der herrschenden Klasse, die sich durchsetzen konnten bzw. 
dominierend sind. 
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verschärft (vgl. Sauer 2006: S. 80). Die aktuelle Tendenz auf europäischer Ebene folgt 
allerdings verstärkt abolitionistischen Ansätzen und deren Argumentation (vgl. Kilvington 
u.a. 2001: S. 79). So wird in einem Entwurf eines Berichts des Europäischen Parlaments über 
Sexarbeit in den Mitgliedsstaaten und die gesundheitlichen Folgen "für die Frauen", Sexarbeit 
als "untrennbar" mit Gewalt verbunden gerahmt und mit Frauenhandel verknüpft (vgl. EP 
2004/2009: S. 7). Sexarbeiter_innen werden pathologisiert, indem davon ausgegangen wird, 
dass "Prostituierte" oftmals bereits in ihrer Kindheit Gewalterfahrungen machten, oder aber 
häufig drogenabhängig seien (vgl. ebd. S. 5). Mit dem Verweis auf Schweden, und dass sich 
das dortige Sexkaufverbot positiv auf "die Verhütung des Menschenhandels zu Zwecken der 
sexuellen Ausbeutung und der Prostitution [es ist hier nicht von positiven Auswirkungen auf 
Sexarbeit selbst die Rede, sondern von der Verhütung der Sexarbeit!, Anm. M.H.]  ausgewirkt 
hat", wird hier eine klare abolitionistische Haltung eingenommen (vgl. ebd. S. 3). 
4.3.1. Abolitionsprinzip  
Das langfristige Ziel abolitionistischer Regime ist die Abschaffung von Sexarbeit. Regulative 
Regelungen und Bestimmungen, die der Sexarbeit Legitimation verleihen würden, kommen 
im Rahmen dieses Zugangs daher nicht in Frage. Die staatliche Organisation von 
Sexarbeitsmärkten soll also verhindert werden (vgl. Deutsch 2008: S. 18). Charakteristisch für 
das abolitionistische Regime in Schweden ist u.a., dass Sexarbeiter_innen selbst nicht 
kriminalisiert werden, da sie als die eigentlich Schutzbedürftigen wahrgenommen werden. 
"Hilfe", die den "Ausstieg" ermöglichen soll, ist somit eine zentrale Maßnahme in diesem 
Kontext . "In diesem Zugang wird Prostitution nicht durch Verordnungen und Gesetze 
legitimiert, sondern auf Maßnahmen gesetzt, die der Vorbeugung und gezielten Unterstützung 
von ausstiegswilligen Prostituierten dienen." (Krenn 2005: S. 40)  
Schweden stellt ein sehr anschauliches Beispiel für die Umsetzung des abolitionistischen 
Prinzips dar. Im Jänner 1999 trat ein Gesetz in Kraft, das den Kauf sexueller Dienstleistungen 
unter Strafe stellt. Schweden ist somit das erste Land weltweit, das solch ein Verbot 
durchgesetzt hat (vgl. Dodillet 2005: S. 272). Sexarbeiter_innen werden nicht kriminalisiert, 
da sie als die Schutzbedürftigen konstruiert werden. Migrant_innen, und diese Regelung 
betrifft auch EU-Büger_innen, können jedoch aufgrund ihrer Tätigkeit in der Sexarbeit von 
Schweden ab- bzw. ausgewiesen werden (vgl. Prantner 2006: S. 62). Fokussiert, im Sinne 
einer strafrechtlichen Verfolgung, werden vor allem "männliche" Kunden, da die Nachfrage 
von Seiten der Männer als eine zentrale Ursache von Sexarbeit wahrgenommen wird. 
Hegemonial in der schwedischen Debatte war und ist jene Diskussion um heterosexuelle 
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Sexarbeit, die als Gewalt gegen Frauen gerahmt und in eine Reihe mit Vergewaltigung und 
Misshandlungen gestellt wird. Frauen werden dabei als Opfer des Patriarchats konstruiert, die 
Schutz brauchen (vgl. Dodillet 2006: S. 96). Das Sexkaufverbot in Schweden entstand somit 
in einem breiteren Kontext, in dem es konkret um ein spezifisches Gesetzespaket mit dem 
Titel "Frauenfrieden" ging, welches der Bekämpfung von Gewalt gegen Frauen dienen sollte 
(vgl. ebd.). Im Zusammenhang mit dem Sexkaufverbot wurde Sexarbeit aber nicht nur mit 
Gewalt gegen Frauen gleichgesetzt, sondern auch immer wieder mit Frauenhandel verknüpft, 
da "Prostitution", so die Argumentation, den Markt für Frauenhandel erst schaffe (vgl. 
Dodillet 2005: S. 273). 
 Der schwedischen Gesetzgebung liegt u.a. eine feministische Gesellschaftsanalyse zugrunde, 
nach der Frauen in einer patriarchalen Gesellschaft nicht den gleichen Zugang zu Arbeit, Geld 
und Macht haben wie Männer. Sexarbeit wird als Teil der allgemeinen Unterdrückung von 
Frauen gerahmt. Männer haben die Macht, Frauen als Sexualobjekte zu kaufen und diese 
Form der Gewalt gegenüber Frauen darf nicht legitimiert werden. Die schwedische 
Sexualpolitik ist somit Ausdruck einer feministischen Sexualpolitik, die sehr stark mit der 
Tradition von Radikalfeministinnen wie MacKinnon, Dworkin, Barry und Jeffreys verbunden 
ist (vgl. Dodillet 2006: S. 97f). Aber auch eine intensive Verbindung zur 
sozialdemokratischen Wohlfahrtsstaatsideologie lässt sich konstatieren. Somit wurde 
Sexarbeit in der schwedischen Debatte als unvereinbar mit den Prinzipien der Wohlfahrt, 
Gleichheit und Gerechtigkeit wahrgenommen. Sie sei Ausdruck der wirtschaftlichen und 
sozialen Ungleichheit zwischen Männern und Frauen, und als Ergebnis dieser ungleichen 
Machtverhältnisse zwischen den Geschlechtern mit dieser Gesellschaftsvision nicht vereinbar 
(vgl. ebd. S. 100ff.). In der Debatte um das Sexkaufverbot wurde auch sehr stark die 
normierende Funktion des Gesetzes betont. Wäre der Kauf sexueller Dienstleistungen - in der 
schwedischen Debatte wäre eher die Rede von Frauen bzw. von deren Körpern - möglich, 
würde dies ein Frauenbild vermitteln, welches zur Aufrechterhaltung patriarchaler Strukturen 
beitragen würde. Das schwedische "Prostitutionsgesetz" solle deutlich machen, dass in einer 
gleichgestellten Gesellschaft nicht akzeptiert werden kann, dass Männer Frauen kaufen (vgl. 
ebd. S. 104). 
4.3.2. Entkriminalisierungs- bzw. Legalisierungsprinzip 
Staaten, die dem Prinzip der Entkriminalisierung folgen, erkennen freiwillige Sexarbeit als 
eine Form der Erwerbsarbeit an. Durch eine Gleichstellung mit anderen Erwerbsarbeiten wird 
Sexarbeit auch dementsprechend reguliert, auch wenn es auf kommunaler Ebene oftmals zu 
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unterschiedlichen Regelungen kommt. Weitzer, der sich v.a. mit dem prohibitiven 
Prostitutionsregime in den USA auseinandersetzt, nimmt eine differenziertere Definition vor. 
Er weist darauf hin, dass mit einer (völligen) Entkriminalisierung eine Nicht-Regulierung von 
Sexarbeit  einhergehen würde. Legalisierung hingegen impliziere jedoch zumindest eine Form 
der Regulation (vgl. Weitzer 2010: S. 21). Sauer spricht im Hinblick auf Regime, die 
Sexarbeit entkriminalisieren bzw. legalisieren von sex work-Regimen. In sex work-Regimen 
wird der Kauf und Verkauf sexueller Dienstleistungen geregelt und Sexarbeit als eine Form 
von Arbeit anerkannt (vgl. Sauer 2006: S. 79). Die Regulierung des Marktes einerseits, aber 
auch die Anerkennung als eine Form der Arbeit werden somit für sex work-Regime als 
zentrale Merkmale ausgemacht. In diesem Sinne ist im Folgenden von Sexarbeitsregimen 
bzw. sex work-Regimen die Rede.  
In Europa stellen das Sexarbeitsregime der Niederlande und jenes von Deutschland 
prominente Beispiele der Entkriminalisierung bzw. Legalisierung dar. In Deutschland trat mit 
1. Jänner 2002 ein Gesetz in Kraft, das als Ausdruck eines gewandelten Verständnisses von 
Sitte und Moral gesehen werden kann (vgl. van Galen 2005: S. 236). Mit dem Fall der 
Sittenwidrigkeit wurden für Sexarbeiter_innen sozialversicherungspflichtige 
Beschäftigungsverhältnisse ermöglicht. So wie in Österreich, war auch in Deutschland bis 
zum Inkrafttreten des Gesetzes die Situation für Sexarbeiter_innen paradox und eine halb-
legale. Mit dem Fall der Sittenwidrigkeit wurde u.a. eine volle Einbindung in das 
Sozialversicherungssystem und die Anstellung als nicht-selbstständige_r Erwerbstätige_r 
möglich. Vorher hatten Sexarbeiter_innen zwar viele Pflichten, so bezahlten sie bereits vor 
2002 Steuern und mussten sich wöchentlichen Kontrolluntersuchungen unterziehen, die 
Arbeitssituation war jedoch durch ein Fehlen von zahlreichen Rechten und 
Wahlmöglichkeiten gekennzeichnet. Mit dem Inkrafttreten des neuen "Prostitutionsgesetzes" 
stehen nunmehr diese Rechte im Vordergrund (vgl. Deutsch 2008: S. 18). Es wird aber auch 
immer wieder die normative Funktion des Gesetzes betont, da es dazu beitrage, die 
gesellschaftliche Anerkennung von Sexarbeit zu fördern (vgl. van Galen 2005: S. 237). Durch 
die Abschaffung des Strafbestandes "Förderung der Prostitution" ist es in Deutschland nun 
auch möglich, straffrei ein Bordell zu betreiben. Kritisiert wurde vor Inkrafttreten des 
Gesetzes u.a., dass sich paradoxerweise diejenigen strafbar machen, die Sexarbeiter_innen 
gute Arbeitsbedingungen bieten (vgl. von Dücker (Hg.) 2005: S. 238). 
In den Niederlanden ist es bereits seit dem Jahr 2000 völlig legal ein Bordell zu betreiben, 
sofern bestimmte gesetzliche Auflagen erfüllt werden. Eine Hoffnung im Zusammenhang mit 
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dem Gesetz war und ist u.a. jene, zur Entstigmatisierung von Sexarbeit und jener Personen, 
die sexuelle Dienstleistungen anbieten, beizutragen. Es stand also auch im niederländischen 
Kontext u.a. die normative Funktion des Gesetzes im Zentrum und die Absicht, zu 
ermöglichen, dass Sexarbeit, wie andere Wirtschaftszweige auch, als Gewerbe anerkannt wird 
(vgl. Kilvington 2001: S. 82). Die beiden Hauptziele des Gesetzes waren und sind jedoch 
einerseits die Legalisierung der Organisation der freiwilligen Sexarbeit, andererseits aber auch 
die Ausweitung der Möglichkeiten im Kampf gegen illegale und unfreiwillige Prostitution 
(vgl. ebd.). Mit der Unterscheidung zwischen freiwilliger Sexarbeit und Zwangsprostitution 
nahmen die Niederlande eine Trennung vor, die es ermöglichte, Sexarbeit als einen 
Dienstleistungssektor anzuerkennen und diesen somit gleich zu stellen mit anderen 
Wirtschaftszweigen (vgl. Outshoorn 2001). Andererseits wurden Bestimmungen und 
Maßnahmen zum Kampf gegen Zwangsprostitution verschärft. 
Sowohl die deutsche Regelung als auch die niederländische werden aufgrund ihres 
Ausschlusses einer großen Gruppe von Sexarbeiter_innen kritisiert. In beiden Ländern 
kommen hauptsächlich migrantische Sexarbeiter_innen, v.a. Nicht-EU-Bürger_innen, nicht 
zu ihren Rechten. Aufgrund der Tatsache, dass viele Migrant_innen in der Sexarbeit tätig 
sind, bedeutet dies, dass wahrscheinlich sogar für die größere Gruppe von Sexarbeiter_innen 
die Veränderungen keine Verbesserungen der Lebens- und Arbeitssituationen gebracht haben. 
Ein oftmals prekärer Aufenthaltsstatus und ein nicht-gleichberechtigter Zugang zum 
Arbeitsmarkt verhindern in den meisten Fällen einen gleichberechtigten Zugang zu Rechten 
und bergen die Gefahr der Ausbeutung, da diese Personen verstärkt in die Illegalität gedrängt 
werden (vgl. auch TAMPEP 1999: o.S.). Viele, auch nicht-migrantische Sexarbeiter_innen, 
meiden aber eine Anstellung mit all den arbeitnehmer_innenrechtlichen Vorteilen, u.a. 
deswegen, weil Sexarbeit nach wie vor ein gesellschaftlich stigmatisierter Beruf ist und sich 
nicht alle Sexarbeiter_innen "outen" wollen. Für viele Sexarbeiter_innen hat sich der arbeits- 
und krankenversicherungsrechtliche Status somit nicht verändert (vgl. Dirks-Wetschky 2005: 
S. 172). In den Niederlanden stellt sich die Situation ähnlich dar. Es wollen auch hier nicht 
alle ihre Beschäftigung angeben und es sind ebenfalls v.a. Nicht-EU-Bürger_innen, die 
ausgeschlossen und in den illegalen Sektor gedrängt werden. Durch die Spaltung in einen 
legalen und einen illegalen Sektor und dem damit einhergehenden Ausschluss einer 
bestimmten Gruppe von Sexarbeiter_innen, werden diese in die Illegalität gedrängt und somit 
ausbeuterische Arbeitsverhältnisse strukturell begünstigt (vgl. Kilvington u.a. 2001: S. 86). 
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4.3.3. Prohibitive Regime  
"Prohibitive Regime verbieten Prostitution und kriminalisieren sämtliche Beteiligte, also 
Prostituierte, Kunden und Zuhälter." (Deutsch 2008: S. 18)  
Das prohibitive Regime wird weitgehend, d.h. mit ganz wenigen Ausnahmen (nämlich 
lediglich in manchen Bezirken Nevadas, wo insgesamt 30 legale Bordelle existieren), in den 
USA verfolgt und bedeutet die völlige Illegalisierung und Kriminalisierung von Sexarbeit 
(vgl. Weitzer 2010: S. 21). In Europa war Slowenien bis 2003 ein repräsentatives Beispiel für 
das Prohibitionsprinzip. Bis in die 1970er war Sexarbeit im damaligen Jugoslawien verboten. 
"Prostitution" wurde als deviantes Verhalten betrachtet und als Ordnungswidrigkeit geahndet. 
Ab Mitte der 1970er wurde Sexarbeit in Jugoslawien zwar toleriert, aber erst im Jahr 2003 
wurde in Slowenien, mehr als zehn Jahre nach dem Zerfall Jugoslawiens, Sexarbeit per 
Gesetz entkriminalisiert (vgl. Sauer 2006: S. 83f). In Irland ist nach wie vor Sexarbeit im 
engeren Sinne verboten. Sowohl für Kund_innen als auch für Sexarbeiter_innen stellt Sex 
gegen Entgelt eine Straftat dar. Gegen Sexarbeit in privaten Wohnungen gehen die Behörden 
jedoch nicht vor (vgl. Mitrovic 2006: S. 4). 
In prohibitiven Regimen ist somit jegliche Form der Sexarbeit im engeren Sinn verboten, also 
die "Transaktion zwischen einer Prostituierten und einem Kunden" (Alexander 1989: S. 177) 
selbst  ist illegal und nicht "nur" angrenzende Aktivitäten, die in Zusammenhang mit 
Sexarbeit stehen, wie z.B. das Zur-Verfügung-Stellen von Räumlichkeiten (Bordellverbot), 
Zuhälterei, Kuppelei und Mittelsgeschäfte (vgl. ebd.). Sexarbeiter_innen bewegen sich in 
prohibitiven Regimen in einem vollkommen ungeschützten Bereich und sind sogar 
polizeilicher Verfolgung ausgesetzt. Sie werden regelrecht dazu gezwungen sich in 
"kriminelle Hände" zu begeben (vgl. Alexander 1989), da es faktisch keine Orte gibt, an 
denen legal gearbeitet werden kann, und wo Kunden akquiriert werden könnten. Für 
Sexarbeiter_innen bedeutet dies keinen Schutz vor Ausbeutung zu haben und oftmals 
gefährliche Arbeitsbedingungen. 
4.3.4. Reglementaristische Regime  
Staaten, die diese Regime implementieren, entkriminalisieren Sexarbeit, bieten 
Sexarbeiter_innen allerdings keinen rechtlich geschützten Rahmen für die Ausübung ihrer 
Tätigkeit. Der Staat kontrolliert zwar die Anbahnung und Ausübung der Tätigkeit und auch 
die Sexarbeiter_innen selbst, da sich diese z.B. registrieren und Gesundheitskontrollen 
unterziehen müssen, und greift somit regulativ ein, diese Regulationen beschränken sich 
allerdings vorwiegend auf Kontrolltätigkeiten und vernachlässigen die Rechte von 
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Sexarbeiter_innen. Österreich beispielsweise kann als solch ein reglementaristisches Regime 
bezeichnet werden (vgl. Sauer 2008). Es soll an dieser Stelle nochmals festgehalten werden, 
dass reglementaristische Zugänge zu Sexarbeit, so wie dieser auch in Österreich gewählt 
wurde, Sexarbeit zwar entkriminalisieren und die Ausübung der Tätigkeit strafrechtlich nicht 
verfolgen, eine rechtliche Absicherung zur Ausübung der Tätigkeit jedoch fehlt. Der Staat 
kontrolliert zwar die Anbahnung und Ausübung und verpflichtet Sexarbeiter_innen z.B. zu 
"Gesundheitskontrollen" und zur Registrierung, jedoch stellt er keine Arbeits- und 
Sozialrechte zur Verfügung. Er greift somit regulativ im Sinne von Kontrolle ein, hinsichtlich 
arbeitsrechtlicher Maßnahmen und der sozialen Absicherung von Sexarbeiter_innen bestehen 
jedoch große Lücken (vgl. Sauer: 2008: S. 81).  
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5. Methodischer Zugang 
Anhand eines eingeschränkten Methodenmix sollen, wie bereits einleitend erwähnt, die 
unterschiedlichen Deutungen und Interpretationen von Sexarbeit, welche die im 
oberösterreichischen Kontext politisch relevanten Akteure vornehmen, analysiert werden. 
Den theoretisch-methodischen Hintergrund bildet dabei das Konzept der Rahmen- bzw. 
frame-Analyse, welches dazu dienen kann, herauszuarbeiten, wie ein bestimmtes Phänomen 
interpretiert bzw. gedeutet wird und mit welchen Themen, Bildern, Annahmen, sozialen und 
gesellschaftlichen Konstruktionen etc. dieses verknüpft wird. Um die frame-Analyse 
umzusetzen, wurden einerseits Expert_inneninterviews durchgeführt und andererseits, jedoch 
in geringerem Ausmaß, Dokumente analysiert. 
5.1. Theoretisch-methodischer Rahmen 
Das in dieser Arbeit angewendete frame-Konzept kann als ein "weicher" und interpretativer 
Ansatz bezeichnet werden, der bei der Betrachtung bzw. Analyse von policy-Prozessen nicht 
bloß  rationale Interessen von Akteur_innen in den Blick nimmt, die auf einer Kosten-Nutzen-
Rechnung basieren. Es stehen im Rahmen der frame-Analyse somit nicht Interessen von 
Akteur_innen im Zentrum der Analyse, sondern deren moralische Vorstellungen, 
Interpretationen und Deutungen im Hinblick auf ein bestimmtes Thema oder "Problem". 
Diese Interpretationen, Deutungen und Vorstellungen werden als zentrale Faktoren bei der 
Gestaltung von politischen Inhalten bestimmt.  
Das Forschungsinteresse richtet sich zwar auf die Wahrnehmung bestimmter Phänomene, 
jedoch werden diese Phänomene nicht als objektive Realitäten vorausgesetzt. Im Zentrum der 
Analyse steht somit die Konstruktion sozialer oder politischer Probleme. Policies stellen 
somit nicht einfach nur den Versuch dar, Lösungen für ein bestimmtes Problem zu finden, 
sondern policies machen etwas zum Problem und entwerfen entsprechende Lösungen dazu. 
Sie stellen somit miteinander konkurrierende Interpretationen eines politischen Themas dar 
(vgl. Bacchi 1999: S. 2). Dies bedeutet, dass nicht das Thema oder das "Problem" selbst zum 
Untersuchungsgegenstand wird, sondern die unterschiedlichen Deutungen und 
Interpretationen eines Phänomens bzw. die Diskurse, die sich rund um dieses Thema bilden 
(vgl. Donati 2001: S. 152f.). In diesem Sinne handelt es sich bei der frame- bzw. 
Rahmenanalyse um einen konstruktivistischen bzw. de-konstruktivistischen Ansatz, da 
policy-Probleme als konstruiert verstanden werden und das Thema bzw. "Problem" selbst als 
ein offenes Konzept verstanden wird, welches eben mit unterschiedlichen Bedeutungen 
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gefüllt werden kann und nicht einfach a priori "in der Welt da draußen" existiert (vgl. u.a. 
Verloo 2007:  S. 38). 
Das frame-Konzept findet sowohl in der Psychologie, der Diskursanalyse und der Analyse 
von Medien, aber auch in der Soziologie und der Politikwissenschaft, hier vor allem im 
Rahmen der policy-Analyse, seine Anwendung (vgl. Benford/Snow 2000: S. 611). Im 
Rahmen der sozialen-Bewegungsforschung stellt die Rahmen- bzw. frame-Analyse ein 
wichtiges Werkzeug dar, um u.a. die Mobilisierung von Aktivist_innen bzw. potentieller 
Unterstützer_innen von sozialen Bewegungen zu erklären (vgl. Benford/Snow 2000 und 
Snow/Rochford u.a. 1986). Donati weist darauf hin, dass es bei der Erforschung sozialer 
Bewegungen in den 1990er Jahren zu einer "kognitiven Wende" (Donati 2001: S. 146) kam, 
mit der u.a. ein verstärktes Interesse an Ideologien und an unterschiedlichen politischen 
Problemwahrnehmungen einherging. Ansätze, wie beispielsweise die 
Ressourcenmobilisierungstheorie
65
, wurden als unzureichende Erklärungsmodelle kritisiert, 
vor allem im Hinblick auf die Erklärung von Mechanismen und Prozessen der Formulierung 
und Legitimierung von (gemeinsamen) Inhalten. In diesem Forschungskontext, so Donati, 
führten einige Sozialwissenschafter_innen Konzepte wie jenes der "politischen Diskurse", das 
frame- bzw. Rahmenkonzept und auch das Konzept des "frame-alignment"
66
 ein (vgl. Donati 
2011: ebd.) und lenkten somit den Fokus auf "weiche" Faktoren, wie z.B. auf Ideologien und 
Diskurse und deren Bedeutung für die Mobilisierung von Individuen.  
Das frame-Konzept muss aber in einem allgemeineren Kontext als ein Versuch der 
Abgrenzung zu traditionellen und positivistischen Zugängen in der policy-Forschung gesehen 
werden, da traditionelle Konzepte u.a. davon ausgehen, dass es eine reale Welt gäbe, die 
zugänglich sei für objektive Beschreibung und objektive Analysen (vgl. Bacchi 1999: S. 17). 
Das frame-Konzept grenzt sich also einerseits von der Vorstellung ab, dass Akteur_innen 
bloß rationale Entscheidungen treffen, d.h. Kosten und Nutzen abwägen und dabei auf die 
Maximierung des eigenen Nutzens achten, andererseits unterscheidet sich aber auch das Ziel 
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 Die Ressourcenmobilisierungstheorie geht u.a. davon aus, dass die Mobilisierung von Mitstreiter_innen im 
Rahmen einer sozialen Bewegung dann funktioniert, wenn diese einerseits betroffen sind von den 
entsprechend relevanten Problemlagen, die geändert werden sollen und andererseits, wenn das Engagement 
für sie eine Nutzenmaximierung mit sich bringt. Die Annahme, die dahinter steht ist jene, dass Individuen 
rationale Entscheidungen treffen in dem Sinne, dass sie Kosten und Nutzen abwägen. Zentrale Kritikpunkte an 
dieser Theorie sind u.a., dass soziale, ökonomische, diskursive und gesellschaftliche Kontexte von Individuen 
und somit auch Machtverhältnisse ausgeblendet werden. Auch ideologische und diskursive Faktoren, die eine 
wichtige Rolle bei der Mobilisierung von Mitstreiter_innen spielen können, werden dabei ausgeblendet. 
66
 Der Begriff frame-alignment stammt von Benford und Snow und bezeichnet verschiedene framing-Prozesse, 
die für soziale Bewegungen im Hinblick auf die Mobilisierung von Individuen von Bedeutung sind 
(Snow/Rochford u.a. 1986). 
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einer frame-Analyse von der Absicht traditioneller, positivistischer Zugänge, da es nicht 
darum geht, die beste "Lösung" für ein "Problem" zu finden, welches objektiv und genau 
definiert werden muss, um folglich den Umgang mit diesem "Problem" effizient und effektiv 
zu gestalten. Im Rahmen einer frame-Analyse geht es darum aufzudecken, was und vor allem 
wie etwas zu einem Problem gemacht wird, also darum, wie ein bestimmtes Problem 
konstruiert wird und mit welchen Bildern, Annahmen und Vorstellungen diese 
Konstruktionen, Interpretationen oder Wahrnehmungen verknüpft werden. D.h. auch implizite 
Annahmen und Vorstellungen im Hinblick auf Phänomene sollen offen gelegt und es soll 
gezeigt werden, dass die Lösungsvorschläge auf eben diesen impliziten Annahmen und 
Vorstellungen beruhen bzw. auf die jeweiligen Problemkonstruktionen zurückzuführen sind 
(vgl. Bacchi 1999: S. 21). 
5.2. Was sind frames? Was policy-frames? 
Das Konzept der frames hat seine historischen Wurzeln in der kognitiven Psychologie und 
wird in diesem Kontext als Skript oder Schema bezeichnet (vgl. Donati 2001: S. 149). Dieses 
Skript, Schema oder eben ein frame (Rahmen) hilft uns Ereignisse oder Objekte mit 
Bedeutung und Sinn zu füllen. D.h., dass Sinn oder Bedeutung den Ereignissen oder Objekten 
nicht inhärent ist, sondern dass anhand spezifischer Deutungsrahmen, mit denen diese 
Ereignisse und Objekte versehen werden, diesen erst Sinn oder Bedeutung verleihen. Der_die 
Wahrnehmende von Ereignissen oder der_die Betrachter_in von bestimmten Phänomenen ist 
sozusagen keine tabula rasa, die Eindrücke, Ereignisse oder Phänomene als objektive 
Realitäten mit einem ihnen inne wohnenden Sinn wahrnimmt, sondern er_sie strukturiert 
anhand bereits vorhandener frames und ihm_ihr bekannter Kategorien die 
Wahrnehmungsdaten und verleiht ihnen dadurch eine spezifische Bedeutung (vgl. Donati 
2001: S. 149f.) So betont Donati, dass "Kategorien oder frames, mittels derer die Akteure die 
Welt wahrnehmen, Kategorien sind, die bereits in der Kultur oder dem Gedächtnis der 
Akteure präsent sind" (Donati 2001: S. 150). Ein frame ist somit eine "vorstrukturierte, 
standardisierte und generelle Struktur", die bereits Teil des Rezipient_innenwissens ist und 
dabei hilft Wahrnehmungen zu strukturieren (ebd. S. 151). Zusammengefasst kann 
festgehalten werden, dass wir Ereignisse oder Objekte mit uns bereits bekannten, zum Teil 
verinnerlichten und diskursiv verfestigten Vorstellungen, Denkmustern, Kategorien und 
Bildern also mit uns bekannten frames verbinden, um eben diese Ereignisse für uns 
verständlich und sinnhaft zu gestalten, aber auch zu strukturieren. 
Benford und Snow beziehen sich mit ihrer Definition von frames auf Goffman. Für Goffman 
sind frames Interpretationsschemata, welche es den Individuen ermöglichen Vorkommnisse 
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innerhalb ihres unmittelbaren Lebensraumes, oder aber "in der Welt draußen" zu verorten, 
wahrzunehmen, zu identifizieren und zu benennen (vgl. Goffman 1974: S. 21 zit. n. 
Benford/Snow 2000: S. 614). "Frames help to render events or occurences meaningful and 
thereby function to organize experience and guide action" (Benford/Snow 2000: S. 614).  
Auch Verloo geht von Goffmans Definition von frames aus und bestimmt einen frame als 
"interpretation scheme that structures the meaning of reality" (Goffman 1974 zit. n. Verloo 
2007: S. 32.). Sie weist darauf hin, dass solch konzeptionelle Rahmen, die das Verständnis 
der Realität formen, auch in Bezug auf policy-Prozesse existieren und als policy frame 
bezeichnet werden. Nach Verloo ist ein policy frame   
"an organising principle that transforms fragmentary or incidental information into 
a structured and meaningful policy problem, in which a solution is implicitly or 
explicitly enclosed. Hence policy frames are not descriptions of reality, but specific 
constructions that give meaning to reality, and shape the understanding of reality" 
(Verloo 2005: S. 20, Hervorhebung im Original). 
Zentrale Aktivitäten des framing-Prozesses im Kontext von policy-frames sind u.a. die 
Problemdefinition bzw. -konstruktion, die Frage nach den Problemursachen und den dafür 
Verantwortlichen und damit einhergehende Lösungsvorschläge. So weisen auch Sauer und 
Nautz darauf hin, dass von den unterschiedlichen Deutungen eines Phänomens die 
verschiedenen politischen Lösungsvorschläge abhängen (vgl. Nautz/Sauer 2008: S. 13). Mit 
Hilfe der Rahmenanalyse kann also analysiert werden, warum gewisse Lösungsvorschläge 
oder aber auch politische Entscheidungen favorisiert werden und mögliche Alternativen nicht 
in Frage zu kommen scheinen. 
Verloo, aber auch Donati betonen in diesem Kontext die Relevanz von Diskursen bei der 
Konstruktion von "Wahrheit" bzw. der Definition von Realität (vgl. Verloo 2005: S. 20 und 
Donati 2001: S. 151). Für Donati sind Diskurse die sozialen Orte, an denen die "Bemühungen 
um die Definition sozialer Wirklichkeit stattfinden [...]. Frames sind also gleichsam die 
grundlegenden Werkzeuge oder gar Waffen, die in diesen Deutungskämpfen genutzt werden" 
(Donati 2001: S. 150f.). Sprache wird somit nicht nur zu einem Instrument der Beschreibung 
von Realität, sondern ist ein zentrales Werkzeug zur Definition von Realität (vgl. ebd.). 
Diskurse und Sprache bilden also nicht eine objektive Realität ab, sondern bestimmen und 
gestalten diese mit. Die Aktivität des framing, kann somit als ein Prozess "of constructing, 
adapting and negotiating frames" (Verloo 2005: S. 20) gesehen werden, in dem der Gebrauch 
von Sprache und der Fokus bzw. Rekurs auf bestimmte Diskurse ein zentrales und 
bestimmendes Element darstellen.  
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Bacchi weist ebenfalls wie Donati darauf hin, dass in diesem Zusammenhang Diskurs/e nicht 
nur den Gebrauch von Sprache und z.B. rhetorischen Mitteln bezeichnet. Bacchi betont, dass 
ein theoretischer Fokus auf Diskurse bedeute, jene Wege zu betrachten "in which issues are 
given a particular shape within a particular social setting" (Bacchi 2005: S. 227). Bei Bacchi 
sind Diskurse aber nicht nur die "sozialen Orte", an denen frames als Werkzeuge eingesetzt 
werden, sondern Diskurse selbst können als frames begriffen werden. Sie definiert Diskurse 
als "language, concepts and categories [which are] employed to frame an issue" (Bacchi 1999: 
S. 2). Diskurse beziehen sich jedoch nicht nur wie bereits erwähnt auf "ways of talking" 
(ebd.), sondern stellen eine Praxis dar, die materielle Konsequenzen nach sich zieht. Objekte 
werden anhand von Diskursen nicht identifiziert, sie werden durch diese geformt, ja sogar 
erfunden (vgl. Bachi 1999: S. 40)
67
. Objekte und deren Bedeutungen werden also diskursiv 
produziert und es werden Grenzen dahingehend gesetzt, was überhaupt gesagt werden kann, 
denn  
"[D]iscourse is understood as 'speaking' which sets limits on what can be said. To 
emphasize the distinction from language - that is, discourse is larger than language, 
more than words - it is useful to talk about discourses as frames, since they provide 
frameworks or ways of viewing issues" (Bacchi 1999: S. 40).  
Frames sind also immer auch kontextspezifisch und können daher nicht unabhängig von 
sozialen, gesellschaftlichen, institutionellen, aber auch nicht unabhängig von historischen 
Konstellationen und Bedingungen betrachtet werden, denn diese bestimmen mit, was 
überhaupt gedacht oder gesagt werden kann, warum also überhaupt ein Gegenstand oder ein 
Ereignis problematisiert wird und auch wer etwas sagen darf (vgl. Bacchi 2005: S. 228f. und 
Bacchi 1999: S. 7).  
5.3. Was ist eine frame-Analyse? 
Die Rahmenanalyse stellt sowohl einen theoretischen als auch methodischen Rahmen zur 
Verfügung, anhand dem unterschiedliche Konzepte eines Phänomens oder Ereignisses 
untersucht werden können. Diese Untersuchung der unterschiedlichen Konzepte erfolgt 
entlang bestimmter Dimensionen, die ein policy-frame enthält. Die beiden 
"Schlüsseldimensionen" eines policy-frames sind einerseits jene der "Diagnose", also was 
wird als Problem im Zusammenhang mit einem bestimmten Phänomen oder Ereignis gesehen, 
und andererseits die Dimension der Prognose, also jene Dimension, die entsprechende 
Lösungsvorschläge umfasst. Eine kritische Rahmenanalyse fügt diesen Schlüsseldimensionen 
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 Bacchi bezieht sich hier auf Foucault und seine Definition von Diskurs. 
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noch zusätzliche Dimensionen hinzu, die nach Exklusion, Marginalsierung oder aber der 
Vergeschlechtlichung der Debatte fragen können (vgl. Verloo 2007: S. 33f.). 
Die zentrale Annahme, die hinter diesem Analysekonzept steht, ist jene, dass im Prozess des 
policy-making, also in jenem Prozess, in dem politische Inhalte gestaltet werden,  multiple 
und verschiedene Interpretationen existieren. Diese verschiedenen Modelle eines Phänomens 
divergieren in ihren Problempräsentationen und Problemlösungen (vgl. Verloo 2007: S. 
31ff.). Eine zweite zentrale Annahme ist somit, dass policies implizit oder explizit die 
Dimensionen "Diagnose" und "Prognose" enthalten (vgl. Verloo 2005: S. 22). Die 
Rahmenanalyse ist somit ein methodologischer Zugang um unterschiedliche policy-frames 
eines Phänomens herauszuarbeiten. Zentral sind dabei die beiden Schlüsseldimensionen der 
Problemdeutung und der entsprechenden Problemlösung, die ein policy-frame beinhaltet.  
Die frame-Analyse ist eine rekonstruktive Methode, da die verschiedenen Positionierungen 
von Akteur_innen zu einem bestimmten Thema nachgezeichnet werden. Es werden mit der 
Rahmenanalyse also die verschiedenen policy frames eines Themas oder Ereignisses, welche 
als spezifische Konstruktionen betrachtet werden, die der Realität erst Bedeutung verleihen 
und die miteinander konkurrieren können, heraus gearbeitet (vgl. ebd.: S. 20).  
Im Zentrum der Analyse stehen dabei spezifische Deutungsmuster, Bilder, Assoziationen und 
auch Vorurteile der Akteur_innen, die nicht zwingend mit deren Interessen zusammenhängen 
müssen. Dabei wird jedoch nicht ausgeschlossen, dass Akteur_innen durch die Anwendung 
bestimmter frames sehr wohl auch Interessen und somit bestimmte Ziele verfolgen können. 
Verloo führt daher das Konzept des strategischen framings ein und definiert dieses als 
dynamisches Konzept, "that enables to see how different actors adapt existing frames to 
pursue their respective goals. (Strategical framing is defined as attempting to construct a fit 
between existing frames and the frames of the change agent)" (Verloo 2005: S. 15). Verloo 
spricht damit die Instrumentalisierung bestimmter, bereits existierender frames an, aufgrund 
der Intention eigene Interessen durchzusetzen und ein bestimmtes Ziel zu erreichen. 
Bacchi führt in diesem Kontext die Unterscheidung zwischen "category politics" und 
"problem representations" ein. Erstere bezeichnen bei Bacchi eine bewusste und beabsichtigte 
Anwendung von Konzepten für eine politischen Zweck, während hingegen "problem 
representation" ein Verständnis von Problemen bezeichnet, das tief in der Wahrnehmung der 
Akteur_innen verankert ist und somit auch diskursiv verfestigt ist. Bacchi möchte hiermit 
keine strikte Trennung ziehen, denn sie schließt keineswegs aus, dass bestimmte 
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Problemrepräsentationen nicht auch bewusst angewendet bzw. instrumentalisiert werden um 
eben ein bestimmtes Ziel zu erreichen, jedoch so ihre Herangehensweise stehen auch hinter 
diesen Problemrepräsentationen spezifische Annahmen. Und eben diese gilt es zu 
untersuchen, auch wenn die jeweiligen Akteur_innen nicht auf Grundlage ihrer persönlichen 
Werte ein bestimmtes framing oder eine bestimmte Problemrepräsentation anwenden (vgl. 
Bacchi 1999: S. 9f.). In dieser Hinsicht, so die Kritik Bacchis an Verloos Konzept der frame-
Analyse, produziere die Rahmenanalyse Unklarheiten, da nicht klar wird, in welcher 
Beziehung die Akteur_innen zu den von ihnen angewendeten frames bzw. zu ihren 
Interpretationen eines "Problems" stehen (vgl. Bacchi 2005: S. 224). Denn wie bereits 
erläutert, beinhaltet nach Bacchi auch ein bewusstes und zielgerichtetes framing von 
Akteur_innen bestimmte Interpretationen, Wahrnehmungen oder Deutungsmuster eines 
Phänomens, die in der Wahrnehmung der Akteur_innen tief verwurzelt sein können (vgl. 
ebd.: S. 225). 
Mit dieser wichtigen Kritik Bacchis, soll darauf hingewiesen werden, dass von Akteur_innen 
sehr wohl ein bewusstes und zielgerichtetes framing eines Phänomens vorgenommen werden 
kann und somit bestimmte Interessen verfolgt werden, dass sich aber auch hinter diesen 
frames bestimmte Annahmen, Vorstellungen und Interpretationsmuster verbergen. Eine 
strikte Trennung zwischen zielgerichteten Interessen bzw. diesen Interessen entsprechend 
angewendeten frames und diskursiv verankerten Vorstellungen und Deutungsmustern 
erscheint auch mir in diesem Kontext nicht sinnvoll, da sich hier die Frage aufdrängt, wie 
bestimmt werden soll, ob letztendlich bloß Interessen hinter einem bestimmten frame stecken, 
oder ob dieser frame auf diskursiv verankerten Vorstellungen und Interpretationsmustern 
beruht. Viele Fälle entziehen sich einer Entweder-Oder-Logik, wichtig ist es allerdings 
festzuhalten, worauf der Fokus gelenkt wird. Im Zuge der Rahmenanalyse sind es nicht die 
Interessen der Akteur_innen, sondern die unterschiedlichen Deutungsmuster und 
Interpretationen von Phänomenen, welche aber nicht zwingend das Verfolgen von Interessen 
ausschließen müssen. Würde man die Interessen der Akteur_innen analysieren wollen, dann 
müsste man auch die Akteur_innen selbst einer Analyse unterziehen, eventuell spezifische 
Konstellationen zwischen Akteur_innen in die Analyse miteinbeziehen und auch den Kontext 
in dem die Akteur_innen agieren und sich bewegen beachten. 
Nach Verloo liegt der Zweck einer kritischen Rahmenanalyse darin "the different ways in 
which an issue is framed" (Verloo 2007: S. 37) auszuarbeiten bzw. abzubilden. Relevant sei 
dieser Zugang deshalb, weil er ermöglicht die Nuancen eines policy-frames zu erfassen. Dies 
- 77 - 
 
wird möglich durch eine detaillierte Analyse der verschiedenen Dimensionen in einem 
spezifischen policy-frame (vgl. ebd.). Auch laut Bacchi soll solch eine Methode Raum 
schaffen, um miteinander konkurrierende Interpretationen eines Themas in policy-Prozessen 
zu betrachten. Sie soll aber auch zeigen auf welche Art und Weise diese Konstruktionen 
Themen oder Aspekte unbeachtet lassen (vgl. Bacchi 1999: S. 4). Die frame-Analyse im 
Sinne Bacchis
68
 setzt sich allerdings als eine zentrale Aufgabe im Hinblick auf 
Problemkonstruktionen die Aufdeckung impliziter Annahmen, die hinter diesen 
Konstruktionen stehen können (Bacchi 1999). Es können mit diesem Ansatz somit auch 
diskursiv verfestigte Bilder und Vorstellungen, die zur Problemdefinition und Problemlösung 
herangezogen werden, offen gelegt werden. 
5.4. Potentiale und Grenzen der Methode 
Ein Potential der Methode liegt darin, sowohl beabsichtigte als auch unbeabsichtigte, 
"konzeptionelle Vorurteile" (Verloo 2007: S. 37), aber auch Widersprüchlichkeiten in den 
jeweiligen frames auszumachen und aufzudecken. Auch Ausschlüsse können offen gelegt und 
somit der Frage nachgegangen werden, wer oder was marginalisiert oder gar ignoriert wird 
(vgl. ebd. S. 37f.). Um Marginalisierungen und Ausblendungen in den verschiedenen policy 
frames offen zu legen, ist es von Bedeutung, festzulegen von welcher theoretischen 
Positionierung aus diese Ausblendungen ausgemacht werden. Mit diesem bestimmten 
theoretischen Zugang, aber auch unter Berücksichtigung des spezifischen Kontextes des 
Forschungsgegenstandes können die entsprechenden policy frames im Hinblick auf 
Ausblendungen betrachtet werden. Es ist also für die Analyse von Ausblendungen und 
Marginalisierungen in verschiedenen policy frames zu einem Phänomen zentral, genau zu 
bestimmen und vorab zu klären, von welcher theoretischen Positionierung aus diese Analyse 
gemacht wird. Ein weiteres großes Potential der kritischen Rahmenanalyse als Methodologie 
ist laut Verloo jenes, dass unterschiedliche Bedeutungen eines Gegenstandes oder Phänomens 
erfasst werden können, wobei der Ansatz jedoch nicht erklären kann, warum sich bestimmte 
frames in ihrer jeweiligen Form so entwickelt haben, wie sie sich uns darstellen bzw. wie sie 
dem_der Forscher_in erscheinen (vgl. Verloo 2007: S. 40). 
Bacchi weist zudem darauf hin, dass sich im Rahmen solch einer Analyse auch nicht klären 
lässt, warum sich bestimmte frames oder Interpretationen durchsetzen und warum andere 
nicht. "For this task, we need a theory of power which allows us to consider who become the 
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 Bacchi verwendet nicht den Begriff frame-Analyse, sondern sie nennt ihren Zugang "What´s the Problem?"-
Approach. Die Problemrepräsentationen können jedoch als Äquivalent zu den  frames bei Verloo gesehen 
werden. 
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problem representers, whose representations get taken up, and whose voices remain unheard" 
(Bacchi 1999: S. 19). 
Einen weiteren zentralen Hinweis, der für eine kritische und reflektierte Anwendung des 
frame-Konzeptes relevant ist, wirft Ronnblöm ein. Sie weist darauf hin, dass das Verständnis 
eines bestimmten Ereignisses, Sachverhaltes oder Themas, dessen frames bzw. framings 
untersucht werden, als offenes Konzept, nicht bedeuten darf, dass eigene Wahrnehmungen 
bzw. Interpretationen dieses Gegenstands dadurch nicht offen gelegt werden. Denn alleine die 
begriffliche Wahl, die die_der Forscher_in vornimmt, impliziert bereits ein spezifisches 
framing oder dahinter stehendes Konzept (siehe Kapitel 4.1.). Ronnblöm plädiert daher für 
eine verstärkte Selbstreflexion, für eine explizite Definition des Gegenstands durch den_die 
Forscher_in und dafür, die eigene feministisch theoretische Tradition offen zu legen (vgl. 
Ronnblöm 2005: S. 239ff.).  
5.5. Forschungsgegenstand, Material und Methode 
Im Zuge dieser Arbeit sollen nun die unterschiedlichen frames  bzw. Problemrepräsentationen 
von Sexarbeit im Kontext der Debatte über ein eigenes Sexualdienstleistungsgesetz für 
Oberösterreich herausgearbeitet werden. Es wird hier allerdings nicht die mediale Debatte 
Gegenstand der Analyse sein, sondern es geht in dieser Arbeit um die frames der politisch 
relevanten Akteur_innen. Es werden daher die frames der beiden NGOs maiz und Lena, die 
für Sexarbeiter_innen im Hinblick auf das kommende Gesetz Lobbyarbeit leisten, analysiert 
und jene frames der Repräsentant_innen der im oberösterreichischen Landtag vertretenen 
politischen Parteien. Die ausgewählten Repräsentant_innen der politischen Parteien formieren 
den Unterausschuss für das kommende Sexualdienstleistungsgesetz und sind daher für die 
inhaltlichen Verhandlungen zuständig und in diesem Sinne an der Diskussion über die 
momentan vorliegende Regierungsvorlage beteiligt.  
Um die unterschiedlichen frames der politisch relevanten Akteur_innen im Kontext des 
oberösterreichischen Sexualdienstleistungsgesetzes herauszuarbeiten, wurden 
leitfadengestützte Expert_innen-Interviews geführt und anschließend einer frame-Analyse 
unterzogen. Zum Teil wurden auch Dokumente für die Analyse herangezogen, allerdings in 
einem sehr beschränkten Ausmaß, aufgrund des Umstandes, dass einfach nicht mehr 
verfügbar waren.
69
 Bei diesen Dokumenten handelt es sich einerseits um zwei 
Positionspapiere der NGOs maiz und Lena, konkret sind damit die Stellungnahmen der 
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 Protokolle zu den Unterausschusssitzung im oberösterreichischen Landtag, in dem das Gesetz diskutiert und 
verhandelt wird, sind nicht öffentlich zugänglich. 
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beiden Akteur_innen zum vorletzten Entwurf vom Jahr 2010 für das geplante Gesetz  
gemeint, und andererseits um wissenschaftliche Aufsätze der Interviewpartnerin von maiz 
zum Thema Sexarbeit. 
Anhand der frame-Analyse sollen die unterschiedlichen Deutungen und Wahrnehmungen von 
Sexarbeit herausgearbeitet werden. Mit Hilfe dieser Methode können die verschiedenen policy 
frames der Akteur_innen mit ihren Dimensionen der Problemdiagnose und Problemprognose 
herausgearbeitet werden. Anhand der frame-Analyse können somit auch Widersprüche 
innerhalb spezifischer frames und Parallelen und Unterschiede zwischen den frames der 
verschiedenen Akteur_innen aufgedeckt werden.  
Eine zentrale Annahme, von der ich bei der Analyse der policy frames ausgehe, ist jene, dass 
die unterschiedlichen policy frames von Sexarbeit entweder explizit oder implizit die 
Dimension der Diagnose und Prognose enthalten, d.h., dass die policy frames bzw. 
Problemrepräsentationen sowohl Problemdefinitionen als auch entsprechende 
Lösungsvorschläge beinhalten. Die These in diesem Zusammenhang ist also, dass die 
Lösungsvorschläge der politischen und sozialen Akteur_innen von den jeweiligen 
Problemdefinitionen abhängen. In diesem Sinne kann z.B. analysiert werden, warum ein_e 
Akteur_in die aktuell vorliegende Regierungsvorlage für ein oberösterreichisches 
Sexualdienstleistungsgesetz befürwortet, ablehnt oder in bestimmter Hinsicht kritisiert. Dabei 
ist jedoch nicht ausgeschlossen, dass unterschiedliche framings den gleichen oder einen 
ähnlichen Lösungsansatz verfolgen oder aber gleiche oder ähnliche framings zu 
unterschiedlichen Lösungen führen (vgl. Krenn 2005). 
Ich gehe zudem von der Annahme aus, dass Sexarbeit weder eine universale Bedeutung hat, 
noch dass ihr ein besonderer Sinn inhärent ist.
70
 Sexarbeit, so eine meiner Prämissen, hat 
nicht nur eine Bedeutung, sondern wird auf vielfache Weise und somit unterschiedlich 
interpretiert. Sexarbeit ist also kein Phänomen mit einem ihm inhärenten Sinn, welcher 
objektiv erfasst werden kann, sondern die Bedeutungen, die dem Phänomen Sexarbeit 
verliehen werden, werden aktiv konstruiert. Ich gehe allerdings nicht davon aus, dass sich 
unter diesen Interpretationen eine "wahre und absolut gültige Deutung" finden lässt. Als 
Forscherin nehme ich jedoch eine bestimmte und somit keine objektive Positionierung ein. Im 
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 Damit sollen jedoch nicht einfach strukturelle und gesellschaftliche Bedingungen unter denen Sexarbeit 
stattfindet ausgeblendet werden, aber es geht hier um die Produktion von Bedeutungen und Sinn. Die 
spezifischen Probleminterpretationen können jedoch wiederum konkrete Auswirkungen auf die 
Rahmenbedingungen von Sexarbeit haben und produzieren diese auch mit. Die strukturellen Bedingungen von 
Sexarbeit und damit die konkreten Arbeits- und Lebensbedingungen von Sexarbeit sind jedoch nicht 
Gegenstand der Analyse. 
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Rahmen dieser Arbeit wende auch ich spezifische frames an und deute Sexarbeit auf eine 
bestimmte Art und Weise. Bereits mit der Entscheidung für den Begriff Sexarbeit habe ich 
eine Positionierung eingenommen und stehe damit in einer spezifischen feministisch-
theoretischen Tradition (siehe Kapitel 4.1.). Die unterschiedlichen framings von Sexarbeit, die 
in dieser Arbeit herausgearbeitet werden, werde ich daher unter Bezugnahme auf meine 
theoretische Positionierung, die vorab offen gelegt wird, kritisch betrachten. 
Eine weitere wichtige Annahme ist jene, dass politische Inhalte oder politische 
Lösungsvorschläge für ein "Problem" nicht nur von rationalen Interessen und somit von einer 
Kosten-Nutzen-Kalkulation der Akteur_innen bestimmt werden, sondern dass auch 
moralische Vorstellungen, diskursiv verfestigte Bilder und Annahmen und auch Vorurteile 
zentrale Faktoren bei der Gestaltung von policies sind. Ich möchte jedoch nicht völlig 
ausschließen, dass im Rahmen von framing-Prozessen auch Interessen von Akteur_innen im 
Spiel sein können, seien dies nun parteipolitische Interessen oder aber Interessen, die auf ein 
bestimmtes Ziel gerichtet sind. Denn auch wenn die Anwendung bestimmter frames durch die 
Akteur_innen bewusst und strategisch erfolgt, um ein bestimmtes Ziel zu erreichen, so 
"verstecken" sich auch hinter diesen frames bestimmte Annahmen und Vorstellungen im 
Hinblick auf eine Sache, ein Ereignis oder Phänomen (vgl. dazu Bacchi 1999). Um die 
Offenlegung dieser Annahmen und Vorstellungen, und zwar im Hinblick auf Sexarbeit, wird 
es in dieser Arbeit gehen und nicht darum genau zu unterscheiden, ob ein framing nun 
aufgrund rationaler oder zielgerichteter Interessen vorgenommen wird, oder moralische 
Argumente, diskursiv verfestigte Vorstellungen und Bilder, oder Vorurteile des_der 
Akteurs_in ausschlaggebend für die frames sind. Im Zentrum der Analyse stehen zwar die 
Deutungsmuster, Vorstellungen, Interpretationen und diskursiv verfestigte Bilder von 
Sexarbeit, wobei aber nicht völlig ausgeschlossen wird, dass Akteur_innen bestimmte frames 
anwenden, um damit ein bestimmtes Ziel zu erreichen und somit auch Interessen im Spiel 
sind. Politische Inhalte, so jedoch die zentrale Annahme, werden nicht bloß von rationalen 
Interessen geleitet, sondern auch "weiche" Faktoren, wie diskursiv verfestigte Bilder, 
Vorstellungen, moralische Bewertungen oder Ideologien, bestimmen diese mit.  
Mein Forschungsinteresse bezieht sich somit auf die unterschiedlichen Deutungen und 
Interpretationen von Sexarbeit und darauf, was im Hinblick auf Sexarbeit von den relevanten 
Akteur_innen als Problem wahrgenommen wird. Mein Interesse bezieht sich aber auch 
darauf, wie die  Lösungsansätze bzw. -vorschläge der verschiedenen Akteur_innen zu den 
jeweiligen Probleminterpretationen aussehen, und somit auch darauf, wie laut den 
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Akteur_innen mit Sexarbeit umgegangen werden soll. Es wird also darum gehen folgende 
Fragen zu beantworten:  
Wer rahmt Sexarbeit wie? Wer sieht was als Problem bzw. mit welchen Problemen und 
anderen Themen wird Sexarbeit verbunden? Wer wird verantwortlich gemacht für bestimmte 
Probleme? Wie sehen Lösungsvorschläge dazu aus? Und wer sollte etwas für die Umsetzung 
dieser Vorschläge tun?  
Ich werde in diesem Zusammenhang auch danach fragen, inwiefern die Akteur_innen die 
Debatte ver- oder entgeschlechtlichen und ob Sexarbeit beispielsweise als ein 
"Frauenproblem" wahrgenommen wird. Auch nach der Wahrnehmung von Sexarbeiter_innen 
und Migrant_innen in der Sexarbeit werde ich in diesem Kontext fragen. 
In weiterer Folge soll, wenn auch nicht umfassend, darauf hingewiesen werden, ob und wenn 
ja inwiefern sich die spezifischen framings der relevanten Akteur_innen im Gesetzestext 
ausmachen lassen. Es soll gezeigt werden, dass es spezifische Bilder und Vorstellungen von 
Sexarbeit sind, die einer tatsächlichen Anerkennung bzw. einem tatsächlichen Zugeständnis 
von Rechten für Sexarbeiter_innen im Wege stehen. Es soll also auch der Frage 
nachgegangen werden, welche frames und Deutungen von Sexarbeit einer Verbesserung der 
Arbeits- und Lebenssituation von Sexarbeiter_innen im Wege stehen. In der 
Regierungsvorlage vom Mai 2011 werden explizit zwei zentrale Ziele genannt, nämlich die 
Verbesserung der Lebens- und Arbeitsbedingungen von Sexarbeiter_innen und die 
Erweiterung der behördlichen und polizeilichen Kontrollmöglichkeiten, u.a. aus gesundheits- 
und ordnungspolitischen Gründen. Da Maßnahmen für das erstgenannte Ziel nicht 
konkretisiert werden und trotzdem die Kontrolle des Sexarbeitssektors vorrangig zu sein 
scheint, lautet die zentrale Fragestellung in diesem Kontext:  
Welche frames stehen im Kontext der oberösterreichischen Debatte über ein 
Sexualdienstleistungsgesetz einer tatsächlichen Verbesserung der Lebens- und 
Arbeitsverhältnisse von Sexarbeiter_innen im Wege? Oder anders gefragt: Welche frames 
ermöglichen es, dass dem zweiten Ziel der aktuell vorliegenden Regierungsvorlage vom Mai 
2011, nämlich der Kontrolle des Sexarbeitssektors, ein höherer Stellenwert eingeräumt wird? 
5.6. Die Expert_innen  und die Interviews  
Der Expert_innen-Begriff ist in der qualitativen Sozialforschung ein sehr breit gefasster 
Begriff. Grundsätzlich bestimmt der_die Forscher_in den Expert_innenstatus einer Person. 
Somit handelt es sich auch immer um einen relationalen Status, da dieser immer mit dem 
- 82 - 
 
jeweiligen Forschungsinteresse verknüpft ist (vgl. Meuser/Nagel 2005: S. 73). Ich habe im 
Rahmen dieser Arbeit die Expert_innen u.a. aufgrund ihrer Zuständigkeit bestimmt. So sind 
die jeweiligen Vertreter_innen der politischen Parteien zuständig für das kommende 
Sexualdienstleistungsgesetz in dem Sinne, dass sie in einem eigens dafür eingerichteten 
Unterausschuss die Regierungsvorlage für dieses Gesetz diskutieren und verhandeln. In 
diesem Sinne stellen diese Personen auch die Verantwortlichen dafür dar, wie das Gesetz 
letztendlich inhaltlich aussehen wird. Die beiden NGOs haben bereits Stellung bezogen zum 
letzten Entwurf, der der Regierungsvorlage voraus ging und konnten damit bereits einige 
Veränderungen erzielen. Geplant ist auch, dass Vertreter_innen der NGOs in eine der 
Unterausschusssitzungen eingeladen werden, um deren Expertise mit einzubeziehen
71
. Die für 
diese Arbeit interviewten Expert_innen sind somit alle Repräsentant_innen der politisch 
relevanten Gruppen im Rahmen der Debatte über ein oberösterreichisches 
Sexualdienstleistungsgesetz. Einerseits sind sie Repräsentant_innen der im Landtag 
vertretenen politischen Parteien und besitzen u.a. Entscheidungskompetenz und andererseits 
können die beiden NGOs als Repräsentant_innen von Sexarbeiter_innen gesehen werden, 
allerdings nur im Sinne einer Sprachrohrfunktion die beide NGOs übernehmen. maiz und 
Lena arbeiten bereits jahrelang mit Sexarbeiter_innen zusammen und leisten für diese auch 
Lobbyarbeit.  
Bei vier von diesen sechs Interviewpartner_innen wurde vorerst telefonisch angefragt, zwei 
Anfragen erfolgten persönlich. Als Mitarbeiterin von maiz konnte ich meine Kollegin Luzenir 
Caixeta persönlich um ein Interview bitten und im Zuge der Lobbyarbeit im Hinblick auf das 
kommenden Gesetz, war es möglich bei Buchmayr Maria von den Grünen ebenfalls 
persönlich um ein Interview anzufragen
72
. Bei der FPÖ, der ÖVP und der SPÖ wurde zuerst 
telefonisch mit den Öffentlichkeits- und Medienreferent_innen der jeweiligen Klubs Kontakt 
aufgenommen, um zu eruieren, wer für das kommende Gesetz zuständig ist. Zu diesem 
Zeitpunkt gab es noch keinen Unterausschuss und noch nicht alle zuständigen Personen 
standen fest, dies war z. B. bei der FPÖ der Fall. Mit den Referent_innen bzw. nach 
entsprechender Weiterleitung, mit den jeweiligen Mitarbeiter_innen der  zuständigen 
Personen für das Gesetz, wurden Termine vereinbart und der Schriftverkehr geführt. Die 
Anfragen wurden somit dann per Mail nochmals genauer ausformuliert und von den 
Mitarbeiter_innen der jeweiligen Klubs an die zuständigen Personen weitergeleitet. Die 
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 Informelles Gespräch mit Maria Buchmayr von den Grünen. 
72
 Nach dem Interview wurden mit Buchmayr Maria per Mail noch einige Fragen abgeklärt, da dies seitens der 
Interviewpartnerin angeboten wurde. Da im Interview selbst  ein paar Punkte nicht ausreichend zur Sprache 
gekommen sind, wurden diese offenen Punkte im Nachhinein schriftlich ausgeführt. 
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Interwiepartner_innen erhielten alle somit vorab auch den Interviewleitfaden. Mit Elke 
Welser von Lena/Caritas wurde ebenfalls versucht telefonischen Kontakt aufzunehmen und 
letztendlich wurde per Mail ein Termin vereinbart. 
Buchmayr Maria von den Grünen, Weichsler-Hauer Gerda (SPÖ) und Elke Welser (Lena) 
kannten meinen Hintergrund als maiz-Mitarbeiterin. Luzenir Caixeta ist eine Arbeitskollegin 
und die Koordinatorin des Bereichs Sex&Work bei maiz. Die Vertreter der FPÖ und der ÖVP 
kannten meinen Hintergrund allerdings nicht. Grundsätzlich wurde von allen Seiten sofort 
Bereitschaft für ein Gespräch signalisiert, bei einigen Interviewpartner_innen dauerte 
allerdings die Terminfindung etwas länger. 
Die Interviewführung erfolgte mit Hilfe eines Leitfadens, der nach einer intensiven 
theoretischen Auseinandersetzung mit dem Thema Sexarbeit ausgearbeitet wurde. Dieser 
Leitfaden diente einerseits als Orientierungshilfe während des Gesprächs, um zu vermeiden, 
dass irrelevante Themen den Gesprächsverlauf bestimmen. Der Leitfaden hatte aber auch die 
Funktion, die Offenheit der Interviews zu garantieren, da es ja zentral war den_die 
Gesprächspartner_in erzählen zu lassen, auf das Gesagte der Interviewpartner_innen 
einzugehen und nicht ihm_ihr meine Herangehensweise sozusagen "aufzudrücken". 
Die Interviews wurden auf Tonband aufgezeichnet und anschließend wörtlich und vollständig 
transkribiert, lediglich einige Ausdrücke im Dialekt wurden ins Standarddeutsche "übersetzt" 
um eine bessere Verständlichkeit auch für etwaige andere Leser_innen der Transkripte zu 
gewährleisten. Diverse Laute oder aber Gesten der Interviewpartner_innen wurden nicht in 
das Transkript übernommen bzw. notiert. Unmittelbar nach jedem Interview wurde auch ein 
Gedächtnisprotokoll angefertigt um subjektive Eindrücke, situative Stimmungen und um die 
Rahmenbedingungen, unter denen das Interview stattgefunden hatte, festzuhalten. Bei Bedarf 
wurden diese Protokolle während des Transkribierens ergänzt.  
5.7. Auswertung der Interviews 
In einem ersten Schritt wurde ein offenes Kategoriensystem, bestehend aus verschiedenen 
frames von Sexarbeit auf einem bestimmten Abstraktionsniveau, an das Textmaterial 
herangetragen. Die Kategorien bzw. frames von Sexarbeit wurden im Zuge des 
Litertaturstudiums und somit im Zuge einer intensiven Auseinandersetzung mit verschiedenen 
feministisch-wissenschaftlichen Positionierungen und unterschiedlichen staatlichen 
Umgangsformen mit Sexarbeit entwickelt. D.h. in einer ersten Phase der Interviewauswertung 
wurde das Textmaterial unter Zuhilfenahme dieses Kategoriensystems grob nach darin 
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enthaltenen frames strukturiert. Die Offenheit des Kategoriensystems sollte dabei garantieren, 
dass unvorhergesehene und somit neue frames nicht übersehen werden. Im Zuge der 
Interviewauswertung konnten sich somit durchaus neue und weitere Kategorien ergeben. Es 
wurde zuallererst die Frage an das Material gestellt, womit Sexarbeit von den Akteur_innen 
verbunden wird. Es wurde also danach gefragt, ob Sexarbeit etwa mit Gewalt, Frauenhandel, 
Unterdrückung von Frauen oder aber als Dienstleitung oder Arbeit von den Aktueur_innen 
wahrgenommen wird. Dabei kristallisierten sich bereits in einem ersten Analyseschritt 
spezifische frames von Sexarbeit heraus und das Textmaterial konnte so strukturiert werden. 
In diesem ersten Analyseschritte wurde das Textmaterial aber auch nach Themenbereichen 
grob gegliedert und dabei inhaltstragende Textstellen mit Überschriften versehen, um das 
Material zu ordnen und somit den zweiten Analyseschritt zu erleichtern. 
In der zweiten Phase der Analyse bzw. Interpretation wurden ganz konkrete Fragen an das 
Material gestellt, die in direktem Zusammenhang mit der frame-Analyse stehen. Diese Fragen 
betreffen die Dimensionen eines policy frames und ermöglichten eine tiefer gehende Analyse 
der Argumentationsstruktur bzw. die Herausarbeitung von impliziten Annahmen, Vorurteilen 
oder aber Widersprüchen in den frames der Akteur_innen. Die Fragen die hier im Zentrum 
standen waren somit folgende: 
 Was wird in Zusammenhang mit Sexarbeit als Problem wahrgenommen? Und wer 
wird dafür verantwortlich gemacht? 
 Wie sehen Lösungsvorschläge dazu aus und wer sollte hierfür zuständig sein? 
Unter Bezugnahme auf einen liberalen Sexarbeitsansatz und unter Berücksichtigung des 
spezifischen Kontextes des Forschungsgegenstandes konnte auf zentrale Ausblendungen in 
den policy frames hingewiesen werden. Zusätzlich wurde versucht dieser Analyse weitere 
Dimensionen hinzu zu fügen, indem nach der Wahrnehmung bestimmter Personen(gruppen) 
gefragt wurde und nach der Ver- bzw. Entgeschlechtlichung der Debatte. Daher wurden auch 
folgende Fragen in die Analyse miteinbezogen: 
 Wird das Thema Sexarbeit vergeschlechtlicht und somit der Kategorie gender 
Bedeutung verliehen in diesem Kontext? 
 Wie werden Sexarbeiter_innen wahrgenommen? 
 Und wie sieht der Blick auf Migrant_innen in der Sexarbeit aus? 
Mit den letzten beiden Fragen wird der "Dimension Subjektivität" Beachtung geschenkt, auf 
die Ronnblöm hinweist (Ronnblöm 2005). Mit Hilfe dieser Dimension soll somit die 
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Fremdwahrnehmung einer bestimmten Personengruppe durch die Akteur_innen 
herausgearbeitet werden. Aber auch die Dimension der Intersektionalität ist in diesen 
kritischen Fragestellungen enthalten, da versucht wird heraus zu filtern, ob, und wenn ja wie 
von den Akteur_innen die Kategorien gender und race angewendet werden. 
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 6. Deutungsrahmen von Sexarbeit im Kontext des Oberösterreichischen 
Sexualdienstleistungsgesetzes 
Im Analyseteil werden nun die frames der politisch relevanten Akteur_innen im Rahmen der 
Debatte über ein Sexualdienstleistungsgesetz für Oberösterreich nachgezeichnet und 
analysiert. Im Zuge der Analyse der unterschiedlichen policy frames sollen die 
Problemdiagnosen bzw. die Problemrepräsentationen und die jeweiligen Problemlösungen der 
Akteur_innen explizit gemacht und auf mögliche Widersprüche hingewiesen werden. Auch 
zentrale Ausblendungen in den jeweiligen policy frames sollen unter Berücksichtigung des 
spezifischen Kontextes in Oberösterreich und unter Bezugnahme auf einen liberalen 
Sexarbeitsansatz offen gelegt werden. Im Rahmen einer systematischen Zusammenfassung 
soll im Anschluss an die Darstellung und Bewertung der verschiedenen policy frames auf die 
in der Debatte dominanten  frames hingewiesen werden und darauf, ob und wenn ja inwiefern 
sich bestimmte frames in der aktuell vorliegenden Regierungsvorlage widerspiegeln. 
Schlussendlich soll im Resümee die Frage beantwortet werden, welche frames von Sexarbeit 
einem tatsächlichen Zugeständnis an Rechten für Sexarbeiter_innen und einer tatsächlichen 
Verbesserung der Lebens- und Arbeitssituation von Sexarbeiter_innen im Wege stehen bzw. 
welche frames es ermöglichen, dass dem zweiten Ziel der aktuellen Regierungsvorlage vom 
Jahr 2011, der Ausweitung der Kontrollmöglichkeiten, mehr Bedeutung geschenkt werden 
kann. 
6.1. Das framing der Grünen Oberösterreich 
Die Frauensprecherin des grünen Landtagklubs Maria Buchmayr begrüßt ein eigenes 
Sexualdienstleistungsgesetz (SDLG), da die Regelung im Polizeistrafgesetz (PolStG) 
suggeriere, dass es bei Sexdienstleistungen um Straftaten gehe (vgl. Interview 1: S. 1). 
Grundsätzlich sollte laut Buchmayr Sexarbeit als Dienstleistung und somit auch als Arbeit 
anerkannt werden (vgl. ebd.: S. 11 und S. 17). Das Oberösterreichische 
Sexualdienstleistungsgesetz (Oö. SDLG) wird als ein "Schritt in die richtige Richtung" (ebd.: 
S. 17, Z 17) gesehen, jedoch wäre es für Buchmayr auch notwendig, dass es auf Bundesebene 
zu Veränderungen kommt, damit Sexdienstleistungen auch als Erwerbsarbeit, mit 
entsprechenden Rechten und Pflichten anerkannt wird. Denkbar wäre für Buchmayr auch die 
Tätigkeit als unselbstständig Erwerbstätige_r in der Sexarbeit. Buchmayr rahmt Sexarbeit als 
eine notwendige Tätigkeit für die Gesellschaft (vgl. ebd.: S.4 und S. 15), die anerkannt 
werden muss um die Rechte der darin Tätigen zu garantieren, jedoch , und hier zeigt sich ein 
zentraler Widerspruch im framing von  Buchmayr, wird Sexarbeit gleichzeitig auch als 
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männliche Machtausübung und als Zeichen einer patriarchalen Gesellschaft gesehen (vgl. 
ebd.: S. 6), die in einer utopischen Vision von einer egalitären Welt nicht als Erwerbsquelle 
für Frauen dienen sollte (vgl. Mail: S. 4). Wie Buchmayr versucht, diesen Widerspruch 
aufzulösen, das zeigt sich nun anhand der genaueren Analyse der verschiedenen Dimensionen 
ihres policy frames. 
6.1.1. Sexarbeit als Realität in einer patriarchalen Gesellschaft 
Für Buchmayr ist Sexarbeit  ganz klar ein frauenpolitisches Thema (vgl. Interview 1: S. 1). 
Einerseits weil die Anbieterinnen der Sexdienstleistungen vor allem Frauen seien, 
andererseits aber auch, weil Sexarbeit "das Zeichen einer patriarchalen Gesellschaft" ist, da 
Männer die Macht haben, sich die Körper der Frauen zu kaufen (Mail: S. 1). Tatsache sei 
somit auch, "dass Männer einfach die Kunden sind, und auch wenn Männer als 
Sexdienstleister arbeiten, sind es trotzdem Männer, die das in erster Linie in Anspruch 
nehmen" (Interview 1: S. 6, Z 14f.). Sexarbeit wird also gerahmt als Ausdruck einer 
patriarchalen Gesellschaft, in der Frauen nicht die gleichen Möglichkeiten haben wie Männer 
und grundsätzlich, auch wenn es laut Buchmayr Ausnahmen gibt ,aufgrund von 
Notsituationen in die Sexarbeit einsteigen vgl. (Mail: S. 1). Sexarbeit wird von Buchmayr in 
diesem Sinne ganz klar vergeschlechtlicht, einerseits indem konstatiert wird, dass 
hauptsächlich Frauen die Anbieterinnen sind und Männer jene, die nachfragen, und 
andererseits indem dies auf ungleiche gesellschaftliche und ökonomische  Verhältnisse 
zwischen Frauen und Männer zurückgeführt wird (vgl. Interview 1: S. 4f.). 
Sexualität selbst werde aber in unserer Gesellschaft oftmals nach patriarchalen Mustern 
gelebt, und dies gilt laut Buchmayr somit auch für den Bereich der Sexarbeit. Grundsätzlich 
sei die Tendenz im Kontext der Inanspruchnahme von Sexdienstleistungen jene, dass hier 
männliche Sexualität mit Machtausübung zu tun hat, obwohl die Dienstleistungen gekauft 
werden und es somit eine finanzielle Gegenleistung dafür gibt. "[Der Kunde] kauft sich die 
Macht über die Sexdienstleisterin und das hat für mich schon eben etwas mit unserer Kultur, 
unserer Tradition, mit dem Patriarchat zu tun" (ebd.: S. 6, Z 24ff.). Viele Kunden kaufen nach 
Buchmayr also nicht nur Dienstleistungen sondern auch Macht. Dahinter steht allerdings die 
Vorstellung, dass vor allem der Kunde bestimmt, was der_die Sexarbeiter_in anzubieten hat 
(vgl. ebd.: S. 9). Buchmayr spricht Sexarbeiter_innen in dieser Hinsicht Selbstbestimmung 
und Handlungsmacht ab (vgl. ebd.: S. 8f.). Gleichzeitig spielt sie hier den Kunden eine 
moralische Verantwortung gegenüber den Frauen zu (vgl. ebd.: S. 7f.). Sie vergleicht diese 
Verantwortung mit jener der Konsument_innen in Fair-Trade-Diskussionen. Die Kunden 
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haben es nämlich nach Buchmayr in der Hand "unter welchen Rahmenbedingungen 
[Sexarbeit stattfindet], also welche Rolle sie wiederum der Sexdienstleisterin zugestehen" 
(Interview 1: S. 7, Z 27ff.)  Zentral sei also, inwiefern die Kunden die Sexdienstleisterinnen 
wahrnehmen, denn diese Sicht bestimme, ob einfach nur ein Produkt gekauft wird bzw. ein 
"unterdrücktes Machtspiel" abläuft, oder ob den Frauen Wertschätzung entgegen gebracht 
wird und Kunde und Sexarbeiterin gleichwertige Partner_innen im Rahmen eines Deals sind 
(vgl. ebd.: S. 7). Buchmayr plädiert in diesem Kontext für eine Sensibilisierung der Freier 
durch Informationen z.B. zu Safer-Sex, die in Bordellen und Laufhäusern aufliegen. Sie 
könne sich auch vorstellen, dass (männliche) Sozialarbeiter die Kunden sensibilisieren, denn 
dies würde zu einer Verbesserung der tatsächlichen, wenn auch nicht der rechtlichen, 
Arbeitsbedingungen führen (vgl. Interview 1: S. 8). Buchmayr weist den Kunden unter der 
Voraussetzung, dass Sexarbeit unter patriarchalen Bedingungen stattfindet, also eine zentrale 
Rolle und auch Macht zu, denn sie seien es vor allem, die die tatsächlichen 
Arbeitsbedingungen bestimmen, und auf sie komme es an, wie selbstbestimmt eine 
Sexarbeiterin arbeiten kann (vgl. ebd.: S. 8f.). Selbstbestimmte Sexarbeit, in der die Frau ihr 
Angebot bestimmt, wird als "schöne Vision" gesehen und sei in der Realität eher die 
Ausnahme (vgl. Interview 1: S. 8). 
6.1.2. Sexarbeit als Verhinderung von Gewalt  
Sexarbeit wird von der grünen Frauensprecherin, obwohl sie ungleiche Machtverhältnisse 
zwischen Frauen und Männern impliziert und "bis zu einem gewissen Grad auch mit 
Frauenunterdrückung" (Interview 1: S. 11, Z 5f.) zu tun habe, als eine wichtige Arbeit für die 
Gesellschaft gerahmt. Sexarbeit wird als eine gesellschaftliche Notwendigkeit innerhalb 
patriarchaler Strukturen gesehen, da sie zum Schutze aller Frauen sei (vgl. ebd.: S. 16). 
Sexarbeit wird somit als eine Form der Verhinderung von Gewalt gerahmt (vgl. auch Grenz 
2006). "[B]esser [d]er [Kunde] zahlt, geht zu einer Sexdienstleisterin, hat dort seine schöne 
Zeit und geht wieder Heim und lässt dafür [...] und macht es halt auf die Art und lässt dafür 
andere Frauen in Ruhe" (Interview 1: S. 18, Z 43ff.). Sexarbeit stellt für Buchmayr in diesem 
Sinne "ein wichtiges Bein in der Gesellschaft" (Interview 1: S. 15, Z 7f.), wobei hier "die 
Idealvorstellung wäre, dass das eben nur Frauen machen, die sagen ja, das mache ich, weil 
hier kann man einfach gut verdienen und das passt für mich. Also, dass das dann auch 
wirklich so ist" (ebd.: Z 10ff.). 
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6.1.3. Freiwilligkeit als Ideal und Zwang als Realität: der Opfer-frame 
Als ein Problem werden Unfreiwilligkeit bzw. strukturelle und ökonomische Zwänge 
wahrgenommen, die Frauen dazu veranlassen, in die Sexarbeit einzusteigen (vgl. Interview 1: 
S. 4f.). Als eine Schwierigkeit in diesem Zusammenhang wird der "enge" Arbeitsmarkt 
gesehen, der für Frauen und vor allem für Migrantinnen kaum Möglichkeiten bietet (vgl. 
Interview 1: S. 4). Der Einstieg sollte auf einer bewussten Entscheidung der Frauen basieren 
und nicht weil Frauen unter Druck geraten (vgl. ebd.: S. 4). Doch der Umstand der 
"Freiwilligkeit" stellt für Buchmayr mehr eine Idealvorstellung dar, als dass dies den realen 
Verhältnissen entsprechen würde. Für sie sei klar, dass der Großteil der Sexarbeiter_innen 
eigentlich einen anderen Beruf ausüben möchte und "die Idee des Ausstiegs im Kopf einer 
jeden Frau, die das macht" präsent sei (Interview 1: S. 4, Z 9).  Wichtige politische Aufgaben 
seien daher die Schaffung von Rahmenbedingungen, die den Frauen den Ausstieg 
ermöglichen (vgl. ebd.: S. 4). Zentral in diesem Kontext sei die Schaffung von mehr 
Möglichkeiten für Frauen am Arbeitsmarkt, auch für Frauen, die keine gute Ausbildung haben 
(vgl. Interview 1: S. 15).  
Für Frauen, die immigriert sind, stelle sich die Situation nochmals schwieriger dar. Für sie sei 
Sexarbeit oft die einzige Möglichkeit, am Arbeitsmarkt Fuß zu fassen (vgl. ebd.: S. 4). Doch 
den meisten Migrantinnen sei dies vor dem Migrationsprozess nicht bewusst. Frauen, die 
aufgrund ökonomischer Zwangslagen migrieren, werden oftmals erst im Zielland "vor die 
Realität gestellt" (ebd.: S. 5, Z 12). Die Hoffnungen auf einen guten Job und einen guten 
Verdienst, um beispielsweise die Familien im Herkunftsland finanziell zu unterstützen, 
werden nicht erfüllt, da der Arbeitsmarkt für Migrantinnen eben ein sehr beschränkter ist. Der 
Druck, in die Sexarbeit einzusteigen, ist für Migrantinnen somit häufig ein größerer als für 
Frauen aus Österreich (vgl. ebd.).  
Das Problem des Frauenhandels wird, auch wenn, so die Annahme Buchmayrs, "sicher nicht 
die große Masse [...] davon betroffen ist" (ebd.: S. 4, Z 20), doch als große Gefahr im 
Zusammenhang mit Sexarbeit gesehen. Durch die Existenz des Angebotes der sexuellen 
Dienstleistungen "werden natürlich viele Frauen schon auch [...] gegen ihren Willen dazu 
gebracht, weil ihnen letztendlich nichts anderes übrig bleibt" (ebd.: S. 3, Z 43ff.). Das 
Problem des Menschen- bzw. Frauenhandels wird bei Buchmayr somit auch mit der Existenz 
des Marktes für Sexdienstleistungen verbunden. Den betroffenen Frauen, die im 
Herkunftsland keine Existenzgrundlage haben, werden falsche Tatsachen vorgespiegelt. Im 
Zielland hole sie dann die Realität ein (vgl. Interview 1: S. 3). 
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6.1.4. Sexarbeit als Dienstleistung 
Die Anerkennung von Sexarbeit als Arbeit und als Dienstleistung stellt bei Buchmayr eine 
Lösungsstrategie dar, um den fehlenden Schutz und fehlende Rechte von Sexarbeiter_innen 
zu beseitigen. Daher wird auch der Begriff der sexuellen Dienstleistung gewählt, da dieser 
zum Ausdruck bringe, dass es sich um Arbeit handelt und dass entsprechende "rechtliche und 
menschliche" (Mail: S. 1) Rahmenbedingungen geschaffen werden müssen. Für Buchmayr 
sind die Entkriminalisierung, aber auch die Entstigmatisierung von Sexarbeit und die 
Entdiskriminierung von Sexarbeiter_innen zentrale Schritte, um Sexarbeiter_innen Schutz 
und Rechte zu garantieren. Insofern wird die Herausnahme der Regelungen zu Sexarbeit aus 
dem PolStG begrüßt, da es sich nicht um ein Thema der Sicherheit handelt, für das die Polizei 
zuständig sei. Sicherheit, so Buchmayr, sei wichtig für die Frauen, die in der Sexarbeit tätig 
sind (vgl. Mail: S. 1). In diesem Kontext sei die Sicherheit im Hinblick auf die Gesundheit, 
und die rechtlichen Rahmenbedingungen, aber auch die "Sicherstellung der Menschenwürde" 
(ebd.) zentral.  
6.1.5. Schutz und Rechte für Sexarbeiterinnen  
Obwohl Sexarbeit für Buchmayr Ausdruck einer patriarchalen Gesellschaft ist, oftmals 
Notsituationen und struktureller Zwang hinter den Motiven der Frauen stecken, die in die 
Sexarbeit einsteigen, sei die Anerkennung als Arbeit notwendig. Sexarbeit muss im Rahmen 
von patriarchalen Strukturen als eine gesellschaftliche Realität anerkannt werden, die nicht  
ignoriert und in die Illegalität gedrängt werden darf, denn wichtig seien der Schutz und die 
Rechte der Sexarbeiterinnen (vgl. Mail: S. 2).  
Hinsichtlich des Gesundheitsschutzes der Sexarbeiter_innen spricht sich Buchmayr explizit 
für eine Kondompflicht aus. Diese Regelung sei, so die Herangehensweise, auch als Schutz 
für die Freier zu verstehen. Vor allem würde eine gesetzliche Regelung, die eine 
Kondompflicht vorschreibt, aber Frauen in der Sexarbeit stärken, da sich diese auf solch ein 
Gesetz berufen könnten (vgl. Mail: S. 2). Das für Oberösterreich geplante Verbot von 
unsafer-Sex-Werbung wird  mit derselben Argumentation legitimiert, denn "[d]iese Werbung 
geht immer auf (gesundheitliche) Kosten der Frauen. Die Sexdienstleisterin hat ja dann nicht 
die geringste Chance, wenn sie trotzdem auf die Benützung von Kondomen bestehen würde. 
Möglicherweise bekäme sie dann nicht nur mit dem Freier Probleme, sondern auch mit ihrem 
Bordellbetreiber" (Mail: S. 3). Die wöchentlichen Pflichtuntersuchungen werden nicht unter 
dem Aspekt des Gesundheitsschutzes gesehen, sondern als diskriminierendes und 
stigmatisierendes Kontrollinstrument (vgl. Interview 1: S. 12) 
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Grundsätzlich ist Buchmayr gegen restriktive Regelungen und sie würde auch kein 
Sexkaufverbot, so wie es in Schweden existiert, begrüßen. So sollte es ihrer Meinung nach 
auch legal sein, auf der Straße arbeiten zu können oder in der eigenen Wohnung, denn ein 
Abdrängen in die Illegalität und somit eine Kriminalisierung wird von Buchmayr nicht 
gewünscht (vgl. Interview 1: S. 16f.). Sexarbeit wird, wie bereits analysiert, als eine 
gesellschaftlich wichtige Arbeit gerahmt, und in diesem Kontext geht es um den Schutz, die 
Sicherheit und die Rechte von Sexarbeiter_innen. 
Die mit dem kommenden Gesetz geplanten Kontrollen durch (polizeiliche) Behörden in 
Bordellen und Laufhäusern werden ambivalent betrachtet. Einerseits werden sie als Schutz für 
Sexdienstleisterinnen gesehen, da sich die Behörden durch die Kontrollen einen "Überblick" 
verschaffen können und es dabei um das Wohl der Szene und der Frauen gehen solle (vgl. 
Interview 1: S. 15), andererseits würden zu rigorose Kontrollen einer Gleichbehandlung von 
Sexarbeit mit anderen Erwerbstätigkeiten wiedersprechen. Es sollte sich dabei auch nicht um 
Polizeirazzien handeln, die lediglich dazu dienen würden, die Frauen und deren 
Gesundheitsbücher zu kontrollieren (vgl. ebd.). 
Die Registrierungspflicht von Sexarbeiter_innen wird ebenfalls ambivalent gesehen und nicht 
ausdrücklich abgelehnt. Die Wahrung der Anonymität aufgrund der Stigmatisierung und 
Diskriminierung, aber auch der Umstand der Kriminalisierung von Sexarbeit im Hinblick auf 
eine polizeiliche Registrierungspflicht werden zwar als Gegenargumente verwendet, 
allerdings wäre für Buchmayr ein Mittelweg der Registrierung, der zwar nicht konkretisiert 
wird (vgl. Interview 1: S. 11 und Mail: S. 2), aber dem "Überblick" und dem Wohl der Szene 
dienen solle. 
Die Stigmatisierung von Sexarbeiterinnen wird von Buchmayr sehr wohl als ein Problem 
wahrgenommen, u.a. auch im Hinblick auf die fehlende Selbstorganisierung von 
Sexarbeiterinnen, die vor allem für die Lobbyarbeit als wichtig gesehen wird (vgl. Interview 
1: S. 19ff.). Hier müssten politische und diskursive Rahmenbedingungen geschaffen werden, 
die solch eine Organisierung ermöglichen und somit auch politische Diskussionsprozesse 
geführt werden, die einer Stigmatisierung entgegen treten (vgl. ebd.: S. 20). Ein Prozess der 
Entstigmatisierung sollte aber bereits die Sensibilisierung von Jugendlichen umfassen, d.h. für 
Buchmayr wären auch Aufklärungskampagnen an Schulen denkbar, die von NGOs bzw. den 
Beratungsstellen durchgeführt werden könnten (vgl. Interview 1: S. 18). Auch 
Sensibilisierungskampagnen der Kunden im Hinblick auf den Umgang mit Sexarbeiterinnen 
wären wünschenswert, da diese nicht nur dem Schutz der Frauen dienen könnten. Eine 
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Sensibilisierungskampagne der Kunden könnte Sexarbeit "vielleicht [auch] aus diesem 
Schmuddeleck" herausnehmen (ebd.: S. 17, Z 43).  
6.1.6. Problemdiagnosen und Problemprognosen bei den Grünen 
Stark verbunden mit Sexarbeit ist bei der grünen Frauensprecherin, Maria Buchmayr, die 
Problematik struktureller und ökonomischer Zwänge, die Frauen dazu zwingt in die Sexarbeit 
einzusteigen (vgl. Interview 1: S. 4f.). Als problematisch gesehen wird in diesem Kontext ein 
Arbeitsmarkt der Frauen benachteiligt und vor allem für Migrantinnen und Frauen mit 
"niedrig-qualifizierten" Ausbildungen wenig Möglichkeiten offen lässt. Buchmayr wünscht 
sich daher einen Arbeitsmarkt der mehr Möglichkeiten für Frauen bietet, allerdings werden 
diese Möglichkeiten nicht konkretisiert (vgl. ebd.: S. 15). Betont wird somit, dass 
Rahmenbedingungen geschaffen werden müssen, die jederzeit einen Ausstieg ermöglichen. 
Sexarbeit wird somit einerseits mit der Problematik des strukturellen Zwanges verbunden, 
aber auch ähnlich wie in radikalfeministischen bzw. abolitionistischen Zugängen  als 
Ausdruck einer patriarchalen Gesellschaft gerahmt, da Männer die Macht haben, sich die 
Körper der Frauen zu kaufen (vgl. ebd.: S. 6f.). Jedoch zieht dieser frame bei Buchmayr nicht 
die Konsequenz nach sich, Sexarbeit abschaffen zu wollen. Buchmayr wendet nämlich 
zugleich einen frame an, der auch in sexradikalen Ansätzen vorzufinden ist. Sie rahmt 
Sexarbeit als eine Form der Verhinderung von (sexualisierter) Gewalt an Frauen und in 
diesem Sinne erfülle Sexarbeit eine wichtige Funktion (vgl. ebd.: S. 15). Das Problem in 
diesem Zusammenhang sind bei Buchmayr die "Freier", da diese Druck auf Sexarbeiterinnen 
und dabei auch Macht ausüben (vgl. ebd.: S. 9 und S. 11). 
Um Sexarbeiterinnen u.a. in ihrer Position gegenüber Kunden zu stärken, brauchen sie Rechte 
und Schutz. Daher sei eine Anerkennung von Sexarbeit als Erwerbsarbeit notwendig, aber 
auch Regelungen wie eine Kondompflicht seien denkbar, da sich Sexarbeiterinnen auf solche 
Gesetze berufen könnten (vgl. Mail: S. 2f.).  
Sexarbeit erfüllt nach Buchmayr unter patriarchalen Bedingungen somit eine wichtige 
Funktion und ist zugleich Ausdruck einer patriarchalen Gesellschaft. Da sie als eine 
gesellschaftliche Realität anerkannt werden müsse, sind Rechte und Schutz für 
Sexarbeiterinnen von zentraler Bedeutung. Die Anerkennung von Sexarbeit als Arbeit stellt 
im policy frame der grünen Politikerin somit die Dimension der Prognose dar. Rechte und 
Schutz seien deswegen von Bedeutung, da Sexarbeiterinnen vor allem gegenüber den Kunden 
in ihrer Position gestärkt werden müssen. 
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Buchmayr entwirft mit ihrem framing allerdings ein Bild von Kunden, die primär Macht 
ausüben wollen und die ihre Sexualität ausleben müssen, da sie sonst eine generelle Gefahr 
für Frauen darstellen. Hinter diesem frame verbirgt sich einerseits eine Essentialisierung von 
Sexualität, die als menschliches Bedürfnis gesehen wird, welches befriedigt werden muss 
(vgl. Interview 1: S. 19). Andererseits versteckt sich dahinter aber auch die Vorstellung von 
"männlicher Sexualität" als einem natürlichem Trieb und als Dampfkessel, der sich entladen 
muss (vgl. auch Grenz 2006). Die Wahrnehmung der Kunden als Problem, weil sie Macht 
ausüben und über Sexarbeiterinnen bestimmen wollen, da sie denken sich diese Rechte 
erkaufen zu können, stigmatisiert diese jedoch (vgl. Interview 1: S. 9). Zudem verkehrt die 
Wahrnehmung, dass Kund_innen die Dienstleistungen bestimmen, reale Verhältnisse, da 
grundsätzlich der_die Sexdienstleister_in ihr_sein Angebot bestimmt.
 73
 Sexarbeiterinnen 
erscheinen in diesem Kontext als wehrlose Opfer von gewalttätigen Kunden, die mit Rechten 
ausgestattet vor diesen Kunden geschützt werden müssen.  
Auch Migrant_innen werden im framing der grünen Politikerin viktimisiert. Dass Frauen 
aufgrund der Tätigkeit in der Sexarbeit migrieren und der Einstieg eine rationale und 
bewusste Entscheidung sein kann, wird ausgeblendet, da Migrant_innen als naive Opfer vor 
allem von ökonomischen Strukturen wahrgenommen werden. Migrant_innen würden  sich 
oftmals falsche Hoffnungen machen und letztendlich aufgrund von Perspektivenlosigkeit in 
die Sexarbeit einsteigen (vgl. ebd.: S. 5). Migrant_innen werden in diesem Kontext somit 
dargestellt als naive Opfer von Strukturen, denen dadurch aber Selbstbestimmung und 
Handlungsmacht abgesprochen wird. Zudem wird ausgeblendet, dass Sexarbeit auch eine 
Selbstermächtigungsstrategie sein kann.  
6.2. Deutungsrahmen der Freiheitlichen Partei 
Auch die FPÖ unterstützt das Vorhaben, ein eigenes Sexualdienstleistungsgesetz für 
Oberösterreich zu schaffen. Die bisherigen Bestimmungen im Polizeistrafgesetz werden als 
unzureichend kritisiert und mit einem eigenen Gesetz soll eine "höhere Dichte der 
Reglements" (Interview 2: S. 1, Z 35) angestrebt werden. Einer Anerkennung von 
"Prostitution" als Gewerbe würde Wolfgang Klinger von der FPÖ zwar nichts entgegen 
halten, der Fall der Sittenwidrigkeit wäre allerdings nicht denkbar. Dieser eklatante 
Widerspruch bei Klinger ergibt sich aufgrund eines rein moralischen Verständnisses des 
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 Im Rahmen eines Forschungsprojektes führte ich mit einer Kollegin von maiz in Oberösterreich Interviews mit 
zehn Sexarbeiterinnen, die alle die Frage, ob sie ihr Angebot selbst bestimmen, vehement mit "Ja" beantwortet 
haben. Auch die Erfahrung im Streetwork zeigt, dass Sexarbeiter_innen ganz klar festlegen, welche Leistungen 
sie anbieten und welche nicht. 
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Begriffs der Sittenwidrigkeit. Diese  könne erst fallen, wenn alle Reglements eingehalten 
werden, alles in "ordentlichen Bahnen" (ebd.: S. 14, Z 11) ablaufe und "vorher die gesamte 
Legalität hergestellt ist" (ebd.: S. 13, Z 42f) , d.h. kriminelle Begleiterscheinungen so gut wie 
beseitigt werden können und ein bestimmtes Idealbild von Sexarbeit erreicht sei (vgl. ebd.: S. 
13f.).  
6.2.1. Kriminalitäts-frame 
Als ein Hauptproblem wird von Klinger ein so genannter "Graubereich" gesehen, der nicht 
wirklich eingeschätzt werden kann. "Tatsache ist aber, [...] dass da sehr viel auch im 
kriminellen Bereich, mafiösen Bereich abläuft. [...] Und gerade dafür wäre dieses Gesetz 
wichtig, dass das in geordneten Bahnen abläuft" (Interview 2: S. 2, Z 2ff.). Es geht Klinger 
sozusagen um eine weitgehende Abschaffung dieses Graubereichs und um die Bekämpfung 
der damit verbundenen organisierten Kriminalität. Die zentralen kriminellen 
Begleiterscheinungen stellen für Klinger der Menschenhandel, Drogenkriminalität und die 
Zwangsprostitution dar (vgl. ebd.: S. 2). 
Vor allem gegen das Problem der Zwangsprostitution, und damit verbunden das Problem des 
Menschenhandels, müsse unbedingt vorgegangen werden (vgl. ebd.: S. 2 und S. 10). Dazu 
seien regelmäßige Kontrollen vor Ort mit Unterstützung der Polizei notwendig (vgl. ebd.: S. 
3). Diese laufenden Kontrollen zur Vorbeugung bzw. Bekämpfung von Zwangsprostitution 
und möglicherweise auch Kinderprostitution (vgl. ebd.: S. 2) werden von Klinger als eine 
positive Maßnahme auch für die Betroffenen gesehen. Die Behörden, so die Annahme, 
würden Vertrauens- und Ansprechperson für eventuell betroffene Frauen sein und die 
Kontrollen hätten somit eine Schutzfunktion für die Frauen (vgl. Interview 2: S. 9), da sie zur 
Bekämpfung von Ausbeutung und Zwang dienen sollen. In diesem Sinne wird auch das 
kommende SDLG begrüßt, da damit die Hoffnung verbunden ist, dass es zu regelmäßigen 
Kontrollen kommt (vgl. Interview 2: S 9) und genau geregelt werden würde, welche 
Voraussetzungen ein Bordell oder Laufhaus erfüllen muss, damit es überhaupt erst bewilligt 
wird (vgl. ebd.: S. 1). 
6.2.2. Zwangsprostitution: ein rassistischer Opfer-frame 
Von Zwangsprostitution betroffen seien laut Klinger vor allem Frauen aus osteuropäischen 
Ländern (vgl. Interview 2: S. 2 und S. 9). Grundsätzlich sei im Osten "[d]er Zugang zur 
Prostitution [...] leichter herzustellen, als wie in einer weiter entwickelten Demokratie, so wie 
es sie bei uns gibt" (ebd.: S. 9, Z 10ff.). Klinger weist in diesem Kontext auch auf 
ökonomische Ungleichheiten hin und betont, dass in einigen osteuropäischen Ländern viele 
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Frauen von Armut betroffen seien und der Standard in diesen Ländern einfach viel niedriger 
sei als in westeuropäischen Ländern (vgl. ebd.: S. 4). Aufgrund dieser Umstände seien diese 
Frauen auch "leichtere" Opfer, da man sie aufgrund ihrer existentiellen Notlage schneller mit 
falschen Versprechungen locken könne (vgl. Interview 2: S. 4). Klinger unterstellt dabei 
Frauen aus osteuropäischen Ländern durchaus explizit Naivität und Unaufgeklärtheit. "Bei 
uns sind die Damen so aufgeklärt, dass die [...] auch die soziale Absicherung ist so gut, dass 
die ganz ganz selten dazu gezwungen sind, so etwas zu tun" (ebd.: S. 9, Z 12ff.). Klinger 
nimmt somit eine rassistische Spaltung der Sexarbeiterinnen vor, indem er migrantischen 
Sexarbeiterinnen unterstellt, dass sie leichter Opfer von Zwangsprostitution werden, einerseits 
aufgrund ihrer ökonomisch schlechten Situation und andererseits, weil sie nicht so aufgeklärt 
seien wie österreichische Frauen. Klinger entwirft mit dieser Argumentation ein Bild des 
"rückständigen Ostens", sowohl in politischer und ökonomischer Hinsicht, aber auch die 
Bildung der Frauen wird als rückständig wahrgenommen. Migrantinnen werden dabei 
wahrgenommen als unaufgeklärte und naive Opfer, die aufgrund dessen, dass sie ihre 
ökonomische und finanzielle Situation verbessern müssen bzw. wollen, leichter auf falsche 
Versprechungen hereinfallen (vgl. ebd.: S. 4, S. 9 und S. 11). 
Die Problematik der Zwangsprostitution wird bei Klinger linear und kausal mit Migration 
verknüpft (vgl. ebd.: S. 23). In diesem Kontext behauptet der FP-Politiker, dass im Zuge einer 
verstärkten Migration (aus dem Osten) auch die Kriminalität und der Zwang in dieser 
Branche zugenommen haben (vgl. ebd.). Auch die verstärkte Übernahme der Geschäftsszene 
durch die "Ost-Mafia" (ebd.: S. 8, Z 13f.) sei eine aktuelle Tendenz. Für Klinger bedeutet dies 
eben auch eine Zunahme an Brutalität und Zwang in der Szene (vgl. Interview 2: S. 8). 
Um diese Problematik des Zwanges und des Menschenhandels zu bekämpfen, sei es laut 
Klinger daher auch notwendig, das Fremdenrecht auf Bundesebene im Auge zu behalten und 
an einer law-and-order-Politik festzuhalten. Die Kontrollen in Bordellen und Laufhäusern 
sollten somit auch dazu dienen, festzustellen, ob alle fremdenrechtlichen Bestimmungen 
eingehalten werden (vgl. ebd.: S. 2). Grundsätzlich sei in diesem Kontext abzuklären, ob 
ein_e Migrant_in nach Österreich kommt, um legal und willentlich zu arbeiten, oder ob 
jemand mit falschen Versprechungen nach Österreich gelockt wird und letztendlich zur 
Prostitution gezwungen wird. In diesem Zusammenhang sei es laut Klinger auch notwendig 
festzustellen, ob "die Migration rechtlich einwandfrei erfolgt" (ebd.: S. 4, Z 17f.) sei, oder ob 
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eventuell "Asylmissbrauch betrieben" (ebd. Z 18) werde.
74
 Vor allem sieht er aber ein 
Problem der "Illegalen" im Sexdienstleistungsgewerbe. Diese würden als Tourist_innen aus 
Nicht-EU-Staaten, Klinger erwähnt die Ukraine als Beispiel, einreisen, "und dann werden die 
hier festgehalten, dann wird denen der Pass abgenommen und dann läuft das schon [...] Und 
das gehört einmal wirklich gestoppt" (Interview 2: S. 11, Z 1ff.). Kontrolle sei also auch in 
diesem Kontext wichtig, da laut Klinger "illegale" Personen, also Personen ohne legalen 
Aufenthaltsstatus in der Sexarbeit tätig sind, die wiederum als Opfer von Zwangsprostitution 
wahrgenommen werden, denen geholfen werden muss (vgl. ebd.: S. 10). 
Klinger sieht aber auch eine Verbindung zwischen Zwangsprostitution und Drogengebrauch. 
In diesem Kontext beschreibt er ein Bild von Frauen, die oftmals abhängig gemacht werden 
und dann in der Sexarbeit tätig sind, um ihren Drogengebrauch zu finanzieren (vgl. Interview 
2: S. 3), "Die Drogenproblematik ist in der Prostitution eine sehr hohe" (ebd.: S. 3, Z 44), 
stellt Klinger fest. Die zentrale Frage sei in diesem Zusammenhang, inwieweit eine 
Sexarbeiterin abhängig gemacht worden sei, so dass sich diese dann gezwungen sieht in der 
"Prostitution" tätig zu sein, um weiterhin ihren Drogengebrauch zu finanzieren bzw. Drogen 
zu bekommen. Klinger erwähnt dies zwar nicht explizit, er spricht aber in diesem Kontext von 
Zuhältern, die Frauen abhängig machen und dann für sich arbeiten lassen. "Weil wann ist es 
zwangsweise [die Sexarbeit, Anm. M.H.]? [...] Weil man sie bereits abhängig gemacht macht 
und sie will das dann haben und sie braucht das [die Drogen, Anm. M.H.] und sie tut das [der 
Sexarbeit nachgehen, Anm. M.H.], weil dann bekommt sie das? Dem ist im Prinzip auch ein 
Zwang vorausgegangen." (ebd.: S. 3, Z 38ff.). 
6.2.3. "Prostitution" als Ausdruck eines gesellschaftlichen Werteverfalls 
Für Klinger ist die Lebensrealität in der Sexarbeit hauptsächlich mit Zwang und 
Menschenhandel, aber auch mit Drogenkriminalität verbunden. Der Graubereich, der eben 
nicht "ordnungsgemäß" abläuft, wird von Klinger somit als die überwiegende Realität in der 
Sexarbeit ausgemacht (Interview 2: S. 3, Z 33ff.).  Die Abschaffung der Sittenwidrigkeit 
käme für den FP-Politiker daher nicht in Frage. "Die Sittenwidrigkeit, meines Erachtens, kann 
man erst dann abschaffen, wenn vorher die gesamte Legalität hergestellt ist. Ich kann die 
Sittenwidrigkeit nicht wegbringen, wenn ich weiß, dass von den 95%
75
 50% mit Zwang, 
illegal und gesundheitspolitisch bedenklich in dem Gewerbe arbeiten" (Interview 2: S. 13, Z 
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 In Österreich besteht die Möglichkeit für Asylwerber_innen als Sexarbeiter_innen zu arbeiten, wenn sich 
registrieren lassen. 
75
 Diese Zahl wurde von mir im Laufe des Interviews genannt, da ich eine Einschätzung zu dem Phänomen, dass 
ca. 95% der registrierten Sexarbeiterinnen in Oberösterreich Migrantinnen sind, erfragen wollte. 
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42ff.). Verstärkte Kontrollen seien also auch notwendig um den gesundheitlichen Schutz zu 
garantieren (vgl. Interview 2: S. 2), sowohl den Schutz der Sexarbeiterin als auch jenen der 
Kunden (vgl. ebd.: S. 21). In diesem Kontext nimmt Klinger wiederum eine rassistische 
Zuschreibung vor, da das Problem vor allem an der  "Ostprostitution" liege, die  ohne Schutz 
abgewickelt werde (vgl. ebd.: S. 21). Verantwortung dafür, dass die Gesundheit nicht 
gefährdet wird, tragen allerdings sowohl Kunden als auch Sexarbeiterinnen (vgl. ebd.). 
Die Abschaffung der Sittenwidrigkeit wäre erst diskussionswürdig, wenn Sexarbeiterinnen 
eine Stellung in der Gesellschaft einnehmen vergleichbar mit der von Geishas in Japan. Das 
Idealbild einer "Edelprostituierten", die ihren Job freiwillig und gern macht, auch weil sie viel 
Geld dabei verdienen kann, entspreche laut Klinger nur ganz selten den realen Verhältnissen. 
"Aber der überwiegende Teil, sage ich, der überwiegende Teil, die überwiegende Masse, die 
für diese Sexualdienstleistung zur Verfügung zu stehen hat, hat nicht diesen Status [den einer 
"Edelprostituierten", Anm. M.H.] " (Interview 2: S. 11, Z 22ff). Erst mit einer 
gesellschaftlichen Entwicklung hin zu diesem Idealzustand der "Edelprostitution" wäre der 
Fall der Sittenwidrigkeit denkbar, da die darin tätigen Frauen dann auch einen höheren 
Stellenwert genießen würden und auch intellektuelle Gesprächspartnerinnen sein würden (vgl. 
Interview 2: S. 13). Im Hinblick auf die aktuelle Situation spricht Klinger von einer 
"Sittenverrohung" (ebd.: S. 13, Z 36), wenn Sexarbeit nicht mehr sittenwidrig wäre. Klinger 
entwirft hier ein Bild von Sexarbeit und vor allem von Sexarbeiter_innen, die Teil einer 
ungebildeten und ökonomisch unteren Schicht sind und reproduziert hier eine oftmals 
vorherrschende Sicht auf Sexarbeit, die am Rande der Gesellschaft angesiedelt ist, mit Armut, 
Unwissenheit, Zwang und Drogenkonsum verbunden wird. 
Aber auch wenn alle (geplanten) Reglements und Vorschriften eingehalten werden würden 
und Sexarbeit somit in "ordentlichen Bahnen" (Interview 2: S. 14, Z 11) verlaufen würde, so 
wäre die Sittenwidrigkeit noch immer ein diskussionswürdiges Thema für Klinger. Für den 
Vertreter der FP stellt nämlich die Familie den Kern der Gesellschaft dar und die 
Inanspruchnahme von sexuellen Dienstleistungen einen Bruch mit dieser wichtigen 
gesellschaftlichen Institution (vgl. Interview 2: S. 14).  
Als Problem wird wahrgenommen, dass Familie und Ehe zum Teil nicht mehr das beste 
"Zusammengehörigkeitsinstrument" (Interview 2: S. 7, Z 7) seien und vor allem Männer hier 
eine Art Ausgleich zu defizitären Familienstrukturen suchen. Einerseits, dies wird auch als 
Ursprung der "Prostitution" gesehen, wollen Männer Frauen beherrschen und dieses 
Bedürfnis könnten sie bei Sexarbeiterinnen ausleben (vgl. ebd.: S. 7). Andererseits wird von 
- 98 - 
 
Klinger als ein wesentlicher Faktor, dass Männer Sexdienstleisterinnen aufsuchen, die Suche 
nach Liebe und Geborgenheit bestimmt. Hintergrund für diesen zweiten Punkt sind eben 
nicht-intakte Familien in einer Gesellschaft, die die falschen Werte verfolge (vgl. Interview 2: 
S. 22f.). Sexarbeit solle daher nicht zum "Allgemeinzustand" werden, denn die "Normalität ist 
für mich immer noch [...] Familien und Kinder, intakte Familien vor allen Dingen" (Interview 
2: S. 15, Z 46f.), so Klinger im Interview.  
Laut Klinger braucht es somit grundlegende gesellschaftliche Veränderungen und vor allem 
auch Werteänderungen (vgl. ebd.: S. 23), um diese intakten Familien garantieren zu können. 
Das Funktionieren der Familie würde nämlich den "Riesenbedarf an Sexualdienstleistung 
einschränken" (ebd.: S. 22, Z 32). Sexarbeit würde im Sinne der "Edelprostitution" zwar 
existieren, aber das Bild der Sexarbeiterin wäre ein positives und aufgewertetes (vgl. ebd.: S. 
22). Die intakte Familie würde somit die Grundvoraussetzung bilden für die Veränderung und 
Aufwertung von Sexarbeit (vgl. ebd.).  
Gesetze können laut Klinger jedoch keine normative Wirkung in dieser Hinsicht haben. 
"Gesetze sind dazu da, dass man Schutzfunktionen hat" (Interview 2: S. 23,. Z 17f.), im 
konkreten Fall somit Schutz vor Zwang.  Damit sich aber das Negativ-Bild von "Huren", 
welches "immer mit Schmutz gleichgesetzt worden ist" (ebd.: S. 24, Z 26) ändere, brauchte es 
auch keine begrifflichen Veränderungen, sondern die Situation und die gesellschaftlichen 
Werte müssen sich grundlegend ändern (vgl. ebd.: S. 22 und S. 24). Ein "anderes 
Gesellschaftsbild" (ebd.: S. 22, Z 46) jenseits von reich, schnelllebig, mächtig und groß, eine 
andere Gesellschaft als die heutige, in der die Kluft zwischen Arm und Reich so groß ist, in 
der es nur wenige Mächtige gibt und man keine Zeit mehr für Kinder (und damit Familie, 
Anm. M.H.) habe, wäre notwendig (vgl. ebd.: 22f.).  
Es müssen daher laut Klinger gesellschaftliche Grundvoraussetzungen und "vernünftige 
Sittenbilder" (ebd.: S. 25, Z 11) geschaffen werden, für die u.a. politische 
Entscheidungsträger_innen verantwortlich seien, damit die Bevölkeurng "glücklich" sein kann 
und intakte Familien ermöglicht werden (vgl. ebd.: S. 25). 
6.2.4. Problemdiagnose und Problemprognose bei der FPÖ 
Als Problem seitens der FPÖ wird vor allem ein "illegaler" Graubereich von Sexarbeit 
wahrgenommen, der mit organisierter Kriminalität und somit mit Menschenhandel, 
Zwangsprostitution und Drogenkriminalität verbunden wird (vgl. Interview 2: S. 1f.). Verortet 
wird die Problematik der Zwangsprostitution sowohl im Bereich der registrierten Sexarbeit, 
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als auch im nicht-registrierten Sektor. Betroffen von Zwang seien jedoch in erster Linie 
Migrantinnen (vgl. ebd. S. 9). 
Um gegen diese Problematik der Zwangsprostitution vorzugehen seien vor allem polizeiliche 
Kontrollen vor Ort durchzuführen. Im Rahmen dieser Kontrollen sei auch der 
Aufenthaltsstatus von Migrantinnen zu überprüfen, da oftmals auch "illegale", also 
illegalisierte Personen von Zwangsprostitution betroffen seien (vgl. Interview 2: S. 3 und S. 
10f.). Kontrollen werden insofern auch als Schutzmaßnahme für Betroffene von 
Zwangsprostitution verstanden. 
Es ist bei Klinger manchmal mehr, manchmal weniger die Tendenz erkennbar, dass 
Sexdienstleistungen eigentlich nicht erwünscht sind, außer, wenn sie seinem Idealbild der 
"Edelprostitution" entsprechen. Klar wird auch, dass Sexdienstleistung für den 
Landtagsabgeordneten nicht vergleichbar ist mit anderen Dienstleistungen, da ein "Liebesakt" 
nicht gleich zu setzen sei mit anderen Erwerbstätigkeiten im Dienstleistungssektor (vgl. 
Interview 2: S. 20). Dadurch, dass Klinger Sexarbeit vor allem mit Zwangsprostitution 
verbindet und dabei vor allem migrantische Frauen als Zwangsprostituierte wahrnimmt 
verknüpft der FP-Politiker Sexarbeit mit Menschenhandel und entwirft ein Bild von Migrant-
innen als Opfer von Zwangsprostitution und Frauenhandel, ähnlich wie es 
Radikalfeminist_innen tun. Klinger blendet "männliche" Sexarbeit zwar nicht vollkommen 
aus, diese passiere aber eher "im Geheimen" (ebd.: S. 6, Z 39) und nicht im selben Ausmaß 
wie die Sexarbeit, die von Frauen gemacht wird (vgl. ebd.: S. 6). 
Ein eigenes Gesetz dient bei Klinger vor allem der Kontrolle und Überwachung. Die 
Kontrolle wird legitimiert mit dem Schutz von Sexarbeiter_innen, wobei in diesem Kontext 
den konkreten Arbeitsbedingungen keine Beachtung geschenkt wird. Der Fokus des FP-
Politikers liegt auf der Bekämpfung von Zwangsprostitution, die nur durch Kontrollen 
eingedämmt werden kann. Dass Klingers Ideal der "Edelprostitution" sehr wohl existiert und 
auch Teil der Lebens- und Arbeitsrealität von Sexarbeiter_innen ist bzw. sein kann, erscheint 
im framing des Vertreters der FPÖ fast unmöglich und stellt somit nur eine Ausnahme dar. 
Die Voraussetzung bei Klinger, dass "Prostitution" aufgewertet werden kann und sich somit 
"Edelprostitution" durchsetzt, nämlich die intakte Familie, wird nicht genauer konkretisiert.  
6.3. Deutungsrahmen der oberösterreichischen Sozialdemokraten 
Gerda Weichsler-Hauer, die Vertreterin der SPÖ und Vorsitzende des Unterausschusses in 
dem das SDLG seit Oktober 2011 verhandelt wird, steht voll und ganz hinter dem 
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vorliegenden Gesetzestext. Sie hält die Herausnahme aus dem PolStG als ein richtiges 
Zeichen, da eine Regelung im Rahmen dieser Materie suggeriere, dass es sich bei Sexarbeit 
um strafbare Taten drehe (vgl. Interview 3: S. 2). Innerhalb der Sexarbeit komme es laut der 
SP-Politikerin zwar zu strafbaren Handlungen, jedoch müsse anerkannt werden, dass 
Sexarbeit auch, und zwar für gar nicht wenige Frauen, eine Form der Berufsausübung 
darstelle (vgl. ebd.). Weichsler-Hauer geht es in diesem Sinne sehr wohl um eine 
Entkriminalisierung von Sexarbeit. Mit Hilfe des kommenden Gesetzes könnten bestimmte 
mit der Sexarbeit verbundene Problematiken zumindest eingedämmt werden. 
6.3.1. Sexarbeit als großer und heterogener Dienstleistungssektor 
Der neue Titel des geplanten Gesetzes treffe laut Weichsler-Hauer den Nagel auf den Kopf., 
denn Sexarbeit sei ein Anbieten von Dienstleistungen. Jedoch gehe es in der Sexarbeit nicht 
nur rein um die sexuelle Dienstleistung. Sexarbeiter_innen würden auch eine Form von 
Sozialarbeit leisten und dementsprechende Qualifikationen benötigen (vgl. Interview 3: S. 
14). Grundsätzlich impliziert für Weichsler-Hauer der Begriff Dienstleistung Freiwilligkeit, 
egal ob eine Sexarbeiterin mit Zuhälter arbeitet, registriert ist oder aber nicht. Wesentlich sei 
hier die Perspektive der Sexarbeiterin, denn ein Arbeiten mit Zuhälter impliziert bei 
Weichsler-Hauer nicht unbedingt Zwang (vgl. Interview 3: S. 6). 
Ein Benennen der Tätigkeit als Sexualdienstleistung hätte laut der SP-Frauensprecherin auch 
eine normative Funktion, da damit das Negativ-Image von Sexarbeit abgebaut werden könne 
(vgl. Interview 3: S. 1). Man würde in Zukunft damit vielleicht sogar eine Klärung der 
Arbeitsverhältnisse erreichen (vgl. ebd.: S. 6). Für Weichsler-Hauer stellt Sexarbeit eine Form 
der Berufsausübung dar, die man als solche auch rechtlich anerkennen sollte. Zumindest im 
Rahmen der "freien Berufe" (Interview 3: S. 6, Z 29) wäre das für sie vorstellbar bzw. 
realisierbar. Die Anerkennung als Beruf wäre bereits  auch ein Lösungsansatz zur 
Bekämpfung einer für Weichsler-Hauer zentralen Problematik, nämlich der "Zuhälterei" (vgl. 
ebd.: S. 6).  
Sexdienstleistung umfasst bei Weichsler-Hauer jedoch nicht nur Sexarbeit im engeren Sinn, 
sondern auch Sexualassistenz, Dienstleistungen für ältere Menschen (vgl. ebd.: S. 3) und auch 
die "umgekehrte Prostitution" (ebd.: S. 18, Z 29), d.h. das Anbieten von Dienstleistungen 
durch Männer. Dieser Bereich wird von Weichsler-Hauer auch als ein wachsender Bereich 
wahrgenommen, u.a. weil bei "männlicher" Sexarbeit das Problem der Zuhälterei wegfalle. 
Im Hinblick auf diesen "illegalen" bzw. nicht-registrierten Bereich der Sexarbeit, so die 
Hypothese der Sozialdemokratin, funktioniere das Arbeiten im Sinne eines freien Gewerbes 
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bereits recht gut (vgl. ebd.: S. 18), da ein selbstbestimmtes Arbeiten ohne Zuhälter hier bereits 
realisiert werde. 
6.3.2. Der Sexualdienstleistungssektor als ein von Zuhältern beherrschter Markt  
Ein zentrales Problem in der Sexarbeit ist für Weichsler-Hauer jenes der Zuhälterei (vgl. 
Interview 3: S. 14). Es sind Zuhälter, die aus allen gesellschaftlichen und sozialen Schichten 
kommen (vgl. Interview 3: S. 15), die den Markt beherrschen, die sich diesen untereinander 
aufteilen und somit ein selbstständiges und selbstbestimmtes Arbeiten unmöglich machen 
(vgl. ebd.: S. 14f). Wenn Frauen sozusagen selbstständig einsteigen, würde dies auffallen, da 
der Markt, trotz der großen Zuhälterszene, überschaubar sei (vgl. Interview 3: S. 15). 
Weichsler-Hauer verortet somit hinter der Sexarbeit mafiöse Strukturen, in denen es darum 
geht, am Einkommen von Sexarbeiterinnen mitzuverdienen. Einerseits entwirft Weichsler-
Hauer mit dieser Argumentation ein Szenario der "Schutzgeld"-Erpressung, andererseits stellt 
sie Sexarbeiter_innen aber auch als Opfer von psychischer und körperlicher Gewalt dar, die 
vor allem von Zuhältern ausgeübt werde. Die Zuhälter würden den Frauen suggerieren, dass 
sie Schutz vor gewaltbereiten Kunden benötigen und aus Angst davor diese Gewalt zu 
erfahren, würden sich viele Frauen eben auch auf diesen einlassen (vgl. Interview 3: S. 19). 
Oftmals impliziere dieses "Schutz"-Verhältnis zu einem Zuhälter aber dann viel mehr als 
monetäre Abgaben. So konstatiert Weichsler-Hauer, dass es nicht die Kunden, sondern 
oftmals die Zuhälter selbst seien, die (körperliche) Gewalt ausüben und Sexarbeiterinnen 
sogar zu bestimmten Handlungen innerhalb ihrer Tätigkeit als Sexarbeiterin zwingen (vgl. 
ebd.: S. 13 und S. 19).  
Weichsler-Hauer betont zwar, dass es auch in Zukunft mit einem eigenen 
Sexualdienstleistungsgesetz das Phänomen der Zuhälterei geben werde, dass mit Hilfe des 
Gesetzes aber Kontroll- und damit auch Schutzmöglichkeiten für Sexarbeiter_innen 
geschaffen werden. Anhand des Gesetzes werden Örtlichkeiten definiert, an denen Sexarbeit 
ausgeübt werden darf und kann und die bestimmte Mindeststandards im Hinblick auf die 
Hygiene und Sicherheit zu erfüllen haben werden. Diese klar definierten Orte  und die dazu 
gehörigen Mindeststandards bzw. die Mindestausstattung schaffen somit einen geschützten 
Raum für Sexarbeiter_innen (vgl. ebd.: S. 11), in dem ein selbstbestimmteres und 
selbstständiges Arbeiten ohne Zuhälter ermöglicht wird (vgl. ebd.: S. 4).  
Zum Schutz der Sexarbeiter_innen sollen auch die Kontrollen in Bordellen und Laufhäusern 
dienen. Voraussetzung dafür ist jedoch die Schaffung legaler und somit kontrollierbarer 
Räume (vgl. ebd.: S. 20f.). In diesen Räumen wäre, so die Vorstellung Weichsler-Hauers, 
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auch gezielt mit niederschwelliger Sozialarbeit anzusetzen, damit Sexarbeiter_innen auch von 
den jeweiligen Anlaufstellen erfahren und somit wissen, an wen sie sich wenden können, falls 
sie "Hilfe" bzw. Unterstützung brauchen (vgl. ebd.: S. 21). Die Sozialarbeiter_innen bzw. die 
Beratungsstellen sollten Frauen, die aus- bzw. umsteigen möchten auch längerfristig begleiten 
und dabei unterstützen (vgl. ebd.: S. 19f.). Sozialarbeiter_innen sollten also Vertrauen zu 
Sexarbeiter_innen aufbauen, aber auch bei behördlichen Kontrollen anwesend sein (vgl. ebd.: 
S. 21). 
Verantwortlich für Kontrollen sollten einerseits die Polizei sein, vor allem, wenn es um 
strafbare Handlungen geht und es zu Übergriffen kommt, die Bezirksverwaltungsbehörden, 
die zu kontrollieren haben, ob die Bordelle und Laufhäuser auch alle Auflagen erfüllen und 
andererseits die Gesundheitsbehörden (vgl. Interview 3: S. 17). Weichsler-Hauer weist an 
anderer Stelle auf die wöchentlichen Kontrolluntersuchungen hin, die einerseits dem 
Gesundheitsschutz der Sexarbeiter_innen, aber auch jenem der Kunden dienen. Diese 
Untersuchungen sollten aber nicht nur Schutz vor Geschlechtskrankheiten bieten, sondern 
auch Schutz vor physischer Gewalt. Im Rahmen der Kontrolluntersuchungen sollte nämlich 
auch darauf geachtet werden, ob eine Sexarbeiterin nicht etwa von körperlicher Gewalt 
betroffen sei und vielleicht Hilfe und Schutz vor einem Zuhälter benötige (vgl. Interview 3: S. 
13)  
Auch die Registrierungspflicht von Sexarbeiter_innen wird mit dem Argument des Schutzes 
legitimiert. "Ich kann [...] nicht vermisst werden, wenn ich nicht bekannt bin" (Interview 3: S. 
12, Z 8f.). Diese Argumentation erscheint im framing der Vertreterin der 
Sozialdemokrat_innen insofern als logische Konsequenz, als dass der Sexarbeitsbranche 
großflächige mafiöse Strukturen und den Sexarbeiter_innen oftmals die Betroffenheit von 
Gewalt und Zwang durch Zuhälter unterstellt wird. 
Das "Problem" des Frauenhandels wird bei Weichsler-Hauer direkt mit Sexarbeit verknüpft 
(vgl. Interview 3: S. 20). Die Mehrheit der Frauen, die von Frauenhandel betroffen sei, werde 
nämlich vor allem in den Sexdienstleistungssektor gehandelt. Hier seien wiederum die Polizei 
und Sozialarbeiter_innen u.a. mit Sprachkompetenzen gefragt. Auch in Österreich, so die 
Annahme Weichsler-Hauers, arbeiten viele Migrantinnen, die eigentlich zurück in ihr 
Herkunftsland wollen, und die somit auch eine Begleitung "zu Hause" brauchen würden (vgl. 
ebd.). Migrantinnen werden aber nicht nur im Hinblick auf Frauenhandel als Opfer gesehen, 
sondern seien generell Zuhältern "viel ausgelieferter" und können daher leichter in die 
Sexarbeit gedrängt werden. Die Sprachbarriere und Unkenntnisse über das System in einem 
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fremden Land würden einen Ausstieg erschweren. Die Sozialdemokratin erklärt sich u.a. auf 
diese Weise die starke Präsenz von Migrant_innen im registrierten Dienstleistungssektor. Die 
Grenznähe, Grenzöffnungen, aber auch die Nachfrage seien wesentlich Faktoren. Im Hinblick 
auf die Nachfrage spielen aber auch sexistische und rassistische Motive der Kunden, u.a. die 
Nachfrage nach "exotischen" Frauen, eine Rolle (vgl. Interview 3: S. 9). 
6.3.3. Das Problem der illegalen Sexarbeit 
Neben der Zuhälterei, die auch stark die registrierte und somit legalisierte Sexarbeit betrifft, 
sei der nicht-registrierte Bereich von Sexarbeit ein Problem. Einerseits habe dieser negative 
Auswirkungen auf die Gesundheit, da nicht-registrierte Sexarbeiter_innen sich keinen 
Kontrolluntersuchungen unterziehen und dies bedeute sowohl für Sexarbeiter_innen, als auch 
für Kund_innen und deren Familien ein Gesundheitsrisiko (vgl. Interview 3: S. 3). 
Problematisch sei der Umstand der "illegalen" Tätigkeit aber auch für die Frauen in der 
Sexarbeit in puncto Sicherheit, da sich diese "auf gar nichts verlassen" können (ebd.: S. 3, Z 
37). Zudem wirke sich dieser nicht-registrierte Bereich negativ auf den gesamten Markt aus, 
da dieser einen wesentlichen Faktor für den enormen Preisfall in diesem Dienstleistungssektor 
darstelle (vgl. ebd.: S. 3). Weichsler-Hauer ist sich dessen zwar bewusst, dass mit Hilfe des 
kommenden Gesetzes dieser "illegale" Bereich nicht abgeschafft werden kann, "aber es gibt 
jetzt dann wirklich einen Raum, wo man sagt ok, und da können wir erstens einmal die 
Kontrollen machen" (Interview 3: S. 21, Z 25). 
Die Ausweitung der Möglichkeiten im Hinblick auf die Arbeitsorte stellt für Weichsler-Hauer 
jedoch keine Problemlösungsstrategie für die Beseitigung dieses "illegalen" Bereichs dar. 
Dies wird vor allem mit dem Schutz der Frauen argumentiert. Hausbesuche werden von 
Weichsler-Hauer zwar als die unsicherste Form des Arbeitens gesehen (vgl. Interview 3: S. 
5), aber auch Wohnungssexarbeit sei für Sexarbeiter_innen mit Unsicherheiten und Ängsten 
verbunden (vgl. ebd.: S. 4), da man dort "unweigerlich einem Freier ausgesetzt" sei (Interview 
3: S. 5, Z1f.). Sexarbeiter_innen, die in privaten Wohnungen arbeiten, wären somit wiederum 
auf den "Schutz" von Zuhältern angewiesen (vgl. ebd.: S. 5). Das Arbeiten in einem Laufhaus 
wird von Weichsler-Hauer als die "vernünftigste" und sicherste Variante beurteilt, jedoch sei 
auch der Straßenstrich eine sichere Form im Vergleich zu Hausbesuchen und 
Wohnungssexarbeit (vgl. ebd.: S. 17).  
Im Hinblick auf Wohnungssexarbeit ist aber nicht nur der Schutz der Sexdienstleister_innen 
ausschlaggebend  für die Positionierung Weichsler-Hauers, sondern auch jener der 
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Bevölkerung (vgl. ebd.: S.21). Vor allem sei hier die Situation der Vermieter_innen und jene 
der Nachbar_innenschaft mit zu bedenken (vgl. ebd.: S. 4ff.).  
6.3.4. Sexualdienstleistung - Ein Tabuthema 
Um Sexarbeit als einen Beruf anzuerkennen, hinter dem auch ein Berufsbild steht, mit einem 
Mindestmaß an Ausbildung u.a. im Hinblick auf die Gesundheit und beispielsweise die 
Selbstverteidigung, sei auch eine gesellschaftliche Enttabuisierung notwendig (vgl. Interview 
3: S. 18). Sexarbeit müsse als eine gesellschaftliche Realität anerkannt werden und es sollte 
möglich sein über Sexarbeit als ein Anbieten von Dienstleistungen zu diskutieren, damit diese 
Tätigkeit unter geordneten Bedingungen stattfinden kann und das Erbringen der 
Dienstleistung einem tatsächlich fairen Deal zwischen zwei Vertragspartner_innen entspricht 
(vgl. ebd.: S. 8). Ein offener und ehrlicher Umgang mit dem Thema Sexarbeit würde eine 
Anerkennung somit voran bringen, jedoch sei mit dem Widerstand von (Ehe-)Partnerinnen zu 
rechnen (vgl. ebd.: S. 10). Für eine Enttabuisierung von Sexarbeit seien allerdings auch offene 
und öffentliche Diskussionen notwendig über Sexualität von Menschen mit 
Beeinträchtigungen, über Sex im Alter, aber auch über das "Kundin-Sein", da es vor allem für 
Frauen unmöglich zu sein scheint, offen über die Inanspruchnahme sexueller Dienstleistungen 
zu sprechen (vgl. ebd.: S. 7f.). 
6.3.5. Problemdiagnosen und Lösungsvorschläge der SPÖ 
Zentrale Probleme für die Frauensprecherin der SPÖ sind einerseits ein "illegaler" Bereich 
von Sexarbeit, der ein Gesundheitsrisiko u.a. für Sexarbeiter_innen darstellt. Dieser "illegale" 
Bereich bedeutet aber auch ein unsicheres Arbeiten für Sexarbeiter_innen und mache in erster 
Linie Frauen, die in der Sexarbeit tätig sind, für Zuhälter erpressbar. Das Problem der 
Zuhälterei wird allerdings nicht nur im nicht-registrierten Bereich der Sexarbeit verortet, 
sondern auch in der registrierten Sexarbeit als ein zentrales Problem wahrgenommen (vgl. 
ebd. S. 3 und S. 14f.) 
Eine Anerkennung von Sexarbeit als Beruf wäre hier notwendig, um gegen das Problem der 
Zuhälterei vorzugehen und um zu ermöglichen, dass Sexarbeiter_innen auch tatsächlich 
selbstständig arbeiten können (vgl. ebd. S. 6). Das geplante Sexualdienstleistungsgesetz wird 
nicht als ausreichendes Mittel eingeschätzt um gegen einen "illegalen" Sektor und Zuhälterei 
vorzugehen. Weichsler-Hauer betont allerdings in diesem Zusammenhang die Wichtigkeit 
von legalen, kontrollierbaren und geschützten Orten, die diese Phänomene zumindest 
eindämmen können (vgl. ebd. S. 4 und S. 16f.). Denn vor allem geschützte Orte würden ein 
Arbeiten ohne Zuhälter ermöglichen. Daher wäre es für Weichsler-Hauer auch nicht sinnvoll 
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Wohnungssexarbeit zu legalisieren, da Wohnungen keinen geschützten Raum für 
Sexarbeiter_innen bieten, und hier vor allem Frauen in der Sexarbeit folglich für Zuhälter 
erpressbar seien (vgl. Interview 3: S. 5). 
Weichsler-Hauer zeichnet hier allerdings ein Bild von naiven und ängstlichen Frauen, die 
Zuhältern ausgeliefert sind und sich von denen auch einschüchtern lassen. Dieses Bild 
verzerrt allerdings reale Verhältnisse, da viele Frauen selbstständig, im Sinne von "ohne 
Zuhälter" arbeiten. Zudem wird das Konzept der "Zuhälterei" unkritisch angewendet und gar 
nicht bedacht, dass Frauen vielleicht auch Partner oder Ehemänner haben, die dadurch auch 
kriminalisiert werden könnten. Die Behauptung, dass viele Sexarbeiterinnen auch von 
physischer Gewalt betroffen seien, ist eine Unterstellung, die sich nicht belegen lässt. Der 
Vorschlag Weichsler-Hauers im Rahmen der Kontrolluntersuchungen auch fest zu stellen, ob 
eine Sexarbeiterin von Gewalt betroffen sei, vermittelt ein Bild von Sexarbeiterinnen, die sich 
nicht zur Wehr setzen können bzw. die Gewalt über sich ergehen lassen und denen "Hilfe" 
angeboten werden muss. 
Die SP-Politikerin scheint ebenfalls nicht zu bedenken, dass es die legalen Räume, die zu 
kontrollieren wären und Schutz bieten sollen, bereits gibt, auch wenn sie bis dato noch keinen 
Auflagen unterliegen und noch nicht bewilligt werden müssen. In diesem Kontext ist jedoch 
weniger das Problem der Zuhälterei vordergründig, sondern die Ausbeutung durch und die 
Abhängigkeit von Betreiber_innen und damit verbunden auch die Scheinselbstständigkeit von 
Sexarbeiter_innen in Bordellen. Diese Problemlagen stellen de facto eine Hürde für ein 
selbstständiges und selbstbestimmtes Arbeiten dar. 
Da diese Abhängigkeit von Betreiber_innen bei Weichsler-Hauer ausgeblendet wird und die 
Abhängigkeit bzw. das Problem der Zuhälterei ein zentraler frame von Sexarbeit ist, wird 
auch ausgeblendet, dass Wohnungssexarbeit und Hausbesuche ein selbstbestimmteres und 
selbstständigeres Arbeiten bedeuten können, da Sexarbeiter_innen hier nicht auf 
Betreiber_innen angewiesen sind. Der Straßenstrich hingegen wird jedoch schon als eine 
Möglichkeit für ein Arbeiten ohne Zuhälter gesehen, allerdings auch nur, und dies blendet 
Weichsler-Hauer aus, wenn adäquate und sichere Arbeits- und Rahmenbedingungen gegeben 
sind und der Straßenstrich an einem für Sexarbeiter_innen sicheren Ort stattfinden kann. Der 
Zuhälter-frame wird also vor allem im Zusammenhang mit nicht-kontrollierbaren Räumen 
angewendet. Der Schutz-frame wird von Weichsler-Hauer im Hinblick auf 
Wohnungssexarbeit eher strategisch angewendet. Indem behauptet wird, dass 
Wohnungssexarbeit, aber auch Hausbesuche ein unsicheres Arbeiten für Sexarbeiter_innen 
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bedeuten, wird die Ablehnung dieser möglichen Arbeitsorte legitimiert und gleichzeitig 
versucht aufeinander prallende Interessen von Vermieter_innen, Nachbar_innen und 
Sexarbeiter_innen zu vereinen (vgl. Interview 3: S. 5f. und S. 21). 
6.4. Das framing der ÖVP  
Stelzer Thomas, der Klubobmann der oberösterreichischen Volkspartei, steht dem 
Gesetzesentwurf sehr ambivalent gegenüber. Für den Vertreter der ÖVP stellt sich die Frage, 
ob eine Regelung im PolStG nicht ausreichend sei. Der Schutz der Sexdienstleister_innen und 
auch der Kunden seien wichtige Punkte, "[d]ie Frage ist, ob ich deswegen ein komplett neues 
Gesetz brauche" (Interview 6: S. 2, Z12f.). Stelzer stellt ein eigenes Gesetz vordergründig 
deswegen in Frage, da er eine Überforderung der kommunalen Strukturen im Hinblick auf die 
Gemeinden befürchtet (vgl. ebd.: S. 3 und S. 17).  
6.4.1. Schutz- und Kontroll-frame 
Als ein zentrales Problem wird von Stelzer jedoch schon wahrgenommen, dass das öffentliche 
System auf die aktuellen Entwicklungen am Sexarbeitsmarkt nicht adäquat eingehen könne 
und es so zu Phasen der fehlenden Kontrolle bzw. "Überwachung" (Interview 6: S. 10, Z 11) 
und des fehlenden Schutzes der darin Tätigen geführt hat (vgl. ebd.). Es seien zahlreiche neue 
Arbeitsorte in der Sexarbeitsbranche entstanden, wie Salons, Studios und Laufhäuser, die 
sozusagen keinen Regelungen unterliegen und für Behörden nicht ausreichend zugänglich 
seien (vgl. ebd.: S. 10). Wichtig sei daher die Definition von legalen Orten, die behördlich 
genehmigt werden müssen. Einerseits könne man so gegen alle Formen der Sexarbeit 
vorgehen, die nicht genehmigt sind (vgl. ebd.: S. 9), vorausgesetzt es kommt auch zu 
Kontrollen in dieser Hinsicht, andererseits seien die erlaubten und konkret beschriebenen 
Örtlichkeiten, die Arbeitsstätte oder der Arbeitsplatz, kontrollierbar und dies diene dem 
Schutz der Sexdienstleister_innen (vgl. ebd.: S. 11). Da Kontrollen einen abschreckenden 
Charakter haben, können sie laut Stelzer auf alle Fälle dazu beitragen, dass 
Sexdienstleister_innen vor Ausbeutung geschützt werden und Mindeststandards eingehalten 
werden (vgl. ebd.: S. 3). Im Hinblick auf die Arbeitsorte nehmen auch die Kunden eine 
wichtige Rolle ein, da diese den Ort zum Teil mitbestimmen (vgl. ebd.: S. 8). In diesem 
Zusammenhang wäre es für Stelzer auch denkbar, dass nicht nur Kunden, sondern auch 
Sexarbeiterinnen strafbar sein sollten, wenn die Dienstleistung an einem nicht genehmigten 
Ort nachgefragt bzw. angeboten wird (vgl. ebd.: S. 9). 
Alle Orte bzw. Formen von Sexarbeit, die laut Stelzer schwierig oder nicht kontrollierbar 
seien, sollten für ein Ausüben der Tätigkeit nicht in Frage kommen. Darunter fällt die 
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Wohnungsprostitution sowie Hausbesuche und auch der Straßenstrich, wobei eine 
Verdrängung in die Illegalität nicht wünschenswert wäre für die ÖVP (vgl. ebd.: S. 5f. und S. 
12). "Ich komme eher aus dem Ansatz heraus, Schutz-, oder wenn man es ganz hart sagt, 
Verbotsregelungen zu haben" (Interview 6: S. 6, Z 6f.), da z.B. am Straßenstrich weder die 
hygienischen Mindeststandards oder aber Sicherheitsstandards, die in Bordellen und 
Laufhäusern gegeben sein müssen, kontrollierbar wären, solle dieser auch nicht erlaubt 
werden  (vgl. ebd.: S. 6). Im Hinblick auf Hausbesuche und Wohnungssexarbeit argumentiert 
Stelzer ebenso. Wichtig seien immer, und Stelzer wendet diese Argumentation wie eine Art 
Matrix an, die stets zur Anwendung kommt, vor allem drei Punkte: die Gesundheit, die 
Sicherheit und das Zusammenleben. Diese drei Punkte betreffen drei Personengruppen, die 
für Stelzer in diesem Kontext schützenswert sind, die Sexarbeiter_innen, die Kund_innen und 
die Allgemeinheit. Kontrolle und Überwachung seien somit für alle drei Akteur_innen 
vorteilhaft (vgl. ebd.). Zuständig für diese Kontrollen sollte die Polizei sein. Wichtig dabei 
sei, dass die  mit dem Gesetz geplanten Kontrollen  auch exekutiert werden (vgl. ebd.: S. 16). 
Für das Zusammenleben sei es notwendig zu verhindern, dass sich Sexarbeit "in ganz normale 
Wohnhäuser zu verlagern beginnt" (Interview 6: S. 5, Z 3), aber auch Schutzzonen rund um 
Schulen, öffentlichen Gebäuden und religiösen Einrichtungen seien wichtig und stellen eine 
Problemlösung dar für ein reibungsloses Zusammenleben ohne "Belästigungseffekte" und 
garantieren den Schutz von Kindern und Jugendlichen (vgl. ebd.: S. 6). 
Der Schutz von Sexdienstleister_innen sei u.a. durch eine Einschränkung auf bestimmte 
kontrollierbare Orte garantiert (vgl. Interview 6: S. 15). Sexarbeiter_innen sollen dadurch vor 
Ausbeutung, auch durch Zuhälter, und in ihrer persönlichen Freiheit geschützt werden. Aber 
auch ein hygienisches und sicheres Arbeiten soll garantiert werden und somit der Schutz der 
Gesundheit (vgl. ebd.: S. 3 und S. 6). Bei Hausbesuchen und der Wohnungsprostitution, aber 
auch auf dem Straßenstrich sei dieser Schutz nicht gegeben (vgl. ebd.: S. 12). 
Im Hinblick auf die Gesundheit ist für den Vertreter der Volkspartei aber nicht nur der Schutz 
der Sexarbeiter_innen von Bedeutung, sondern auch jener der Kund_innen (vgl. ebd.: S. 6). 
Der Schutz der Gesundheit braucht wiederum Kontrolle und Überwachung (vgl. ebd. S. 13f.). 
In diesem Kontext wird auch die Registrierungspflicht von Sexarbeiter_innen als notwendig 
erachtet, da eine Gesundheitsüberwachung anders nicht umsetzbar wäre (vgl. ebd.: S. 13). 
Wenn nämlich der Gesundheitsschutz für beide Seiten garantiert werden soll, dann brauche es 
dazu ein Kontrollsystem (vgl. ebd.: S. 13).  
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Da Sexarbeit auch mit der Verletzung von Menschenrechten und Zuhälterei verbunden wird 
(vgl. ebd.: S. 7), brauche es aber nicht bloß Polizeikontrollen bzw. behördliche Kontrollen, 
sondern auch Beratungsstellen seien hier gefragt. Die Beratungsstellen sollen 
Vertrauensinstanzen für Sexarbeiter_innen sein und auch Ausstiegsszenarien mit den 
Sexarbeiter_innen entwickeln. Denn "für diejenige[n], die aus Zwang, sei das jetzt ein 
unmittelbar ausgeübter Zwang, oder aus Zwang aus einer Lebenssituation heraus [...], für die 
müsste man eben diese Perspektiven entwickeln" (Interview 6: S. 4, Z 34ff.). In diesem Sinne 
sei auch die Beratung für Migrant_innen äußerst wichtig. Aufgrund fehlender 
Sprachkenntnisse bestehe bei migrantischen Sexarbeiter_innen eine höhere Gefahr der 
Ausbeutung und dies sollte Thema einer "allgemeine[n] Integrationsdebatte" sein (ebd.: S. 8, 
Z 17). Es sei auch oftmals eine Hoffnungs- und Perspektivenlosigkeit, die den Einstieg von 
Migrantinnen in die Sexarbeit bedinge, daher seien auch hier Berater_innen gefragt, die 
Ausstiegsmöglichkeiten mit Migrant_innen suchen (vgl. ebd.: S. 8).  
6.4.2. Problemdiagnose und Problemlösungen der ÖVP 
Die zentralen Probleme im Hinblick auf Sexarbeit sind für den VP-Politiker Thomas Stelzer 
der fehlende Schutz für Sexarbeiter_innen im Hinblick auf ihre Gesundheit, ihre persönliche 
Freiheit und die Arbeitsplatzbestimmungen und eine fehlende Überwachung des 
Sexarbeitssektors und damit einhergehend das Problem der "illegalen" Sexarbeit.  
Nur Kontrollen können einerseits Sexarbeiter_innen vor Ausbeutung und deren Gesundheit 
schützen und andererseits den "illegalen" Sektor bekämpfen. Daher sollten auch nur solche 
Arbeitsorte erlaubt werden, die für Kontrollen zugänglich sind. Weder Hausbesuche, 
Wohnungssexarbeit, noch der Straßenstrich lassen sich ausreichend kontrollieren und sollten 
daher nicht erlaubt werden (vgl. Interview 6: S. 3 und S. 6). 
Stelzer verfolgt einen rigiden und auch sehr restriktiven Zugang, in dem vor allem Kontrolle 
die zentrale Lösungsstrategie darstellt. Die Definition legaler Orte sei zwar notwendig, um 
diese kontrollieren und den Schutz für Sexarbeiter_innen garantieren zu können, allerdings 
sollen diese möglichen Orte eingeschränkt bleiben (vgl. Interview 6: S. S. 11 und S. 15). 
Stelzer argumentiert dies mit notwendigen Kontrollmöglichkeiten und mit dem Schutz von 
Sexarbeiterinnen, die im Hinblick auf Hausbesuche, Wohnungssexarbeit und den 
Straßenstrich jedoch nicht gegeben seien (vgl. ebd.: S. 6 und S. 11f.).  
Fraglich bleibt, ob Stelzer hier nicht ein strategisches framing vornimmt und den Schutz- und 
Kontroll -frame instrumentalisiert um einen restriktiven Umgang mit Sexarbeit zu 
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legitimieren. Der VP-Politiker begründet seine Argumentation zwar auf eine pragmatische 
Art und Weise, es entsteht jedoch der Eindruck, dass Sexarbeit auf wenige, gut 
gekennzeichnete und kontrollierbare Orte beschränkt werden soll, die möglichst niemanden 
belästigen. 
Diskriminierung und Stigmatisierung von Sexarbeit und den darin Tätigen werden von Stelzer 
nicht  als zentrale Probleme wahrgenommen. Die Verwendung des Begriffs "Prostitution" 
wird daher auch nicht als problematisch gesehen, da dies lediglich eine Sache der 
"Überschriften" sei (vgl. Interview 6: S. 10). Schutz durch Kontrolle lautet die Formel des 
VP-Politikers. Dadurch dass die Frage der Kontrolle ständig mitschwingt, wird die 
Stigmatisierung und Diskriminierung der Tätigkeit jedoch sogar fortgeschrieben. Sexarbeit 
wird zwar als Realität akzeptiert, oder besser gesagt hingenommen, sie soll aber nur in sehr 
eingeschränktem Maße und zwar an gut gekennzeichneten Orten stattfinden. Auch eine 
Ausgliederung aus dem PolStG ist für Stelzer nicht zwingend notwendig, da die 
Kriminalisierung von Sexarbeit nicht als Problem wahrgenommen wird, sondern mit dem 
eigenen framing des VP-Vertreters sogar fortgeschrieben wird. 
6.5. Der Dienstleistungs-frame von Lena/Caritas 
Lena ist eine Beratungsstelle für Sexarbeiter_innen, in der Sozialarbeiter_innen Beratung und 
Unterstützung bieten. Dabei geht es Lena um einen akzeptierenden und respektierenden 
Umgang mit Menschen, die in den Sexdienstleistungen tätig sind. Es wird auch versucht, z.B. 
im Rahmen von Öffentlichkeitsarbeit, die gesellschaftliche Sichtweise auf Sexdienstleistung 
in diesem Sinne zu verändern (vgl. Interview 4: S. 16). Lena geht es also nicht darum, den 
"Ausstieg" bzw. Umstieg von Sexdienstleister_innen zu fördern, außer der_die 
Sexdienstleister_in wünscht Unterstützung bei einem Umstieg (vgl. Interview 4: S. 16), 
sondern um die Anerkennung als (legale) Dienstleistung. Lena übernimmt zum Teil auch eine 
"Sprachrohrfunktion" (ebd.: S. 16, Z 2) für Sexdienstleister_innen, insofern ist die Perspektive 
von Sexdienstleister_innen nicht nur in der Beratung ausschlaggebend, sondern auch im 
Hinblick auf deren Interessensvertretung (ebd. S. 8 und S. 15f). Wofür sich Lena einsetzt, 
"[...] das entsteht nicht in unserer Fantasie, sondern aufgrund der langjährigen Erfahrung mit 
den Adressatinnen und Adressaten in der Sexarbeit" (ebd.: S. 16, Z 5f.).
76
  
                                                          
76 Lena geht somit nicht davon aus, dass ausschließlich Frauen Sexdienstleistungen anbieten, sondern arbeitet 
auch mit Transgender und fallweise mit Männern zusammen. Die Beraterinnen von Lena sind zwar vorwiegend 
in Kontakt mit Frauen, dies wird aber u.a. damit begründet, dass sich die Arbeitsorte und auch die Bedürfnisse 
von Männern in der Sexarbeit von jenen der Frauen unterscheiden (Interview 4: S. 4). 
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Lena begrüßt ein eigenes SDLG, da damit eine rechtlich schützende Basis für 
Sexarbeiter_innen geschaffen werden kann und soll (vgl. Lena 2010: S.1). Die aktuell 
vorliegende Regierungsvorlage wird auch als ein Zeichen bzw. als eine Haltung verstanden, 
mit der durchaus Verbesserungen der Arbeits- und Lebensbedingungen von 
Sexdienstleister_innen erzielt werden können (vgl. Interview 4: S. 7). Ein eigenes SDLG wird 
auch als Chance erkannt, der Stigmatisierung und Diskriminierung von Sexarbeiter_innen 
entgegen zu wirken, aufgrund eines Zugeständnisses an Rechten und der damit 
einhergehenden Verbesserung der Lebens- und Arbeitssituation (vgl. Lena 2010: S. 7). Die 
Vision für Elke Welser von Lena wäre allerdings eine einheitliche Regelung auf Bundesebene 
(vgl. Interview 4: S. 13). 
6.5.1. Sexarbeit als eine legale Dienstleistung 
Lena verwendet ganz bewusst den Begriff der sexuellen Dienstleistungen, um zu betonen, 
dass es sich bei Sexarbeit um eine Form der Dienstleistung handelt. Es wird mit diesem 
Begriff auch darauf hingewiesen, dass die Angebote in diesem Sektor sehr heterogen sind 
(vgl. Interview 4: S. 6). Ob nun der Begriff Sexarbeit oder aber Sexdienstleistung, wichtig sei 
vor allem die Differenzierung von Kriminalität. Der Begriff "Prostitution" wird von Lena 
nicht (mehr) verwendet, da damit oftmals Zwangsprostitution oder aber auch 
Kinderprostitution verbunden wird und eine Differenzierung von diesen kriminellen 
Handlungen sei sowohl für die Situation von Sexarbeiter_innen, als auch für Betroffene von 
Menschenhandel bzw. sexuellem Missbrauch von Bedeutung (vgl. ebd.: S. 5). Lena nimmt 
somit auch ganz klar eine Differenzierung zwischen Frauenhandel und Sexarbeit vor, da die 
Bedürfnisse und Anliegen von Sexarbeiter_innen auch ganz andere sind als jene von 
Betroffenen von Frauenhandel (vgl. Interview 4: S. 5f.). 
Für Lena stellt somit die Verbindung von Sexarbeit und Kriminalität eine problematische 
Herangehensweise dar, die der Anerkennung von Rechten  und dem Schutz von 
Sexdienstleister_innen im Wege steht. Auch die Kriminalisierung von Sexarbeit selbst wird 
u.a. als ein zentrales Problem wahrgenommen. In diesem Kontext kritisiert Lena die 
(polizeiliche) Registrierungspflicht von Sexarbeiter_innen, da diese Maßnahme einerseits die 
Kriminalisierung von Sexarbeit stützte und andererseits Sexarbeiter_innen auch viktimisiere, 
da diese Registrierungspflicht vor allem von Seiten der Polizei, mit dem Schutz von 
Sexarbeiter_innen legitimiert werde. Sexarbeiter_innen werden dabei oft als Opfer von 
Gewalt wahrgenommen und dies verzerre in Summe, so Elke Welser, die Leiterin der 
Beratungsstelle, die realen Verhältnisse (vgl. Interview 4: S. 9f.). Insofern dürften auch 
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Kontrollen in Bordellen und Laufhäusern, die mit einem eigenen SDLG vorgesehen sind, 
auch nicht weiter gehen als in anderen Zweigen selbstständiger Tätigkeiten. Denn auch hier 
seien für Lena die Argumente für verschärfte Kontrollen zum Schutz der 
Sexdienstleister_innen nicht nachvollziehbar (vgl. ebd.: S. 9). Lena geht es um eine 
Gleichbehandlung der selbstständigen Erwerbsarbeit in der Sexarbeit mit anderen 
selbstständigen Tätigkeiten (vgl. Lena 2010: S. 5), somit werden einerseits die Registrierung 
von Sexarbeiter_innen, aber auch Kontrollen in einem verschärftem Ausmaß abgelehnt. 
Lena nimmt zudem weniger das "Problem" der Gewalt in der Sexarbeit wahr, sondern weist 
viel mehr auf die Gefahren der Ausbeutung und der Abhängigkeiten von Sexarbeiter_innen 
hin, die u.a. auf eine fehlende, rechtlich schützende Basis und fehlende Wahlmöglichkeiten 
im Hinblick auf die Arbeitsorte zurückzuführen ist (vgl. Interview 4: S. 2 und S. 8). Damit 
einher geht oftmals eine Scheinselbstständigkeit vieler Sexdienstleister_innen, vor allem 
wenn sie in Bordellen arbeiten. Wichtig seien daher die "Schaffung von mehr 
Wahlmöglichkeit[en], mehr Selbstständigkeit, Selbstbestimmtheit und einfach auch die 
Sichtweise zu entwickeln, dass der Betreiber, die Betreiberin eines Bordells oftmals in eine 
Funktion eines Dienstgebers genommen wird, der er faktisch gar nicht sein kann, gesetzlich 
gar nicht sein kann" (Interview 4: S. 2, Z 10ff.).  
Für Migrant_innen stelle sich die Situation häufig schwieriger dar, da ihre Wahlmöglichkeiten 
oftmals noch eingeschränkter seien und ein Arbeiten im Laufhaus z.B., vor allem für 
Migrant_innen, die noch nicht lange in Österreich sind, die Sprache noch nicht gut 
beherrschen und noch keine Kontakte aufgebaut haben, sehr hochschwellig in der 
Organisation sei und somit oftmals keine Möglichkeit. Auch der Zugang zum 
Wohnungsmarkt sei kein gleichberechtigter und somit leben viele migrantische 
Sexarbeiter_innen an ihrem Arbeitsplatz, d.h. direkt im Bordell oder in Wohnungen, die zum 
Club gehören (vgl. Interview 4: S. 4). 
6.5.2. Sexdienstleistung als selbstständige Erwerbstätigkeit 
Sexarbeit wird von Lena als selbstständige Erwerbstätigkeit gerahmt, die daher auch eine 
Gleichbehandlung mit anderen selbstständigen Tätigkeiten erfahren soll. In diesem Kontext 
werden allerdings einige problematische Rahmenbedingungen für Sexdienstleister_innen 
konstatiert, die dazu führen, dass es zu Ausbeutungs- und Abhängigkeitsverhältnissen in der 
Sexarbeit kommt.  
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Lena weist hier vor allem auf die Arbeitssituation in Bordellen hin, in denen oftmals 
Betreiber_innen eine Dienstgeber_innenfunktion übernehmen und ein wirklich 
selbstbestimmtes Arbeiten, so wie dies am Straßenstrich z.B. möglich wäre, oftmals gar nicht 
umgesetzt werden kann (vgl. Interview 4: S. 2 und S. 10). Daher werden auch Regelungen in 
der Regierungsvorlage, die den Betreiber_innen Macht zusprechen und Kontrollfunktionen 
geben stark kritisiert (vgl. Lena 2010: S. 4). Mit der geplanten Regelung, dass 
Betreiber_innen arbeitsrechtliche, aufenthaltsrechtliche und gesundheitsrechtliche 
Bestimmungen zur legalen selbstständigen Tätigkeit in der Sexarbeit kontrollieren sollen, 
übernehmen Betreiber_innen eine behördliche Funktion und der Druck auf und die 
Abhängigkeit der Sexdientleister_innen von Betreiber_innen werden dadurch erhöht (vgl. 
ebd.). Lena plädiert daher für die Schaffung von mehr Wahlmöglichkeiten und damit mehr 
legalen Arbeitsorten, um ein selbstbestimmtes und tatsächlich selbstständiges Arbeiten für 
Sexdienstleister_innen zu ermöglichen.  
"Legale Arbeitsorte sind eine Notwendigkeit, um Sexdienstleister_innen Rechte, 
Selbstbestimmung und Schutz vor Ausbeutung zukommen zu lassen. Nicht nur die 
Wahlmöglichkeit zwischen den möglichen legalen Örtlichkeiten sorgt für mehr 
Unabhängigkeit und Selbstbestimmung - auch die dadurch zu erwartende 
Wahlmöglichkeit zwischen BetreiberInnen, kann unterschiedliche 
Arbeitsbedingungen gewährleisten und der Monopolstellung unter den 
BetreiberInnen entgegenwirken" (Lena 2010: S. 3).  
Insofern spricht sich Lena für die Wohnungsprostitution aus, da diese auch den enorm hohen 
Mieten in Laufhäusern entgegenwirken könne (vgl. ebd.). Lena begrüßt die Möglichkeit für 
Sexarbeiter_innen Hausbesuchen zu machen und würde auch die Möglichkeit für 
Sexdienstleister_innen Outdoor zu arbeiten unterstützen. Die Arbeit am Straßenstrich müsse 
für Sexarbeiter_innen jedoch bestimmte Rahmenbedingungen bieten, um ein sicheres und 
hygienisches Arbeiten zu ermöglichen (vgl. Interview 4: S. 10f.). Ein Mehr an legalen 
Arbeitsorten und Möglichkeiten, so die Positionierung von Lena, bedeutet ein Mehr an 
Selbstbestimmtheit in der Sexarbeit und Schutz vor Ausbeutung. 
Wichtig im Hinblick auf den Schutz vor Ausbeutung seien aber auch 
Arbeitsplatzbestimmungen, die mit dem kommenden Gesetz eingeführt werden sollen, denn 
"[a]uch da sprechen wir von Rechten und Schutz" (ebd.: S. 2, Z 33). In diesem Kontext wird 
das Verbot von unsafe-Sex-Werbung und die Bestimmung, dass Betreiber_innen gratis 
Präventionsmaterial zur Verfügung stellen müssen, begrüßt, da dies den_die 
Sexdienstleister_in unterstütze (vgl. ebd.: S. 7 und S. 8). Aber auch die geplanten 
Hygienemindeststandards für Bordelle und Laufhäuser werden von Lena als positiv für die 
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Arbeitsbedingungen gesehen. Grundsätzlich werden Arbeitsplatzbestimmungen befürwortet, 
sofern diese eine tatsächliche Verbesserung der Arbeitsbedingungen nach sich ziehen (vgl. 
Lena 2010: S. 4). Mit der Festlegung anhand des vorliegenden Gesetzestextes, dass von 
Gemeinden oder Städten die Bewilligung eines Bordells zu erteilen ist, wenn die geplanten 
Mindeststandards erfüllt werden, wird auch die Schaffung von legalen Arbeitsorten garantiert 
(vgl. Interview 4: S. 7).  
Lena problematisiert somit das Problem der Scheinselbstständigkeit, die Gefahr der 
Ausbeutung und die Abhängigkeit von Betreiber_innen und nicht etwa das "Problem der 
Zuhälterei" und/oder der Betroffenheit von Gewalt. Denn die Vorstellung, dass jede 
Sexarbeiterin einen Zuhälter an ihrer Seite habe oder aber von Gewalt betroffen sei, sei 
vielmehr ein Klischee als dass dies den realen Verhältnisse entsprechen würde (vgl. ebd.: S. 
15). Außerdem müsse das Konzept der "Zuhälterei" selbst differenziert und hinterfragt 
werden, da nicht jeder Mann an der Seite einer Sexarbeiterin ein "Zuhälter" sein muss (vgl. 
ebd.). 
6.5.3. Stigmatisierung und gesellschaftliche Doppelmoral 
Kritisiert wird von Lena die gesellschaftliche Doppelmoral, die viele Sexdienstleister_innen 
zu einem Doppelleben zwinge, da sie sich selbst und ihre Familien vor Stigmatisierung 
schützen wollen (vgl. Interview 4: S. 3). Lena betont in diesem Kontext, dass es sich bei 
Sexarbeit um eine legale Tätigkeit handelt, für die Sexarbeiter_innen auch Steuern zahlen 
müssen, dass jedoch aufgrund Diskriminierungserfahrungen viele nicht dazu stehen können 
und wollen (vgl. ebd.: S. 3f.). Problematisch in diesem Zusammenhang seien hier Stereotype, 
Vorurteile und Klischeebilder von Sexarbeiter_innen und Sexarbeit (vgl. ebd. S. 3.). U.a. 
durch öffentliche Veranstaltungen versucht Lena diese problematischen gesellschaftlichen 
Blicke auf Sexarbeit zu verändern. Lena will also auch Raum für Reflexion und Diskussion 
bieten, damit Vorurteile und Klischeebilder fallen können (vgl. ebd.: S. 16).  
Aber auch die wöchentlichen Kontrolluntersuchungen werden als stigmatisierend für 
Sexarbeiter_innen wahrgenommen, denn es werde ein Bild von Sexarbeiter_innen als 
Überträger_innen von sexuell übertragbaren Krankheiten vermittelt (vgl. Interview 4: S. 11). 
Kritisiert wird auch die "Sonderbehandlung" von Sexdienstleister_innen in diesem Kontext, 
da  in keiner anderen Berufsgruppe, die Pflichtuntersuchungen zugeordnet wird, die 
vorgeschriebenen Untersuchungen kostenpflichtig sind. Die Stigmatisierung liege aber auch 
darin, dass man hier Sexdienstleistung ganz klar unterscheide von anderen vergleichbaren 
- 114 - 
 
Berufsgruppen, da es sonst in keinem Bereich  "Zwangstestungen" auf HIV und Syphilis gibt 
(Interview 4: S. 11, Z 29ff.). 
Für das Thema Gesundheit und Prävention seien zudem zwei Akteur_innen verantwortlich 
und nicht bloß Sexdienstleister_innen. Die Erfahrung von Lena zeigt, dass Sexarbeiter_innen 
sogar aufgrund der Kontrolluntersuchungen unter Druck geraten, da viele Kund_innen davon 
ausgehen, dass die Untersuchungen garantieren, dass ein_e Sexarbeiter_in völlig gesund sei 
und gerade deshalb unsafe-Sex-Praktiken einfordern (vgl. ebd.: S. 11). Wichtig sei hier eine 
Aufklärung der Kund_innen, damit der Druck auf Sexarbeiter_innen geringer werde (vgl. 
ebd.: S. 12). "Freierkampagnen" zur Aufklärung sollten laut Elke Welser von Lena 
großflächig angelegt sein, "weil die Kunden sind überall" (Interview 4: S. 13, Z 9). Auch eine 
verstärkte Zusammenarbeit mit der AIDS-Hilfe wird als sinnvoll erachtet, die auch als 
Ansprechpartnerin für Kunden fungieren könnte (vgl. ebd.: S. 13). 
6.5.4. Problemdefinitionen und Problemlösungen bei Lena 
Die zentralen Problemlagen, die von der Beratungsstelle Lena wahrgenommen werden, sind 
einerseits die Abhängigkeit der Sexarbeiter_innen von Betreiber_innen und somit auch die 
Betroffenheit von Scheinselbstständigkeit und andererseits die Kriminalisierung, 
Diskriminierung und Stigmatisierung der Tätigkeit (vgl. ebd. S. 2, S. 8 und S. 11). 
Die zentrale Problemlösungsstrategie ist für Lena daher die völlige Gleichstellung von 
Sexarbeit mit anderen selbstständigen Tätigkeiten und die Schaffung von mehr legalen 
Arbeitsorten und somit Wahlmöglichkeiten für Sexarbeiter_innen, um somit ein 
selbstständigeres und selbstbestimmteres Arbeiten möglich zu machen (vgl. Lena 2010). Da 
die Betroffenheit von Gewalt und Zuhälterei nicht als zentrale Probleme definiert werden, 
werden auch keine speziellen Kontrollen im Hinblick auf den Sexarbeitssektor gefordert. Das 
Problem für Lena ist die Stigmatisierung und die Diskriminierung der Tätigkeit und die 
Kriminalisierung von Sexarbeit, die einer Anerkennung von Rechten im Wege steht. Spezielle 
Kontrollen im Hinblick auf Sexarbeit, aber auch die Registrierungspflicht und verpflichtenden 
Kontrolluntersuchungen werden als solch kriminalisierende, diskriminierende und 
stigmatisierende Elemente wahrgenommen und nicht als Schutzmaßnahmen für 
Sexarbeiter_innen. Zudem vermittle der Schutzgedanke, dass Sexarbeiter_innen Opfer von 
z.B. Gewalt seien und viktimisiere so Sexarbeiter_innen (vgl. ebd. S. 10).  
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6.6. Die frames der Migrantinnen-Selbstorganisation maiz 
maiz begrüßt die Herausnahme der Regelungen zu Sexarbeit aus dem PolStG insofern, als 
dass eine kriminalisierende Komponente wegfalle (vgl. Interview 5: S. 3). Der Verein sieht 
die aktuell vorliegende Regierungsvorlage aber nicht als eine wesentliche Maßnahme zur 
Verbesserung der Lebens- und Arbeitsbedingungen von Sexarbeiter_innen. Es seien eher 
"kosmetische" Veränderungen, die mit der Regierungsvorlage geplant sind, die jedoch keine 
weitreichende Verbesserung für Sexarbeiter_innen nach sich ziehen werden (vgl. Interview 5: 
S. 13). Viel wichtiger wären Änderungen auf Bundesebene, wie die Abschaffung der 
Sittenwidrigkeit und die der Registrierungspflicht und der obligatorischen 
Kontrolluntersuchungen. Aber auch Entschärfungen des Fremdenrechts wären aus der 
Perspektive des Vereins notwendig, da die Ebene der Migrationspolitik die 
Arbeitsbedingungen von Migrant_innen in der Sexarbeit entscheidend mitbestimme (vgl. 
ebd.: S. 6). 
maiz setzt sich für eine vollständige Legalisierung von Sexarbeit ein, die eine tatsächliche 
Gleichstellung mit anderen selbstständigen Tätigkeiten erfahren soll (vgl. Interview 5: S. 3 
und S. 15). Sexarbeit soll somit keinen Sonderregelungen unterliegen (vgl. ebd.) und auch 
nicht verschärft kontrolliert werden. Kontrolliert werden sollen auch nicht Sexarbeiter_innen, 
sondern die Lokale und Betreiber_innen und somit die Einhaltung wichtiger Mindeststandards 
(vgl. ebd.: S. 14). Problematisiert wird in diesem Zusammenhang auch die Monopolstellung 
von einigen wenigen Betreiber_innen in Oberösterreich, denen oftmals mehrere Lokale 
gehören. Dieser Umstand begünstige ein ungleiches Machtverhältnis zwischen 
Sexarbeiter_innen und Betreiber_innen. Sexarbeiter_innen haben zudem kaum 
Wahlmöglichkeiten, die Arbeitsorte betreffend. Dies gebe Betreiber_innen wiederum mehr 
Macht, da Sexarbeiter_innen auf diese angewiesen seien (vgl. ebd.: S. 13f.). 
6.6.1. Sexarbeits-frame 
Sexarbeit wird von maiz als Arbeit gerahmt und gefordert werden entsprechende 
Arbeitsrechte. Die Reglementierung, die mit dem kommenden Gesetz fort geschrieben werde, 
sei insofern nicht zufriedenstellend, da sie ein "Dazwischen" darstelle und keine völlige 
Legalisierung. "[Sexarbeit] ist nicht verboten, [sie] ist aber sehr reglementiert, es ist sehr 
kontrolliert und für die Behörden ist es wichtig, dass es kontrollierbar ist" (Interview 5: S. 3, 
Z 18ff.). maiz kritisiert somit auch in diesem Zusammenhang die aktuelle Regierungsvorlage, 
da sehr stark bezweifelt wird, dass die geplanten Kontrollen dem Schutz der 
Sexarbeiter_innen dienen (vgl. ebd.: S. 13f.). Auch die Institution der Polizei wird als 
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problematisch betrachtet, da sie einerseits auch rassistisch agiere, andererseits die Erfahrung 
von maiz zeige, dass Migrant_innen in der Sexarbeit durch Polizeikontrollen eben nicht 
geschützt werden, sondern, dass sie oftmals, auch bei nicht-bewusstem Fehlverhalten, einfach 
bestraft werden (vgl. Interview 5: S. 14). Sexarbeiter_innen, so die Position von maiz, 
brauchen keinen Schutz durch Kontrollen, sondern Rechte, die sie und ihre Position stärken 
(vgl. Interview 5: S. 6). 
maiz verwendet den Begriff  Sexarbeit, da der Arbeitsbegriff den Aspekt der Arbeitsrechte 
stärker betone (vgl. Interview 5: S. 10). Als Probleme werden daher u.a. die Kriminalisierung, 
die Diskriminierung und Stigmatisierung von Sexarbeiter_innen wahrgenommen. Gefordert 
wird von maiz daher auch die Abschaffung der Registrierungspflicht, da diese 
Sexarbeiter_innen u.a. kriminalisiere und eine Sonderregelung darstelle. Auch hier gehe es 
bloß um Kontrolle und auch verpflichtende Kontrolluntersuchungen seien ein 
Kontrollinstrument und werden nicht als Gesundheitsschutz für Sexarbeiter_innen 
wahrgenommen. Sie diskriminieren und stigmatisieren Sexarbeiter_innen, da diese als 
gesundheitliche Gefahr wahrgenommen werden (vgl. ebd.: S. 15). Auf Bundesebene wird 
daher auch die Abschaffung der Kontrolluntersuchungen gefordert und die der 
Sittenwidrigkeit, um eine völlige Legalisierung von Sexarbeit zu ermöglichen (vgl. ebd.: S. 
3).  
Eine weitere konkrete Maßnahme zur Verbesserung der Arbeitsbedingungen sei laut Luzenir 
Caixeta eine qualifizierte Einstiegsberatung in verschiedenen Sprachen, damit 
Sexarbeiter_innen auch gut informiert werden. Wichtig sei auch, dass Sexarbeiter_innen 
selbst bestimmen können, wo und wie sie arbeiten möchten. Es sollten daher alle 
Möglichkeiten in Bezug auf die Arbeitsorte ermöglicht werden. Ob Hausbesuche, Wohnungs- 
oder Straßensexarbeit, je mehr Möglichkeiten, um so geringer auch die Abhängigkeit von 
Betreiber_innen, die Sexarbeiter_innen oftmals unter Druck setzen, auch ausbeuten und hohe 
Mieten bzw. Abgaben verlangen können und auch tun (vgl. Interview 5: S. 13f.). Gewalt, die 
von Kund_innen ausgeht ist für maiz insofern kein Gegenargument, da nur sehr selten von 
Sexarbeiter_innen berichtet werde, dass Kunden gewalttätig werden. Sexarbeiter_innen seien 
viel mehr von struktureller und institutioneller Gewalt betroffen (vgl. ebd.: S. 11). Kunden 
hätten nur deswegen Macht, weil Sexarbeiter_innen stigmatisiert werden und kaum Rechte 
haben (vgl. ebd.). 
Zentral sei daher auch die Anerkennung von (Arbeits-)Rechten, da diese zu einer Stärkung 
der Sexarbeiter_innen auch gegenüber Kund_innen führe und zudem Selbstorganisierung 
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erleichtern würde. Gäbe es eine Selbstorganisation, dann könnten Sexarbeiter_innen, die 
einsteigen und eine Erstberatung bekommen, auch von dieser Möglichkeit des Engagements 
und der Interessensvertretung erfahren und Mitglied werden (vgl. Interview 5: S. 12f.). Eine 
Sexarbeiter_innen-Selbstorganisation wäre für Caixeta wünschenswert, da maiz lediglich eine 
Repräsentationsfunktion übernehmen könne und gerade im Hinblick auf Lobbyarbeit dies 
auch als problemtisch gesehen wird (vgl. Interview 5: S. 3f.). Die Hürden, die einer 
Selbstorganisierung im Wege stehen seien laut Caixeta auf verschiedenen Ebenen 
anzusiedeln. Einerseits ist es die Mobilität der Frauen und eine Nicht-Identifikation mit der 
Tätigkeit, die lediglich als eine vorübergehende Erwerbsarbeit gesehen wird. Aber auch 
aufgrund der Stigmatisierung der Tätigkeit, würden sich viele nicht mit dem Job identifizieren 
und somit nicht an einer Organisierung interessiert sein. Andererseits führt Caixeta die nicht-
existente Selbstorganisation aber auch auf eine fehlende "Tradition" von 
Arbeiter_innenkämpfen hier in Österreich zurück (vgl. ebd.: S. 4). 
Eine Entstigmatisierung ist für die  migrantische Selbstorganisation jedoch nicht nur auf 
rechtlicher, sondern auch auf diskursiver Ebene notwendig. In diesem Kontext wäre eine 
Entdämonisierung der Kunden wichtig und ein positiver Zugang zu Sexualität, der 
verschiedene sexuelle Erfahrungen und Vorlieben zulasse (vgl. ebd.: S. 10). Aber auch eine 
verstärkte Thematisierung der Sexualassistenz könne zu einer Entstigmatisierung der 
Sexarbeit beitragen. Einerseits, weil hier die moralistische Sichtweise kaum zum Tragen 
komme, andererseits aber auch weil hier ein zentraler Zusammenhang von Sexarbeit zu 
Pflege- und Fürsorgearbeit klar werde, den maiz auch stark thematisiert und aufzeigen will 
(vgl. ebd.: S. 8). 
In diesem Kontext erscheint Caixeta Luzenir auch der Begriff der sexuellen Dienstleistungen 
adäquat, da mit dem Begriff der Dienstleistung ein Zusammenhang zu anderen Tätigkeiten im 
Dienstleistungssektor hergestellt werden könne. Sexarbeit wird dabei verortet in einem 
prekarisierten und informellen Dienstleistungssektor, in dem vor allem Migrant_innen sehr 
stark vertreten sind. 
6.6.2.Sexarbeit als care-Tätigkeit im Rahmen von Frauenarbeitsmigration 
Caixeta betont, dass Sexarbeit in eine Reihe mit anderen care-Tätigkeiten zu stellen sei und 
hier eine Hierarchisierung zwischen verschiedenen Tätigkeiten nicht sinnvoll sei. Wichtig sei  
zwischen verschiedenen care-Arbeiten, die vor allem Migrant_innen erbringen, Parallelen 
aufzuzeigen, um eine gemeinsame Organisierung für den Kampf um Arbeitsrechte zu 
ermöglichen. Ob im Pflegebereich (auch in Privathaushalten), in der Reinigungsbranche, die 
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Arbeit als Au-Pair oder aber Sexarbeit, all dies seien prekarisierte Tätigkeiten, die meist im 
informellen Sektor angesiedelt sind und unter Bedingungen stattfinden, die kaum Rechte 
garantieren und somit Ausbeutung fördern (vgl. Caixeta 2005b und Interview 5: S. 7f.). Die 
Prekarisierung der Sexarbeit werde durch die Stigmatisierung nochmals verschärft (vgl. 
Caixeta 2005b und 2006). Ein Aufzeigen der Gemeinsamkeiten zwischen all den 
verschiedenen Fürsorgearbeiten könne dieser Stigmatisierung entgegen wirken (vgl. Interview 
5: S. 7).  
Sexarbeit wird somit verortet im Kontext  stark ethnisierter und feminisierter Arbeitsbereiche. 
Sie wird daher auch nicht isoliert von gesetzlichen Bestimmungen wahrgenommen. Denn die 
Zuschreibung von Haus-, Pflege und Sexarbeit passiere nicht nur auf gesellschaftlicher, 
sondern eben auch auf gesetzlicher Ebene (vgl. Caixeta 2005a und Interview 5: S. 9). Caixeta 
betont in diesem Zusammenhang vor allem die Nachfrage in den Zielländern nach 
bestimmten Arbeitskräften, die zwar nach außen hin geleugnet werde, damit eine restriktive 
Migrationspolitik legitimiert werden kann, die de facto aber eine zentrale Voraussetzung für 
Migration darstelle (vgl. Interview 5: S. 9). Trotz der Nachfrage nach bestimmten 
Arbeitskräften sei die Gesetzgebung im Hinblick auf Migration eine sehr restriktive und 
garantiere Migrant_innen kaum Rechte, vor allem in jenen Arbeitsbereichen, in denen die 
Nachfrage besonders hoch sei. Der Staat könne somit soziale Leistungen abbauen und auf 
Kosten von Migrant_innen-Arbeit sparen, da diesen oft keine Arbeitsrechte garantiert werden. 
Die fehlenden Rechte wiederum bringe eine verstärkte Gefahr der Ausbeutung mit sich (vgl. 
ebd.). "[D]ie Nichtanerkennung von ihren Arbeitsrechten bedeutet für den Staat hier eine 
enorme Ersparnis [von] Kosten und das ist eine Politik, die nicht so nach außen getragen 
wird, aber es ist eindeutig so" (Interview 5: S. 9, Z 40ff.).  
Sexarbeit wird also im Kontext reproduktiver, "klassischer Frauenerwerbsarbeiten" gesehen, 
die gesellschaftlich niedrig bewertet und schlecht entlohnt werden und in Europa vor allem 
von Migrant_innen erbracht werden (vgl. ebd.: S. 8). Sexarbeit stellt in diesem 
Zusammenhang jedoch einen Bereich unter all den care-Tätigkeiten dar, in dem als Migrantin 
sehr gut verdient werden kann (vgl. Caixeta 2005b). 
Auch das Fremdenrecht wird von maiz als ein zentraler Faktor wahrgenommen, der die 
Arbeitsbedingungen, nicht nur in der Sexarbeit, stark mitbestimmt. Vor allem ein prekärer 
Aufenthaltsstatus begünstige Abhängigkeiten und die Ausbeutung von Migrant_innen in der 
Sexarbeit. Caixeta konstatiert, dass sich vor allem für jene EU-Bürger_innen aus den Ländern 
der Erweiterungsrunde von 2004 die Situation verbessert habe, da deren Aufenthaltstitel 
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garantiert ist. Mit der Abschaffung des Titels "Selbstständig ohne Niederlassung" (siehe 
Kapitel 2.1.6.) wurden für Nicht-EU-Bürger_innen legale Möglichkeiten in der Sexarbeit tätig 
zu sein, zwar sehr stark eingeschränkt, jedoch bedeutete dieser Titel auch eine große 
Abhängigkeit von Betreiber_innen. Im Fall von Migrant_innen aus den "neuen" EU-Ländern 
war zu beobachten, dass ein sicherer Aufenthaltsstatus eine Stärkung ihrer Position in der 
Sexarbeit und einen größeren Verhandlungsspielraum für sie brachte, da keine so starke 
Abhängigkeit mehr von Betreiber_innen gegeben war. Rumän_innen und Bulgar_innen 
hingegen können insofern noch leichter unter Druck gesetzt werden, da sie noch nicht so viele 
Rechte haben, vor allem den Zugang zum Arbeitsmarkt betreffend. Auch aktuelle 
Erfahrungen des Vereins in der Zusammenarbeit mit Sexarbeiter_innen aus diesen beiden 
neuen EU-Ländern würden somit zeigen, dass sich fehlende Rechte prekär auf die Situation 
von migrantischen Sexarbeiter_innen auswirken (vgl. Interview 5: S. 5ff.). 
6.6.3. Sexarbeit als eine Strategie der Selbstermächtigung 
Trotz einer restriktiven Migrationspolitik und eines rassistisch und sexistisch segmentierten 
Arbeitsmarktes und somit eines Verweises von Migrant_innen in bestimmte Arbeitsbereiche, 
werden Migrant_innen als selbstbestimmte Subjekte anerkannt und nicht als Opfer, 
beispielsweise von Strukturen, wahrgenommen. Sexarbeit, oder aber auch die Arbeit in 
anderen prekarisierten Bereichen bzw. Migration selbst müssen als eine Strategie der 
Selbstermächtigung anerkannt werden und können eine Form des "Mikro-Widerstandes" sein 
(vgl. Caixeta 2005a). maiz positioniert sich somit ganz klar gegen eine vorherrschende 
Opferperspektive. "Frauen, die sich entschlossen haben, zu migrieren, entsprechen nicht den 
traditionellen Klischeevorstellungen des 'erniedrigten, abhängigen, exotischen und passiven 
Opfers', sondern sie sind mutig, pragmatisch, schlau, utopisch [...] Migrantinnen in der 
Sexarbeit können also anders gesehen werden: als mutige Frauen, die innerhalb ihres 
Kontextes von Ungleichheit und struktureller Diskriminierung gezwungen sind, nach neuen 
Strategien im Überlebenskampf für sich und ihre Familien zu suchen" (Caixeta 2004: S. 170). 
Sexarbeit wird somit im Kontext von Frauenarbeitsmigration gesehen und ist Teil einer 
"Globalisierung von unten" (Caixeta 2005a).  
6.6.4. Differenzierung von "Frauenhandel" 
maiz nimmt auch eine "strategische Distanzierung" zur Thematik des Frauenhandels ein (vgl. 
Hamen 2010). Das Konzept des Frauenhandels, das Frauen als gehandelt und somit wiederum 
als hilflose, ungebildete und abhängige Opfer wahrnimmt, wird als ein soziales Konstrukt 
entlarvt, welches der Legitimierung einer Anti-Migrations- und einer Anti-Prostitutionspolitik 
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dient (vgl. Caixeta 2005a). Eine Entkopplung von Sexarbeit und Frauenhandel sei u.a 
deswegen zentral, da eine Verbindung mit dem Phänomen Frauenhandel oftmals die Rechte 
von Migrant_innen und Sexarbeiter_innen einschränkt bzw. eine Anerkennung von Rechten 
verhindere. Wahrgenommen wird von maiz nicht Frauenhandel als ein Problem, sondern die 
restriktive Migrationspolitik, die genau solche Phänomene begünstige (vgl. Interview 5: S. 7). 
"Frauenhandel" wird als ein Arbeitsproblem wahrgenommen (vgl. Caixeta 2005a) und nicht 
als per se mit Sexarbeit verbunden gesehen. Das Konzept Frauenhandel wird verstanden "als 
Konsequenz der historisch gewachsenen Ungleichheiten zwischen Nord-Süd, der 
Globalisierung des Kapitals und der Märkte, der Abriegelung der Grenzen, von 
(Sex)Tourismus und globalem Sexmarkt, etc." (Caixeta 2005a). Die Nachfrage in den 
Zielländern nach bestimmten Arbeitskräften sei groß und existent, die Migrationspolitik 
jedoch restriktiv, "[w]enn es um das Thema Frauenhandel geht, sind alle Bedingungen da, 
dass so etwas passiert. Weil ein legaler Weg ist so gut wie unmöglich [vor allem für Nicht-
EU-Bürger_innen zu immigrieren, Anm. M.H]. Das ist wirkliche ein tolles Terrain, das so 
etwas entstehen kann" (Interview 5: S. 7, Z 12ff.). maiz bettet zwar das Phänomen 
Frauenhandel in den Kontext der Frauenarbeitsmigration ein, jedoch sei auch hier eine 
Entkopplung notwendig, da die Rechte von Migrant_innen im Zentrum stehen sollten (vgl. 
Hamen 2010: S. 19). "Frauenhandel" stellt für viele eine Migrationshilfe dar, auch wenn nicht 
geleugnet wird, dass es durchaus Betroffene gibt, die Unterstützung brauchen. Zentral und 
relevant sei hier aber die Perspektive der Frauen selbst (vgl. ebd.: S. 17f). 
6.6.5. Problemdiagnosen und Problemprognosen bei maiz 
Die Migrant_innen-Selbstorganisation nimmt im Zusammenhang mit Sexarbeit die 
Kriminalisierung, die Diskriminierung und auch die Stigmatisierung als wesentliche Probleme 
wahr. Es werden vor allem fehlende Arbeitsrechte und die strukturelle und institutionelle 
Gewalt betont von denen Sexarbeiter_innen betroffen sind. Als ein zentrales Problem wird 
aber auch die Sittenwidrigkeit der Sexarbeit gesehen, da diese eine völlige Legalisierung der 
Tätigkeit verhindere. Für Migrant_innen in der Sexarbeit stelle sich die Situation aufgrund 
einer restriktiven Migrationspolitik oftmals noch prekärer dar, da ihnen durch eine rassistische 
Politik Rechte und oftmals auch ein sicherer Aufenthaltsstatus verwehrt bleiben. Auch die 
Verbindung von Sexarbeit mit Frauenhandel wird als ein zentrales Problem wahrgenommen, 
da der Frauenhandels-frame von Sexarbeit einer Anerkennung von Sexarbeit als Arbeit und 
somit einem Zugeständnis von Rechten im Wege stehe, aber auch eine restriktive 
Migrationspolitik nach sich ziehe. 
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Es braucht laut maiz somit Arbeitsrechte, aber auch Rechte für Migrant_innen, um 
(migrantische) Sexarbeiter_innen zu stärken. In diesem Kontext sei es auch wichtig 
Migrant_innenarbeit anzuerkennen und Rechte für oftmals prekäre Tätigkeiten im informellen 
Dienstleistungssektor zu garantieren. Restriktive Regelungen, aber auch eine 
Reglementierung von Sexarbeit, die einen starken Kontrollcharakter aufweist, werden 
abgelehnt, da es nicht darum gehe, Sexabeiter_innen vor Zuhältern oder gewalttätigen 
Kund_innen zu schützen, sondern die strukturelle und rechtliche Benachteiligung von 
Sexarbeiter_innen zu beseitigen. Nur Rechte können die Position von Sexarbeiter_innen 
stärken und somit Ausbeutung, u.a. durch Betreiber_innen, vorbeugen. Eine völlige 
Legalisierung müsse auch Wahlmöglichkeiten für Sexarbeiter_innen offen lassen um ein 
selbstbestimmtes Arbeiten zu ermöglichen 
maiz nimmt als einzige Akteurin ein sehr breites framing von Sexarbeit vor und verortet 
Sexarbeit im globalen Kontext der Frauenarbeitsmigration. Migrant_innen in der Sexarbeit 
werden aber nicht als Opfer ungleicher, patriarchaler Strukturen wahrgenommen, sondern als 
handelnde Subjekte, für die Sexarbeit auch eine Selbstermächtigungsstrategie sein kann und 
ökonomische Unabhängigkeit bedeuten kann. Eine klare Trennung erfolgt u.a. deswegen auch 
vom Konzept des Frauenhandels. Das Problem ist für maiz die restriktive Migrationspolitik 
und fehlende Rechte für Sexarbeiter_innen. Eine Thematisierung des "Problems 
Frauenhandel" würde eine Verschärfung für die Situation von Migrant_innen und 
Sexarbeiter_innen nach sich ziehen. Zudem sei "Frauenhandel" ein soziales Konstrukt und 
blende seine eigenen strukturellen Bedingungen aus (vgl. Caixeta 2005a). 
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7.  Zusammenfassung der Ergebnisse 
Hält man sich die zentralen frames der jeweiligen Akteur_innen vor Augen, so entsteht ein 
Bild, in dem sich bestimmte frames diametral gegenüberstehen. Verallgemeinernd kann 
festgehalten werden, dass vor allem Vertreter_innen der politischen Parteien frames 
anwenden, die Sexarbeit als einen zu kontrollierenden Bereich darstellen, während die beiden 
NGOs maiz und Lena versuchen diese frames aufzulösen, da eine Entdiskriminierung, 
Entstigmatisierung und Entkriminalisierung gefordert wird. 
Die Kontrolle des Sexarbeitssektors wird somit vor allem von den Vertreter_innen der 
politischen Parteien in der Debatte über ein Sexualdienstleistungsgesetz gefordert. Die FPÖ 
und auch die ÖVP, stellen diese Forderungen besonders stark in den Vordergrund. Die 
Kontrollen werden u.a. von diesen beiden Akteur_innen vor allem mit dem Schutz der 
Sexarbeiter_innen begründet, da diese oftmals von Zwang und Ausbeutung betroffen seien. 
Sexarbeit wird sowohl von der FPÖ, der ÖVP, der SPÖ als auch von den Grünen mit Zwang, 
Gewalt und Frauenhandel verbunden. Der Zwangsprostitutions- und der Frauenhandels-frame 
können somit im Hinblick auf die Vertreter_innen der politischen Parteien als dominante 
frames ausgemacht werden. Die SPÖ, die ÖVP und die FPÖ verbinden mit Sexarbeit zudem 
das Problem der "Illegalität", also einen nicht-registrierten Bereich am Sexarbeitsmarkt, der 
auch als eine Bedrohung für die öffentliche Gesundheit wahrgenommen wird.  
Sexarbeiter_innen werden von allen vier Akteur_innen der politischen Parteien eher als 
Opfer, denn als selbstbestimmte Subjekte gesehen. Entweder sind sie Opfer von 
ökonomischen und patriarchalen Strukturen, oder aber Opfer von Zwang und Frauenhandel. 
Somit kann der Opfer-frame als ein weiterer zentraler Deutungsrahmen in der Debatte 
ausgemacht werden. Auch die Verbindung von Sexarbeit mit dem Problem der "Zuhälterei" 
konstruiert Sexarbeiter_innen als Opfer von individualisierter Gewalt.  
maiz, aber auch Lena, kritisieren diese vorherrschenden Opfer- und Gewalt-frames und auch 
den Kriminalitäts-frame, da diese einerseits strukturelle und staatliche Bedingungen für 
Ausbeutung und Abhängigkeiten ausblenden und Sexarbeiter_innen wiederum stigmatisieren. 
Sexarbeit wird von den beiden NGOs als Arbeit und Dienstleistung gerahmt. Aber auch die 
SPÖ und die Grünen wenden den Dienstleistungs-frame an, u.a. um eine Enttabuisierung der 
Tätigkeit zu erreichen.  
Vor allem maiz nimmt ein sehr breites framing vor und ist die einzige Akteurin, die die 
Situation von Migrant_innen adäquat und umfassend in den Blick nimmt. Sexarbeit wird in 
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den Kontext von Frauenarbeitsmigration eingebettet und dominante frames, vor allem die 
Wahrnehmung von migrantischen Sexarbeiter_innen betreffend, werden in diesem 
Zusammenhang herausgefordert. maiz geht es dabei um eine Redefinition der Debatten über 
Sexarbeit, Sexindustrie, Frauenhandel und Migration und um eine radikale Kritik an den 
gegenwärtig vorherrschenden frames. Thematisiert wird nicht die organisierte Kriminalität, 
oder Zwangsprostitution, sondern im Zentrum stehen die Rechte von Sexarbeiter_innen und 
von Migrant_innen. In diesem Sinne versucht maiz den Fokus radikal zu verschieben bzw. die 
vorherrschenden misframings zu reframen (Snow/Rochford u.a. 1986: S. 473f, zit. n. Hamen 
2010: S. 20).  
maiz, aber auch Lena stellen sich somit einer Wahrnehmung von Sexarbeit, die mit Gewalt 
und Kriminalität assoziiert wird  und einer Wahrnehmung von Sexarbeiter_innen als Opfer 
entgegen und verorten Probleme für schlechte Arbeits- und Lebensbedingungen von 
(migrantischen) Sexarbeiter_innen vor allem auf rechtlicher und gesellschaftlicher Ebene.  
Im Hinblick auf die Beurteilung der vorliegenden Regierungsvorlage durch die Akteur_innen 
wird deutlich, dass die  unterschiedlichen frames von Sexarbeit verschiedene 
Positionierungen zum geplanten Gesetz nach sich ziehen. Für maiz stellt der Gesetzestext eine 
unzureichende Verbesserung der Arbeitssituation dar, auch wenn dieser ein Schritt in 
Richtung Entkriminalisierung darstelle. Auch für Lena ist es lediglich ein Schritt in die 
richtige Richtung und drückt zumindest eine Haltung aus. Die FPÖ befürwortet ein eigenes 
Gesetz aufgrund der Ausweitung von Kontrollmöglichkeiten und auch für die SPÖ kann ein 
Gesetz, das Kontrollmöglichkeiten schafft, dem Schutz von Sexdienstleister_innen. Zugleich 
bedeutet für die SPÖ dieses Gesetz aber auch einen Schritt in Richtung Anerkennung als 
Dienstleistung. Für die ÖVP, die ebenfalls einen sehr stark regulatorischen Zugang verfolgt, 
scheint Kontrolle ausreichend zu sein und daher ein eigenes Gesetz nicht zwingend 
notwendig. 
maiz und Lena konnten mit ihren Stellungnahmen zum letzten Begutachtungsentwurf vom 
August 2010 wichtige Veränderungen für die aktuelle Regierungsvorlage vom Mai 2011 
erzielen. Es konnten z.B. Regelungen verhindert werden, die ein Abdrängen von Sexarbeit in 
die Illegalität bedeutet hätten, aber auch Begrifflichkeiten haben sich geändert. So könnte man 
festhalten, dass sich der Dienstleistungs-frame zumindest auf begrifflicher Ebene durchgesetzt 
hat. Aber auch wenn nun von Sexualdienstleistungen die Rede ist, zielt die Regierungsvorlage 
vordergründig auf die Ausweitung der behördlichen und polizeilichen Kontrollmöglichkeiten 
ab. Die Vorstellung, dass der Sexarbeitssektor kontrolliert werden müsse, dominiert vor allem 
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bei Vertreter_innen der politischen Parteien, die diese Forderung auch stark in die Debatte 
über ein eigenes Gesetz einbringen. Der Schutz von Sexdienstleister_innen könnte in diesem 
Zusammenhang auch als ein strategisches framing bestimmt werden. Da der Schutzgedanke 
bzw. der damit verbundene Opfer-frame auch dazu dient, Kontrollen zu legitimieren, die 
eigentlich der Bekämpfung des "illegalen" Sexarbeitssektors dienen sollen.  
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8. Resümee 
Die bei den Vertreter_innen der politischen Parteien vorherrschende diskursive Verbindung 
von Sexarbeit mit Gewalt, Frauenhandel, Zuhälterei, Zwang, patriarchaler Unterdrückung und 
Ausbeutung zeigt, dass der "Rekriminalisierungsdiskurs der Sexarbeit" (Sauer 2008: S. 94) 
nach wie vor aktuell ist. Vor allem aufgrund der Frauenhandels- und Zwangsprostitutions-
frames werden Sexarbeiter_innen viktimisiert und als schutzbedürftig dargestellt. Der 
notwendige Schutz der Sexarbeiter_innen legitimiert dabei behördliche und polizeiliche 
Kontrollen.  
Der Kontroll- und Schutz-frame, der von der Mehrheit der Parteivertreter_innen in der 
Debatte um ein Sexualdienstleistungsgesetz stark angewendet wird, ist im Hinblick auf die 
Wahrnehmung von (migrantischen) Sexarbeiter_innen jedoch problematisch. 
Sexarbeiter_innen werden als Opfer wahrgenommen, die vor verschiedensten Formen der 
Gewalt geschützt werden müssen und damit gleichzeitig entmündigt. Der Schutz wird 
Sexarbeiter_innen aufoktroyiert ohne strukturelle Bedingungen adäquat in den Blick zu 
nehmen. Es scheint die Devise "Schutz durch Kontrolle" im Vordergrund zu stehen und nicht 
"Stärkung bzw. Schutz durch Rechte". Der Schutz-frame legitimiert somit einerseits 
Kontrollmaßnahmen und entmündigt Sexarbeiter_innen auch im Hinblick auf eine mögliche 
Wahl der Arbeitsorte. Zum Schutz der Sexarbeiter_innen soll es kontrollierbare Räume und 
eine Einschränkung dieser Orte geben und keine Ausweitung der Möglichkeiten um 
Selbstständigkeit und Selbstbestimmung zu garantieren. 
Der Kriminalitäts-frame von Sexarbeit, d.h. die Verbindung von Sexarbeit mit 
Zwangsprostitution, Zuhälterei und Frauenhandel, steht hier einem tatsächlichen Zugeständnis 
an Rechten im Wege, da Sexarbeiter_innen lediglich als Opfer von individuellen Gewalttaten 
wahrgenommen werden. Diese Opferperspektive bzw. der Kriminalitäts- und Opfer-frame 
ermöglichen das Ausblenden struktureller, staatlicher und somit auch rechtlicher 
Bedingungen, da mit diesem framing eine Externalisierung vollzogen wird. Das Problem 
seien kriminelle Täter_innen, die Sexarbeiter_innen ausbeuten und eben diese Kriminalität 
müsse bekämpft werden. Die Bekämpfung der Kriminalität bzw. der Schutz der 
Sexarbeiter_innen legitimiert vor allem für die FPÖ, die ÖVP  und die SPÖ daher  die 
zentrale Maßnahme, nämlich Kontrolle. Die Verbindung von Sexarbeit mit (organisierter) 
Kriminalität und die Wahrnehmung von Sexarbeiter_innen als Opfer, die Schutz brauchen, 
legitimieren restriktive Regelungen. Anhand dieser restriktiven Regelungen soll versucht 
werden kriminelle Begleiterscheinungen und damit auch den "illegalen" Sektor 
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einzudämmen. Das Verbot der Wohnungssexarbeit, das vor allem von der ÖVP, aber auch 
von der SPÖ und der FPÖ mit fehlenden Kontrollmöglichkeiten und unsicheren 
Arbeitsbedingungen für Sexarbeiter_innen legitimiert wird, kann in diesem Kontext verortet 
werden. Auch der Umstand, dass der Straßenstrich nicht tatsächlich erlaubt wird, da 
Gemeinden bestimmte Zonen dafür erst genehmigen müssten, ist Teil dieser restriktiven 
Regelungen. Die starke Verbindung von Sexarbeit mit Kriminalität geht mit restriktiven und 
stark regulatorischen Regelungen und Kontrollmaßnahmen einher, die jedoch selbst einen 
illegalisierten Sektor schaffen. Das Verbot der Wohnungssexarbeit und auch der scheinbar 
liberale, tatsächlich aber restriktive Umgang mit dem Straßenstrich scheinen eher dazu  zu 
dienen, Sexarbeit an möglichst gut gekennzeichnete Orte zu binden und zu verhindern, dass 
Sexarbeit "in der Mitte der Gesellschaft" stattfindet.  
Die Verbindung von Sexarbeit mit Gewalt, organisierter Kriminalität, "Zuhälterei" und 
"Frauenhandel" sind gegenwärtig vorherrschende frames, die eine Anerkennung von Rechten 
für Sexarbeiter_innen und vor allem auch für Migrant_innen in der Sexarbeit erschweren und 
die Lebens- und Arbeitsrealitäten von (migrantischen) Sexarbeiter_innen verkennen. 
Paternalistische und restriktive Regelungen sind häufig die Konsequenzen, die keineswegs 
dem "Schutz" von Sexarbeiter_innen dienen, mit dem aber genau diese Maßnahmen 
legitimiert werden. Ohne die Betroffenen selbst in die Diskussionen mit einzubeziehen, wird 
bestimmt und festgelegt, was Sexarbeiter_innen brauchen. Rechte bleiben dabei wieder 
einmal ausgespart. 
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10. Anhang 
10.1. Interview-Leitfaden  
 
Fragen zur Person: 
Welche Funktion haben Sie inne? 
Seit wann etwa findet eine Auseinandersetzung mit der Thematik Sexualdienstleistung (SDL) 
statt? 
Was machen/arbeiten Sie konkret im Bereich der SDL? 
Einstiegsfragen: 
In Oberösterreich (OÖ) ist ein eigenes Gesetz im Entstehen, welches die Anbahnung und 
Ausübung von SDL regeln soll. Finden Sie das grundsätzlich gut? Wenn ja, warum? Oder 
denken Sie, dass es nicht notwendig sei, und somit die Regelung im Polizeistrafgesetz 
(PolStG) ausreichend? Warum? 
anders gefragt: Braucht OÖ Ihrer Meinung nach ein Sexualdienstleistungsgesetz (SDLG)? 
Wenn ja, warum? Wenn nein, warum nicht? 
Können Sie eine generelle Einschätzung zu SDL in OÖ abgeben? Was lief bis jetzt gut, was 
schlecht? Welche Probleme gibt es in diesem Zusammenhang? 
Fragen zu SDL generell: 
In der aktuellen Regierungsvorlage werden verschiedene Begrifflichkeiten verwendet. Es ist 
einerseits die Rede von SDL, aber auch von Prostitution. An anderer Stelle von Sexarbeit 
(SA). Welchen Begriff bevorzugen Sie? Warum? Was verstehen Sie darunter? Ist SDL ein 
adäquater Begriff? Welchen Begriff verwenden Sie, oder verwenden Sie die Begriffe in 
verschiedenen Kontexten anders? 
Verbinden Sie mit Prostitution/SA/SDL bestimmte Probleme, andere Themenbereiche, die im 
Zusammenhang mit Prostitution/SA/SDL relevant sind?   
Wer bietet SDL an? Wo werden diese angeboten? Welche "Tendenzen" würden Sie in dieser 
Hinsicht hervorheben?  
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Warum denken Sie ist das so? 
Welche Rolle spielen Freier bzw. Kunden? 
Betrachtet man die Geschichte der SDL in OÖ, gab es da Verschiebungen? War die Situation 
früher anders? 
Fragen im Hinblick auf das OÖ SDLG - die Situation in OÖ: 
Die zentralen Ziele des Oö. SDLG sind einerseits die Verbesserung der Arbeitssituation von 
Sexualdienstleistenden, andererseits soll die behördliche Kontrolltätigkeit erleichtert werden. 
Wird die aktuelle Regierungsvorlage dem Anspruch die Situation der Sexualdienstleistenden 
zu verbessern gerecht? Wenn ja, inwiefern? Was fehlt? 
Wie sollten die Verbesserungen der Arbeitssituation konkret aussehen?  
Was brauchen Sexualdienstleistende? Wie kann man sie unterstützen? Wer sollte etwas dafür 
tun? 
Was wäre im Hinblick auf die Situation von MigrantInnen (auch aus Nicht-EU-Ländern) , die 
SDL anbieten  zu beachten? 
Werden Sexualdienstleistende miteinbezogen in diese politischen Diskussions- und 
Entscheidungsprozesse? Wenn ja, wie? Wenn nein, warum nicht? 
Finden Sie es notwendig, dass sich Sexualdienstleistende polizeilich registrieren müssen? 
Warum?/Warum nicht? 
Was halten Sie von den wöchentlichen Kontrolluntersuchungen, denen sich 
Sexualdienstleistende unterziehen müssen?  
Soll Ihrer Meinung nach die Kontrolltätigkeit der Behörden erleichtert bzw. erweitert werden? 
Wozu? Was sollte der Sinn der Kontrollen sein?  
Die Kompetenzen eines Landesgesetzes hinsichtlich SA sind beschränkt. Was müsste sich 
Ihrer Meinung nach auf Bundesebene ändern, um den angesprochenen Zielen des geplanten 
Gesetzes gerecht zu werden?  
Finden Sie es gut, dass der Straßenstrich mit dem Oö. SDLG grundsätzlich erlaubt wird?  
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Wie beziehen Sie Stellung zum Verbot der Wohnungsprostitution in der Regierungsvorlage 
für ein Oö. SDLG?  
Visionen 
Wie sollte mit SDL umgegangen werden? Warum soll der Staat überhaupt  regulativ 
eingreifen? Schlägt OÖ den richtigen Weg ein? 
Wie soll mit Sexualdienstleistenden umgegangen werden? 
Und wie mit Freiern?  
Welche Rolle sollten dabei Sozialarbeiter_innen, NGOs, Polizei, Anrainer_innen... 
einnehmen? 
Erscheinen Ihnen andere Konzepte hinsichtlich des Umgangs mit SDL - im europäischen 
Vergleich - sinnvoller? 
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10.2. Abstracts 
10.2.1. Deutsche Version 
In dieser Arbeit werden Positionierungen zu bzw. frames von Sexarbeit herausgearbeitet, die 
von jenen Akteur_innen angewendet werden, die an der Debatte um ein 
Sexualdienstleistungsgesetz für das österreichische Bundesland Oberösterreich beteiligt sind. 
Anhand des interpretativen und (de-)konstruktivistischen Ansatzes der frame-Analyse 
konnten die spezifischen Vorstellungen, Bilder, Interpretationen und Wahrnehmungen von 
Sexarbeit entlang der Dimensionen der Problemdiagnose und der Problemprognose 
herausgearbeitet werden. Es wurde somit analysiert, was die jeweiligen Akteur_innen als 
Problem in Zusammenhang mit Sexarbeit wahrnehmen und welche Lösungsvorschläge sie 
dazu vorbringen. Dahinter steht die These, dass die Lösungsvorschläge der Akteur_innen von  
ihren jeweiligen Probleminterpretationen abhängen. Anhand der frame-Analyse qualitativer 
Interviews wurden die Positionierungen der Akteur_innen und somit deren policy-frames 
herausgearbeitet und dabei auf Widersprüche und Ausblendungen hingewiesen. Die zentrale 
Fragestellung, die im Zuge dieser Analyse beantwortet wurde, fokussierte jene frames, die im 
Rahmen der Debatte um ein eigenes Sexualdienstleistungsgesetz, eine Anerkennung von 
Rechten und die Verbesserung der Lebens- und Arbeitsbedingungen von Sexarbeiter_innen 
verhindern. 
10.2.2. English Version 
In this paper positions or rather frames of sex work are established.  Policy frames of those 
agents who form part of the debate about a "Sexualdienstleistungsgesetz" for the Austrian 
province Upper Austria will be analyzed. By means of the interpretative and 
(de)constructivist approach of frame-analysis I have been able to establish specific 
associations, images, interpretations and perceptions of sex work along the dimensions of 
problem diagnosis and problem prognosis. I analyzed the specific perception of each agent,  
their problem definition in relation to sex work and the solutions they offer. My thesis in this 
context is that proposals for solution are dependent on particular problem interpretations. By 
means of frame analysis of qualitative interviews it was possible to establish the different 
positions or policy frames of the relevant agents. The central question was which policy 
frames of sex work, in the context of the debate about a specific law for sex work, impede the 
acknowledgement of rights for sex workers and amendments of living and working conditions 
of sex workers. 
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